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Ich möchte mich meinerseits bei allen hauptamtlichen 
ebenso wie bei allen ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Rettungsdienste in Bayern ganz herzlich 
bedanken. Das sind grob geschätzt rund 100  000 Per-
sonen. Der hauptamtliche, aber auch der ehrenamtliche 
Einsatz, der bei diesen Rettungsdiensten geleistet wird, 
ist sehr beachtlich. Dafür auch in diesem Hohen Hause 
ein ganz herzliches Dankeschön. 

(Beifall bei der CSU und bei der SPD)

Schließlich möchte ich am Ende dieser Gesetzesberatung 
unserem Kollegen Herbert Ettengruber, der ein Fachmann 
in Sachen Rettungsdienst ist und der die Beratungen in 
besonders engagierter Weise von Anfang an begleitet 
hat, ganz herzlich für die Mitwirkung an diesem Gesetz 
danken, aber auch für alles, was er über die Jahre hinweg 
gerade im Ausschuss für Kommunale Frage und Innere 
Sicherheit und in den letzten Monaten als Vorsitzender 
dieses wichtigen Ausschusses insgesamt geleistet hat. 

Herr Ettengruber hat viel für den Rettungsdienst, aber 
insgesamt auch für die Kommunen und für die innere Si-
cherheit in diesem Land geleistet. Lieber Herbert Etten-
gruber, vielen herzlichen Dank für diese ganz besonderen 
Beiträge! Vielen Dank für dein Engagement, für deinen 
Einsatz! 

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, ich habe es geschafft, die Bitte 
um Zustimmung zu diesem Gesetz in fünfeinhalb Minuten 
zu formulieren. Vielen herzlichen Dank!

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Es liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung liegen 
der Gesetzentwurf auf Drucksache 15/10391, die Än-
derungsanträge auf den Drucksachen 15/10734 und 
10745 mit 10749 sowie die Beschlussempfehlung mit 
Bericht des federführenden Ausschusses für Kommunale 
Fragen und Innere Sicherheit auf Drucksache 15/11151 
zugrunde. 

Ich lasse zunächst über den vom endberatenden Aus-
schuss für Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfragen 
zur Ablehnung empfohlenen Änderungsantrag auf Druck-
sache 15/10745 abstimmen. Wer entgegen dem Aus-
schussvotum dem Änderungsantrag zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Frakti-
onen der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. 
Gegenstimmen? – Das ist die CSU-Fraktion. Stimment-
haltungen? – Niemand. Damit ist der Änderungsantrag 
abgelehnt. 

Den Gesetzentwurf 15/10391 empfiehlt der federführen-
de Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere Sicher-
heit zur Annahme mit der Maßgabe verschiedener Ände-
rungen. Der Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und 
Parlamentsfragen stimmt bei seiner Endberatung der Be-

hier in diesem Hohen Haus Novellierungen beschlossen. 
Nun liegt Ihnen die dritte grundlegende Novellierung vor. 

Ich will zu dem, was gerade gesagt worden ist, nur eine 
Anmerkung machen, Herr Kollege Wahnschaffe. Ich habe 
Verständnis dafür, dass Sie einen Bezug zwischen dem 
Rettungsdienst und der Polizei bei der Frage der Kosten 
eines Einsatzes herstellen. Trotzdem erlaube ich mir, 
da die Frage wiederholt in den letzten Jahren diskutiert 
worden ist, zu sagen, dass wir uns bei der Rechnungs-
stellung von entsprechenden Polizeieinsätzen, egal ob 
es sich um kommerzielle oder andere Veranstaltungen 
handelt, letztendlich schwer tun werden. Auch wenn es 
sich um kommerzielle Veranstalter handelt, sind diese 
häufig nicht selbst dafür verantwortlich, wieviel Personal 
eingesetzt werden muss. Ich beziehe mich in diesem Zu-
sammenhang auf die Diskussion, die wir vorhin geführt 
haben. So braucht man beispielsweise für die Sicher-
heitskonferenz in München eine gewisse Anzahl von Po-
lizeibeamten, um die Veranstaltung unmittelbar zu schüt-
zen. Daran, dass darüber hinaus aufgrund der Vorkomm-
nisse der vergangenen Jahre inzwischen dutzendweise 
Hundertschaften im Einsatz sind, um die Veranstaltung 
zu schützen, ist eigentlich nicht der Veranstalter schuld, 
sondern potenzielle Störer. Es wäre schwer, rechtlich zu 
vertreten, den Veranstalter für die Kosten verantwortlich 
zu machen, weil dort Störer auftreten. Es gibt im Übri-
gen auch höchst unterschiedliche Erfahrungen. Ich war 
kürzlich bei den Deutschen Touringwagen Meisterschaf-
ten am Norisring in Nürnberg. Es hat sich herausgestellt, 
dass es dort seit Jahren eine Veranstaltung mit 70 000 
Besuchern gibt, die erfahrungsgemäß sehr friedlich sind, 
und es keine Veranstaltung mit so vielen Besuchern gibt, 
bei der so wenig passiert wie dort. Die Nürnberger Poli-
zei kann die drei Tage dauernde Veranstaltung mit 70 000 
Besuchern mit 50 Beamten bewältigen. Andererseits gibt 
es Veranstaltungen mit 70 000 Besuchern, die einen we-
sentlich höheren Personaleinsatz erfordern. Ich glaube, 
wir tun uns schwer, wenn wir Kosten für einen Einsatz 
entsprechend zuordnen.

Zurück zum Rettungsdienstgesetz. Ich möchte mich an 
dieser Stelle für die engagierte Unterstützung bedanken, 
die die Durchführenden sowie die Aufgaben- und Kost-
enträger im Rettungsdienst geleistet haben, gerade auch 
bei der Vorbereitung dieses Gesetzes. Nicht zuletzt die 
Anregungen aus der Praxis und die gelegentlich auch 
kontrovers geführten Diskussionen mit allen am Ret-
tungsdienst Beteiligten haben zum Gelingen des Gesetz-
gebungsvorhabens beigetragen. Wir sind deshalb in der 
glücklichen Lage, über einen Gesetzentwurf zu beraten, 
der die Vollzugserfahrung in den letzten Jahren aufgear-
beitet hat und zu einer praxisnahen Lösung der Probleme 
beiträgt. Ich bin sehr froh, dass es doch in den meisten 
Fragen gelungen ist, ein breites Einvernehmen hier in 
diesem Hohen Hause zu erzielen. 

Das Gesetz soll zum 1. Januar 2009 in Kraft treten. Ich bin 
überzeugt davon, dass wir auch trotz unterschiedlicher 
Auffassungen in Einzelaspekten ein gemeinsames Ziel 
haben, nämlich die bestmögliche Versorgungsqualität für 
die bayerische Bevölkerung. Dem dient dieser Gesetz-
entwurf für ein neues bayerisches Rettungsdienstgesetz. 
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Regelung –, wenn ein Kandidat verzichtet. Die Wahl sollte 
dann also insgesamt wiederholt werden. 

Wir haben im damaligen Gesetzgebungsverfahren sowohl 
in der Ersten als auch in der Zweiten Lesung, aber auch 
schon im Ausschuss durch unsere Ausschusssprecherin 
Helga Schmitt-Bussinger darauf hingewiesen, dass diese 
Regelung einfach fatal und unsinnig ist. Im Ausschuss 
und in der Ersten Lesung ist darauf nicht einmal einge-
gangen worden. In der Zweiten Lesung hat sich immerhin 
der damalige Innenminister und jetzige Ministerpräsident 
etwas flapsig darüber hinweggesetzt und wörtlich gesagt 
– ich zitiere –:

Ich möchte nicht übermäßig polemisieren. Aber 
manche Leute sind bereits froh, wenn sie in eine 
Stichwahl kommen. Für diese Leute ist das der 
Erfolg ihres Lebens. 

Er hat weiter ausgeführt: 

Wir dagegen meinen, dass es nicht sinnvoll ist, 
jemanden in die Stichwahl zu zwingen, wenn er 
die Wahl nicht annehmen will. 

Dieses Zitat ist erstens unlogisch. Zweitens geht es an der 
Sache und an der Situation, die wir bei solchen Wahlen 
überall vorfinden, völlig vorbei. Darauf hat ausdrücklich 
auch Helga Schmitt-Bussinger hingewiesen. 

Sie haben das Gesetz trotzdem beschlossen, und zwar 
– das sage ich nochmals – gegen unsere Stimmen. Was 
ist das Ergebnis? Wie Sie alle wissen, hatten wir am 
2. März in Bayern eine Kommunalwahl. Wir haben viele 
Bürgermeister und Landräte gewählt. Ungefähr in einem 
halben Dutzend ist der fatale Fall eingetreten, dass ein 
Kandidat, der in die Stichwahl kam, gesagt hat: Ich ziehe 
meine Kandidatur zurück. Das hatte die Folge, dass es in 
den betreffenden Gemeinden für etliche Wochen keinen 
Ersten Bürgermeister gab, weil die gesamte Wahl mit 
ihrem Prozedere und der neuen Benennung von Kandi-
daten wiederholt werden musste. 

Das war natürlich unsinnig bis dort hinaus. Ich weise 
darauf hin: Das war eine zusätzliche Belastung nicht 
nur für die Parteien, sondern es war auch eine Kosten- 
und zeitliche Belastung für die Gemeinden, ebenso für 
die Wähler, die ja kaum nachvollziehen können, weshalb 
sie in einer solchen Situation nochmals zur Wahl gehen 
sollen. 

Immerhin haben wir jetzt nichts weiter gemacht, als einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, der den alten Zustand wie-
derherstellen soll. Wir fühlen uns darin bestärkt, weil Ihre 
Fraktion im Ausschuss ausdrücklich betont hat, dass die 
vor zwei Jahren getroffene Regelung nicht gut sei. Es ist 
natürlich so, dass man eine Wahlwiederholung gewisser-
maßen erzwingen kann. Wenn der eigene Kandidat nicht 
die nötige Erfolgsaussicht hat, macht man drei Monate 
später eine Wahlwiederholung. Wenn dann erneut eine 
Stichwahl fällig ist, kann man wieder seine Kandidatur 
zurückziehen. Aber das macht wirklich keinen Sinn. 

schlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu. 
Ergänzend schlägt er vor, in § 3 Abs. 1 Satz 2 als Datum 
des Inkrafttretens den „1. August 2008“ einzufügen. Ich 
verweise insoweit auf Drucksache 15/11151. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des endbe-
ratenden Ausschusses für Verfassungs-, Rechts- und 
Parlamentsfragen zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die CSU-Fraktion und die SPD-
Fraktion. Gegenstimmen? – Eine Stimme aus den Reihen 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltun-
gen? – Drei Stimmenthaltungen. 

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, 
führen wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort die 
Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfa-
cher Form durchzuführen. Erhebt sich Widerspruch? – 
Kein Widerspruch. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des endbe-
ratenden Ausschusses für Verfassungs-, Rechts- und 
Parlamentsfragen seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich sich zu erheben. – Das sind wiederum die CSU-
Fraktion und die SPD-Fraktion. Gegenstimmen? – Eine 
Gegenstimme aus den Reihen des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Das ist die übrige Frak-
tion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. 

Das Gesetz ist somit angenommen. Es hat den Titel: 
„Gesetz zur Regelung des Rettungsdienstes und zur Än-
derung des Gesetzes über die Errichtung und den Betrieb 
Integrierter Leitstellen“. 

Mit der Annahme des Gesetzentwurfs in der soeben 
beschlossenen Fassung haben die Änderungsanträge 
15/10734 und 15/10746 mit 15/10749 ihre Erledigung 
gefunden.

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt abgeschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 19 auf:

Gesetzentwurf der Abg. Franz Maget, Helga Schmitt-
Bussinger, Rainer Volkmann u. a. u. Frakt. (SPD)	
zur Änderung des Gemeinde- und Landkreiswahlge-
setzes (Drs. 15/10606)	
– Zweite Lesung –

Ich eröffne die Aussprache. Im Ältestenrat wurde hierzu 
eine Redezeit von fünf Minuten pro Fraktion vereinbart. 
Erster Redner ist Herr Kollege Volkmann. 

Rainer Volkmann (SPD): Es ist schon wirklich sehr ei-
genartig, meine Damen und Herren, dass wir von der 
SPD-Fraktion die Arbeit für Sie machen, aber Sie diese 
im Ausschuss dann ablehnen. Sie sind ausgesprochen 
undankbar. 

Worum geht es? Vor genau zwei Jahren, am 19. Juli 
2006, hat der Landtag gegen unsere Stimmen das Ge-
meinde- und Landkreiswahlgesetz neu gefasst. Darin war 
ein neuer Artikel 46 enthalten. Darin ging es darum, dass 
die Stichwahl nicht stattfinden sollte – das war die neue 
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Wir sind uns also einig, dass etwas geändert werden 
muss. Dazu gibt es verschiedene Möglichkeiten. Ein 
Schnellschuss hilft uns hier nicht weiter. 

Wir haben auf Antrag der CSU einen – sogar einstimmi-
gen – Beschluss dahingehend gefasst, dass die Staatsre-
gierung die Erfahrungen, die sie aus der Kommunalwahl 
zieht, zusammenfassen möge und dass man uns dazu 
im Herbst berichten möge. Dann werden wir in Ruhe da-
rüber beraten, wie wir das besser machen können. Mit 
Ihrem Vorschlag ist überhaupt nichts erreicht. 

Wenn wir dann im Herbst beraten, können wir noch 
etwas anderes ansprechen. Ich denke an sehr viele 
Fälle in Bayern, in denen Wahlen aufgehoben wurden 
und Neuwahlen erforderlich sind, nur weil im Vorfeld, bei 
der Nominierung, irgendwelche formelle Fehler gemacht 
wurden, die dem Wahlausschuss nicht aufgefallen sind. 
Auch das sollten wir in Ruhe angehen. Das ist ein weitaus 
größeres Problem. 

Ihr Antrag ist ein Schnellschuss. 

(Rainer Volkmann (SPD): Aber richtig!)

Nachdem der Schnellschuss offensichtlich am Ziel vor-
beigeht, können wir Ihnen leider nicht folgen. 

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Nächste Rednerin: Frau Kollegin 
Kamm.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrter Herr Kollege Manfred Weiß! Ich gehe davon 
aus, dass jemand, der in einer Stichwahl nicht gewählt 
werden will, gleich gar nicht kandidiert. 

(Rainer Volkmann (SPD): Genauso ist es! – Zuruf 
des Abgeordneten Dr. Weiß (CSU))

Welchen Sinn macht es, dass jemand kandidiert und dann 
erst bei der Stichwahl sagt: Nun will ich doch nicht ge-
wählt werden? Ich gehe davon aus, dass die Menschen, 
die kandidieren, ernsthafte Kandidaten und Kandidatin-
nen und keine taktischen Kandidierer sind, wie dies durch 
die jetzige Fassung des Gemeinde- und Landkreiswahl-
gesetzes möglich wäre. 

Sie sprechen jetzt von kleinen Gemeinden, in denen 
jemand gewählt wird, der überhaupt nicht kandidiert. 
Zunächst einmal ist dieser Fall äußerst selten. Zudem 
hat dieses Gesetz hauptsächlich Auswirkungen auf die 
Gemeinden, die größer sind, in denen ganze Listen auf-
gestellt werden und in denen taktisch kandidiert wird, 
um einem anderen Kandidaten bestimmte Vorteile zu 
schaffen. 

Dieses taktische Kandidieren wollen wir nicht. Es handelt 
sich bei dem Vorschlag des Herrn Kollegen Volkmann 
nicht um einen Schnellschuss. Vielmehr ist das, was er 

Im Ausschuss haben Sie gesagt, die Folgen der neuen Re-
gelung habe die CSU vor zwei Jahren nicht abgesehen. 

Wir haben jetzt unseren Antrag eingereicht. Ich denke, 
man kann ihm wirklich zustimmen. Er ist zustimmungs-
fähig. Ich weise darauf hin: Künftig dürfte es 150 bis 170 
außertourliche Wahlen von Bürgermeistern und Landrä-
ten geben. Je länger Sie mit einer entsprechenden Re-
gelung warten, desto schlimmer wird die Situation oder 
desto häufiger ist die Gefahr, dass eine Wahlwiederho-
lung statt einer Stichwahl stattfinden muss. 

Ich habe die Erfahrung gemacht: Wenn Sie eine Sache im 
Ausschuss ablehnen, dann lehnen Sie sie auch im Plenum 
ab. Das ist ein konsequentes Verhalten. Trotzdem ist es 
falsch, in diesem Fall ganz offenkundig falsch. Erlauben 
Sie mir, dass ich das schlicht so interpretiere: Das ist ein 
Ausdruck der Arroganz der Macht. 

Wie Sie wissen, ist die jetzige Regelung fatal und schlicht-
weg falsch. Aber Ihnen fehlt bedauerlicherweise jegliche 
Größe, aus einem Fehler, den Sie begangen haben und 
sogar ausdrücklich einräumen, die nötige Konsequenz 
zu ziehen, dies nur deshalb, weil wir den Vorschlag 
eingebracht haben. Das finde ich schade. Ich finde es 
schwach von Ihnen. Irgendwann werden Sie es korrigie-
ren müssen. 

Gleichwohl bitte ich Sie: Seien Sie vernünftig, und stim-
men Sie unserem exzellenten Antrag zu. Damit tun Sie für 
das gesamte Land nur Gutes. 

Ich bedanke mich für Ihre ungewöhnliche Aufmerksam-
keit zu dieser Stunde. 

(Beifall bei der SPD)

Präsident Alois Glück: Je später die Stunde, umso ruhi-
ger werden die Leute. 

Nächste Wortmeldung: Herr Kollege Dr. Weiß. 

Dr. Manfred Weiß (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! 
Für die CSU darf ich sagen, dass auch wir zu der Er-
kenntnis gekommen sind, dass sich diese Regelung nicht 
bewährt hat. Wir wollten es den Kandidaten ersparen, in 
die Stichwahl zu gehen, wenn jemand das Amt, für das 
er kandidiert, sowieso nicht antreten will. Jetzt müssen 
wir jedoch feststellen, dass es hier auch Missbrauch gibt. 
Nach der jetzigen Gesetzeslage kann man vor der Stich-
wahl einen Kandidaten zurückziehen, um eine neue Wahl 
zu erreichen. 

Irgendetwas muss geändert werden. Der Vorschlag der 
SPD ist zwar gut gemeint, aber falsch. Wenn man nämlich 
nicht mehr die Möglichkeit hat, vor der Stichwahl seine 
Kandidatur zurückzuziehen, kann man nach der Stich-
wahl, wenn man gewählt ist, dennoch einen Rückzieher 
machen. Ich denke an Fälle, wo es in kleineren Gemein-
den keinen Bürgermeisterkandidaten gegeben hat, aber 
die Wähler einfach irgendwelche Namen auf die Stimm-
zettel geschrieben haben. 
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Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf:

Gesetzentwurf der Abg. Margarete Bause, Dr.  Sepp 
Dürr, Maria Scharfenberg u.  a. und Frakt. (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)	
zur Änderung der Bayerischen Bauordnung 
(Drs. 15/10631)	
– Zweite Lesung –

Ich eröffne die Aussprache. Im Ältestenrat wurden fünf 
Minuten je Fraktion vereinbart. Erster Redner: Herr Kol-
lege Mütze.

(Zuruf von der CSU)

Thomas Mütze (GRÜNE): Lieber Kollege, jetzt geht es 
um Jugendspielplätze, und das ist mein Thema. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in der Ersten Lesung – 
ich durfte live dabei sein – war nur die Rede davon, wie der 
Lärm, der von Jugendspielplätzen ausgeht, einzuordnen 
ist. Da war von der 18. BImSchV – Bundesimmissions-
schutzverordnung – die Rede, von verhaltensbezogenem 
oder anlagenbezogenem Lärm. Da war davon die Rede, 
dass Kinderlärm nicht mit dem Lärm von Jugendlichen 
zu vergleichen ist. Wir haben also nur gehört, warum 
man Jugendspielplätze nicht fördern könne, warum man 
Jugendspielplätze eben nicht so einordnen könne wie 
Kinderspielplätze. 

Dabei will unser Änderungsantrag zur Bayerischen Bau-
ordnung nur erreichen, dass wir die Kommunen dabei un-
terstützen, Jugendspielplätze, wie sie schon vorhanden 
sind, zu erhalten und auch weiterhin neue Jugendspiel-
plätze in Wohngebieten zu errichten.

Allein in München – diese Zahl stammt vom Bayerischen 
Jugendring – sind 60 % der Jugendspielplätze in ihrem 
Erhalt gefährdet, und zwar in dem Fall, dass die Anwoh-
ner gegen diesen Spielplatz klagen. Dann müsste nach 
der 18.  BImSchV dieser Jugendspielplatz geschlossen 
werden. Ich kenne das aus meiner Stadt Aschaffenburg. 
Eine Kommune muss schon sehr tapfer sein, wenn sie 
diese Spielplätze nicht in vorauseilendem Gehorsam 
schließt, weil sie den juristischen Streit mit ihren eigenen 
Bürgern fürchtet. 

Meine Damen und Herren, wir wollen langfristig die Gleich-
stellung von Kinderspielplätzen und Jugendspielplätzen 
erreichen. Ich sage „langfristig“, weil das sicherlich nicht 
mit einer Änderung der Bayerischen Bauordnung allein zu 
erreichen wäre. 

Ich darf einen kurzen Einschub machen. Gestern kam die 
neue Ausgabe der Zeitschrift „Das Parlament“ auf den 
Tisch. Es war eine Sonderausgabe über Kinder. – Natür-
lich über Kinder. – Morgen werden wir den Enquete-Be-
richt beraten, bei dem es um die Jugendlichen geht, die 
ein wenig aus dem Fokus geraten. Wir reden über Früh-
förderung, wir reden darüber, dass wir mit der Schule so 
früh wie möglich anfangen müssen, womöglich schon im 
Kindergarten mit der Förderung unserer Kinder und mit 
der Bildung beginnen müssen. Was wir dabei aus dem 
Blickwinkel verlieren, ist die Jugend. 

vorschlägt, im Gegensatz zu vielem anderen, was heute 
beschlossen wurde, eine äußerst praktikable Lösung. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD)

Präsident Alois Glück: Das Wort hat Herr Staatsminister 
Herrmann. 

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministerium): 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sind 
uns einig darin, dass sich die vor zwei Jahren beschlos-
sene Regelung nicht bewährt hat. Ich stimme aber mit 
dem Kollegen Weiß darin überein, dass das, was die SPD 
jetzt vorschlägt, keine Lösung des Problems ist. 

Des Weiteren halte ich es für sinnvoll, dass sich dieses 
Hohe Haus – das ist der neu gewählte Landtag – im 
Herbst in einer umfassenden Weise mit Erfahrungen aus 
dieser Kommunalwahl beschäftigt. Ich will auch aus-
drücklich sagen, dass wir – jedenfalls aus der Sicht des 
Innenministeriums – nicht erst zwei Jahre vor der nächs-
ten großen Kommunalwahl Veränderungen im Kommu-
nalwahlrecht vornehmen sollten, sondern dass sich der 
neu gewählte Landtag alsbald mit den Konsequenzen 
aus den Erfahrungen bei der letzten Kommunalwahl be-
schäftigen sollte. 

Ich will ausdrücklich unterstreichen, was Herr Kollege 
Weiß gesagt hat: Wir müssen auch über manche Deregu-
lierung nachdenken. 

Natürlich ist das kommunale Wahlrecht und das Wahl-
recht insgesamt immer auch streng formalisiert. Aber 
wir müssen die Frage, was schon allein aufgrund von 
Formfehlern aufgehoben werden muss, einmal sorgfältig 
durchdenken. Aus guten Gründen habe ich deshalb zu-
gestimmt, dass die Stadtratswahl in Hof nicht aufgeho-
ben wird, weil es die Bürgerinnen und Bürger dort nicht 
verstanden hätten, wenn eine Wahl aus formalen Grün-
den aufgehoben worden wäre, und anschließend hätte 
mit den völlig gleichen Wahlvorschlägen die gleiche Wahl 
noch einmal stattgefunden. Dann hätten die Bürger wirk-
lich gefragt: Was soll der Zirkus?

Wir müssen uns also mit diesen Dingen auseinanderset-
zen. Das neue Hohe Haus sollte das im nächsten Winter 
tun. Aber der vorliegende Gesetzentwurf führt an dieser 
Stelle und in dieser Form nicht weiter. Darum bitte ich 
auch meinerseits um Ablehnung.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Die Aussprache ist geschlossen. 
Wir kommen zur Abstimmung. 

Der Abstimmung liegt der Initiativgesetzentwurf auf 
Drucksache 15/10606 zugrunde. Der federführende Kom-
munalausschuss empfiehlt auf Drucksache 15/11108 Ab-
lehnung. Wer entgegen dieser Empfehlung zustimmt, den 
bitte ich um ein Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Ge-
genstimmen! – Die CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen? – 
Keine. Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt.
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allem aber der Kommunen, festzulegen, die in keinem 
Zusammenhang zu konkreten baulichen Anlagen steht 
und daher auch nicht in der Bayerischen Bauordnung 
verankert werden kann. 

Der Gesetzentwurf schafft eine ausdrückliche gesetzliche 
Verpflichtung der Gemeinden, unter anderem zur Errich-
tung und zum Unterhalt von Sport- und Freizeiteinrich-
tungen. Diese Einschränkung der kommunalen Selbst-
verwaltung ist nicht notwendig, zumal die Gemeinden am 
besten in der Lage sind, selbst vor Ort zu entscheiden, 
wie den Bedürfnissen ihrer Kinder und Jugendlichen nach 
derartigen Einrichtungen Rechnung getragen werden 
kann. Zudem berührt eine verpflichtende Aufgabenüber-
tragung auf die Kommunen das in Artikel 83 Absatz 3 der 
Bayerischen Verfassung verankerte Konnexitätsprinzip; 
entsprechende Vorschläge zur Deckung der den Kom-
munen entstehenden Aufwendungen aus dem Staats-
haushalt enthält der Gesetzentwurf nicht.

Im Übrigen betrifft der Entwurf die verfassungsrechtlich 
geschützte Planungshoheit der Gemeinde und das Bau-
planungsrecht. Für Letzteres hat der Bund die konkurrie-
rende Gesetzgebungskompetenz, von der er in Gestalt 
des Baugesetzbuches auch abschließend Gebrauch ge-
macht hat. Raum für landesrechtliche Regelungen von 
Abwägungsgrundsätzen besteht deshalb nicht. Damit 
stehen dem Entwurf auch verfassungsrechtliche Gründe 
entgegen. 

Ich weise schließlich noch auf Folgendes hin: Die be-
absichtigte Verordnungsermächtigung betrifft ebenfalls 
nicht das Bausicherheitsrecht, sondern reine immissi-
onsschutzrechtliche Fragen, und kann daher nicht in die 
Bayerische Bauordnung aufgenommen werden. 

Für die Beurteilung von Lärmimmissionen durch Jugend-
freizeiteinrichtungen und Ähnliches kann grundsätzlich 
auf die Sportanlagenlärmschutzverordnung zurückgegrif-
fen werden. Diese führt im Allgemeinen zu einer sachge-
rechten Lösung der Lärmproblematik im Spannungsfeld 
zwischen sportlicher Freizeitbetätigung von Jugendlichen 
und den berechtigten Lärmschutzansprüchen benach-
barter Wohnbevölkerung. 

Das Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz hat bereits eine entsprechende Arbeits-
gruppe initiiert, die sich mit Lärmproblemen und even-
tuellen Lösungsmöglichkeiten bei derartigen Jugendein-
richtungen befasst. 

Präsident Alois Glück: Herr Kollege, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Mütze?

Eberhard Rotter (CSU): Nein. 

Teilnehmer sind der Bayerische Jugendring, die Kommu-
nalen Spitzenverbände, das Erzbischöfliche Ordinariat, 
der Münchener Mieterverein, der Münchener Senioren-
beirat, die Staatsministerien für Arbeit und Sozialord-
nung, Familie und Frauen, des Innern sowie für Unterricht 
und Kultus. Diese Arbeitsgruppe hat bereits ein Eckpunk-
tepapier erstellt, das Jugendspieleinrichtungen definiert, 
bestehende öffentlich-rechtliche Vorgaben zusammen-

Ab 12 oder 14 Jahren stört die Jugend. Da trinkt sie, da 
schmutzt sie, da macht sie Lärm, da möchten wir sie am 
liebsten nicht mehr sehen. Das ist doch das Problem, das 
wir mit den Jugendlichen haben. Sollen sie doch bitte-
schön ihre Dinge draußen am Ortsrand erledigen, sodass 
man sie nicht mehr hören und sehen kann und so, dass 
sie uns nicht stören. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch Sie beschweren 
sich darüber, dass unsere Kinder und Jugendlichen zu 
dick werden. Auch Sie beschweren sich darüber, dass 
unsere Kinder und Jugendlichen zu wenig Bewegung 
haben. Sie beschweren sich darüber, dass unsere Ju-
gendlichen zu viel vor dem Computer sitzen und die fal-
schen Spiele spielen. 

(Zuruf von der CSU: Ernährungsberatung!)

– Die Ernährungsberatung wird, glaube ich, auch noch 
zum Thema werden, aber nicht jetzt. – Wir können doch 
nicht immer nur mit dem Finger auf die Jugendlichen 
zeigen. Wir müssen doch den Jugendlichen auch Raum 
geben. Sie und ich, wir hatten zu unserer Jugendzeit 
noch den Raum, etwas zu tun, ohne dass wir jemanden 
nennenswert gestört haben. Sie haben auf der Straße ge-
spielt, Sie haben alle möglichen Dinge gemacht, sind in 
die Natur, an den Bach gegangen oder was auch immer. 
Können das unserer Jugendlichen heute noch genauso? 
– Nein, sie können das eben nicht mehr.

Deswegen wollen wir die Bayerische Bauordnung ändern. 
Wir wollen die Kommunen im Kampf für Jugendspielplät-
ze in Wohngebieten unterstützen, sodass die Anwohner 
diese Anlagen nicht wegklagen und sagen können: Das 
ist Lärm, den wir nicht haben wollen.

Wir können das regeln, liebe Kolleginnen und Kollegen. 
Nach der Föderalismusreform haben wir die Möglichkeit 
dazu, und wir sollten es auch regeln. 

Unser Vorschlag ist ein Schritt dazu. Natürlich ist das 
nicht der große Wurf. Das gebe ich gern zu. Wie gesagt: 
Es betrifft nur die Bayerische Bauordnung. Aber es wäre 
ein Schritt dazu, Jugendspielplätze gleichzustellen.

Ich bitte Sie, diesem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Alois Glück: Nächster Redner: Herr Kollege 
Rotter.

Eberhard Rotter (CSU): Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Der vorliegende Gesetzentwurf zeigt 
wieder einmal, dass „gut gemeint“ nicht immer „gut 
gemacht“ bedeutet. Es handelt sich leider nicht nur um 
keinen großen Wurf, sondern nicht einmal um einen klei-
nen Wurf. Wir müssen daher diesen Gesetzentwurf aus 
rechtlichen Gründen ablehnen. 

Die Bayerische Bauordnung regelt anlagenbezogenes 
Bausicherheitsrecht, während es dem Gesetzentwurf 
darum geht, eine allgemeine Aufgabe des Staates, vor 
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Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Liebe Kollegen, 
liebe Kolleginnen! Das war jetzt wieder ein Beispiel dafür, 
wie man etwas zerreden kann. Es geht um die Kinder und 
um den Lärm, den Kinder verursachen. Da höre ich nur, 
was alles nicht geht. Ich hätte aber gern einmal gehört, 
was geht. Das ist genau das Problem, das bereits in der 
Ersten Lesung deutlich geworden ist, bei der ich gedacht 
habe, zur Zweiten Lesung haben wir dieses Thema viel-
leicht erledigt. 

Ich erinnere mich, dass damals Herr Staatssekretär Heike 
gesagt hat, es gebe einen Bericht. Denn wir haben im vo-
rigen Jahr zu diesem Thema einen Bericht beantragt, der 
zwar ein Jahr später, nämlich im Sommer 2008, gegeben 
wurde, aber hierzu leider nichts enthält. Wir können mit 
dem Bericht nichts anfangen, weil darin zwar alles wun-
derbar beschrieben ist, aber leider keine Lösungsansätze 
genannt sind. Es geht nicht um die Kinder – für sie gibt 
es Spielplätze –, sondern es geht um die Jugendlichen, 
um die Zwölf- bis Sechszehnjährigen, die zwischendrin 
hängen und Probleme haben, weil sie zum Spielen nicht 
irgendwo hingehen können, sondern im Wohnumfeld 
bleiben müssen, um zu spielen. Genau dieses Problem 
wollten die GRÜNEN mit der Änderung der Bayerischen 
Bauordnung aufgreifen. Ich würde gerne wissen, welche 
Möglichkeit auf diesem Gebiet zielführend ist. Vielleicht 
macht die Staatsregierung hierzu einen Vorschlag. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Der Herr Rotter sagt, da nehmen wir die Sportanlagen-
lärmschutzverordnung. Aber wenn diese Verordnung 
nicht anwendbar ist, wie ich lese, muss uns etwas anders 
einfallen. Mich regt das Ganze ein bisschen auf. Bei der 
Ersten Lesung ging es nur um das Konnexitätsprinzip. 
Man hat Angst, dass der Staat den Kommunen etwas 
vorschreibt, was sie bezahlen müssen. Es geht stets 
darum, ob es sich um einen verhaltensbezogenen oder 
um einen anlagenbezogenen Lärm handelt. Kinderlärm 
sollte Zukunftsmusik sein. Kinderlärm sollte uns ein biss-
chen mehr wert sein, als nur darüber zu reden, was es für 
ein Lärm ist und wie man ihn möglicherweise verhindern 
kann. 

(Beifall bei der SPD)

Es ärgert mich wirklich, wie mit dem Thema umgegan-
gen wird. Es geht nicht um die Einschränkung der Selbst-
verwaltung der Gemeinden. Ich bekomme einen dicken 
Hals, wenn man sich nur Gedanken darüber macht, 
ob die Kommunen damit ein Problem haben. Es sollte 
unser aller Anliegen sein, auch für die in Rede stehende 
Altersgruppe genügend Bewegungsmöglichkeiten und 
Spielmöglichkeiten zu schaffen. Denn es geht dabei um 
die Jugendlichen, die zwischen allen Stühlen sitzen und 
noch nicht so weit sind, dass sie mit dem Moped irgend-
wo hinfahren können, damit man sie nicht mehr hört. Es 
geht um die Jugendlichen zwischen zwölf und sechzehn 
Jahren, für die niemand etwas übrig hat, weil sie als stö-
rend empfunden werden. 

Ich erwarte von der Staatsregierung, dass sie Vorschläge 
dazu macht, wie man mit dem Problem umgehen kann. In 

fasst und Hinweise für die Planung und den Betrieb von 
Jugendspieleinrichtungen gibt. 

Wir lehnen den Gesetzentwurf daher ab. 

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Frau Kollegin Kamm hat das Wort 
zu einer Zwischenbemerkung. 

Christine Kamm (GRÜNE): Herr Rotter, ich bedauere 
sehr, dass Sie den Ankündigungen und Berichten dar-
über, wie Jugendspielplätze besser gefördert und diese 
Konflikte vermindert werden können, keine Taten folgen 
lassen. Der gemeinsam beauftrage Bericht ist zwar ge-
geben worden, brachte aber keine Substanz. Wir haben 
wirklich das Problem, dass insbesondere in Ballungsre-
gionen etwas getan werden muss und Jugendspielplätze 
eingerichtet werden müssen. Ihr Verweis auf die Sportan-
lagenlärmschutzverordnung nutzt überhaupt nichts, weil 
Sportanlagen aufgrund der Regelungen dieser Sport-
anlagenlärmschutzverordnung – wie Sie wissen – in der 
Regel an den Rändern der Gemeinden entstehen. Aber 
Jugendliche können nicht mit dem Auto zum Spielplatz 
fahren, wie Sportler das in der Regel tun. Wir brauchen 
also wohnortnähere Spielplätze und sachgerechtere Lö-
sungen. Der Hauptkonfliktpunkt ist nicht der anlagenbe-
zogene, sondern der verhaltensbezogene Lärm, und hier 
hat das Land Handlungskompetenz. 

Bezüglich der Ermittlungsregelung beim verhaltensbezo-
genen Lärm gäbe es Spielräume und Gestaltungsmög-
lichkeiten, und diese sollten Sie nutzen.

Hängen Sie sich auch bitte nicht daran auf, dass Absatz 
3 dem Konnexitätsprinzip widersprechen würde; denn 
dieser Absatz bekräftigt lediglich die Aufgaben, die 
die Kommunen bereits haben, etwa für Spielplätze zu 
sorgen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Alois Glück: Herr Kollege Rotter.

Eberhard Rotter (CSU): Frau Kollegin Kamm, ich war 
eigentlich der Überzeugung, dass wir dieses Thema in 
den Ausschüssen bereits hinreichend diskutiert haben. 
Ich sage Ihnen aber gerne nochmals – nachdem der Herr 
Kollege Mütze den Gesetzentwurf unter anderem damit 
begründet hat –, dass es auch um die Sicherung be-
stehender Anlagen geht und hier die Sportanlagenlärm-
schutzverordnung durchaus Anwendung finden kann. 
Denn wir haben auch in Wohngebieten Sportanlagen 
errichtet. Es ist eine Arbeitsgruppe initiiert worden, die 
bereits entsprechende Ergebnisse gebracht hat. Das Pro-
blem ist so, wie Sie es in Ihrem Gesetzentwurf angehen, 
aus rechtlichen Gründen nicht lösbar. Das gehört nicht in 
die Bayerische Bauordnung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Präsident Alois Glück: Das Wort hat Frau Kollegin 
Werner-Muggendorfer. 
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dann wird es eben kompliziert. Deswegen nehme ich 
nicht für mich in Anspruch, dass ich das alleine formu-
liert habe, und bedanke mich bei allen, die ihren Sach-
verstand mit eingebracht haben. Wir haben ja auch bei 
der Beratung im federführenden Ausschuss gemeinsam 
noch eine kleine Lücke entdeckt.

Es war also eine sehr lange Diskussion, und wir wollen 
damit auch korrigieren, dass wir beim Verbot der Erhe-
bung einer Zweitwohnungsteuer eine andere Intention 
hatten, als es die Realität ist. Immerhin kommen 7 von 
26 Millionen Euro, die mit der Zweitwohnungsteuer aus 
den großen Städten München, Nürnberg, Augsburg oder 
Fürth erzielt werden, allein in München zustande. Das 
Problem ist, dass diese Zweitwohnungsteuer immer mehr 
Menschen trifft, die die Wohnung nicht ausschließlich für 
berufliche oder Ausbildungszwecke benötigen. Daher 
haben wir einen Regelungsbedarf gesehen.

Das eigentliche Problem für alle, die aus dem ländlichen 
Raum kommen, ist natürlich die damit verbundene Um-
meldung. Die jungen Leute melden ihren Erstwohnsitz lo-
gischerweise dann dort an, wo sie ansonsten Zweitwoh-
nungsteuer bezahlen müssten, um dieser zu entgehen. 

(Rainer Volkmann (SPD): Das müssen sie!)

Der Effekt ist, dass sie „zu Hause“ fehlen.

Uns ist auch klar, dass das juristisch nicht einfach ist. 
Aber mit der Lösung, die wir gefunden haben, nämlich 
dem Abstellen auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, 
gehen wir einen akzeptablen Weg. Wir stellen aber auf 
die Summe der positiven Einkünfte ab, um das Ganze 
möglichst gerecht zu gestalten. Es gibt einen Bonus für 
Ehegatten und für Lebenspartner, und wir haben heraus-
gefunden – das habe ich vorhin schon angesprochen –, 
dass wir bei Rentnern aufpassen müssen, dass die Rente 
nicht in voller Höhe der Steuerpflicht unterliegt. Auch da 
haben wir eine vernünftige Regelung eingeführt.

Wir haben auch eine Härtefallregelung für Personen mit 
schwankenden Einkommen gefunden, und wir haben 
Grenzfälle berücksichtigt. Wenn wir sagen: Für einen 
Single mit 25  000 Euro oder darunter soll keine Zweit-
wohnungsteuer erhoben werden, muss man auch be-
rücksichtigen, was ist, wenn man 25 600 Euro hat. Wir 
sagen, dann zahlt er nur ein Drittel, also 200 statt 600 
Euro Zweitwohnungsteuer.

Wir legen aber auch Wert darauf, dass diese Befreiung 
auf Antrag erfolgt. Das bedeutet, man muss schon selber 
tätig werden, wenn man keine Zweitwohnungsteuer 
zahlen will. 

Ich möchte auch in der gebotenen Kürze auf die Beden-
ken, die zum Teil von den Kommunalen Spitzenverbän-
den geäußert wurden, eingehen. Zum einen ist gesagt 
worden, man sei zu spät beteiligt worden. Dazu muss 
ich sagen: Wir haben diese Debatte monatelang geführt, 
und beide Kommunalen Spitzenverbände, der Städtetag 
und der Gemeindetag, sind sonst auch nicht so beschei-
den, dass sie sich nicht in eine politische Debatte „einmi-
schen“ oder einschalten. Ich denke, das hätten sie auch 

dieser Legislaturperiode wird dies nicht mehr zu schaffen 
sein. Aber ich hoffe, dass in der nächsten Legislaturperi-
ode den Erkenntnissen des schriftlichen Berichts, in dem 
das Problem zwar wunderbar beschrieben ist, aber keine 
Lösungen stehen, Taten folgen. 

Ich würde mir wünschen, dass man endlich einmal auch 
vonseiten der Staatsregierung Ansätze fände, dass die 
Staatsregierung uns bei der Lösung behilflich wäre, 
wenn schon unsere Lösungsansätze nicht angenommen 
werden. Wir haben 2007 eine Änderung verlangt, die 
GRÜNEN haben jetzt eine Änderung verlangt. Sie lehnen 
immer alle ab, aber eine eigene Lösung haben Sie nicht. 
Alle sagen in ihren Sonntagsreden immer: Die Kinder sind 
unsere Zukunft. Jetzt könnten Sie einmal beweisen, dass 
es so ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der 
GRÜNEN) 

Präsident Alois Glück: Es liegt keine weitere Wortmel-
dung vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Zugrunde liegt der Initi-
ativgesetzentwurf, Drucksache 15/10631. Der federfüh-
rende Ausschuss empfiehlt auf Drucksache 15/11121 die 
Ablehnung. Wer entgegen dieser Empfehlung zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. – Das sind die Frak-
tionen der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. 
Gegenstimmen? – Das ist die Fraktion der CSU. 

(Simone Tolle (GRÜNE): Aber der Herr Meißner 
ist dafür!)

Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist der Gesetzent-
wurf abgelehnt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 21 auf:

Gesetzentwurf der Abg. Herbert Ettengruber, Christi-
an Meißner, Martin Fink u. a. u. Frakt. (CSU)	
zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes (Drs. 
15/10637)	
– Zweite Lesung –

Ich eröffne die Aussprache. Es sind fünf Minuten Rede-
zeit pro Fraktion vereinbart. Das Wort hat Herr Kollege 
Meißner.

Christian Meißner (CSU): Ich will mich auch kurzfassen. 
Wir haben heute die Zweite Lesung der Änderung des 
Kommunalabgabengesetzes und geben damit, glaube 
ich, ein deutliches Signal, dass wir nicht wollen, dass 
Schüler, Auszubildende, Studenten oder Berufsanfänger 
mit geringer wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit zur Zweit-
wohnungsteuer insbesondere in großen Städten heran-
gezogen werden.

Lesen tut es sich furchtbar, das will ich gerne zugeben. 
Aber eine der vielen Erfahrungen für mich persönlich aus 
diesem Projekt ist gewesen: Wenn man sich ans deut-
sche Steuerrecht, sei es auch auf Landesebene und sei 
es auch eine kommunale Aufwandsteuer, heranmacht, 
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Präsident Alois Glück: Das Wort hat Frau Kollegin 
Kamm.

(Henning Kaul (CSU): Jetzt wird’s wieder proble-
matisch!)

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter 
Herr Meißner, nicht alles, was gut gemeint ist, ist auch 
gut gemacht. Eine Punktlandung hatten Sie allenfalls bei 
der Redezeit. Ihr Gesetz klingt kompliziert, trifft aber nicht 
die, die Sie treffen zu wollen vorgeben. 

Die Bürgermeister haben es bei der Anhörung im Kommu-
nalausschuss deutlich gemacht: Es handelt sich um einen 
Gesetzesvorschlag mit einem enormen Verwaltungsvoll-
zugsaufwand, mit erheblichen Umgehungsmöglichkeiten 
und mit vorprogrammierten Ungerechtigkeiten.

Wir werden die Situation haben, dass Millionäre, die von 
ihren Kapitaleinkünften leben, von der Zweitwohnungsteu-
er befreit werden, während der dienstabgeordnete Poli-
zeibeamte, der pendeln muss, aber betroffen ist, zahlen 
muss. Der Hintergrund ist, dass Sie die Einkommen nach 
dem Steuerbescheid bemessen, und im Steuerbescheid 
stehen verschiedene Kapitalerträge nicht drin.

(Eduard Nöth (CSU): Das ist doch falsch!)

Eine praktikable Lösung, die genau die entlasten soll, 
die Sie entlasten wollen, ist dies nicht. Sie produzieren 
neue Ungerechtigkeiten. Sie entlasten die Millionäre und 
belasten die Berufspendler. Lassen Sie sich etwas Ge-
scheiteres einfallen. Produzieren Sie nicht undurchdachte 
Schnellschüsse.

(Beifall der Abgeordneten Maria Scharfenberg 
(GRÜNE))

Präsident Alois Glück: Das Wort hat der Herr 
Innenminister.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministerium): 
Herr Präsident, meine liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
kann ja verstehen, Frau Kollegin Kamm, dass Ihnen nicht 
recht ein gutes Argument eingefallen ist, warum Sie da-
gegen sein sollten. Aber dass Ihnen jetzt nichts anderes 
mehr eingefallen ist, als der CSU und der SPD vorzuwer-
fen, wir wollten die Millionäre entlasten, 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Das ist 
gewagt!)

das ist doch ein bisschen arg schwach gewesen. 

Ich will nur in aller Kürze feststellen: 

Präsident Alois Glück: Herr Staatsminister, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage der Frau Kollegin Kamm? – Bitte.

Christine Kamm (GRÜNE): Ist Ihnen bewusst, dass das 
in der Anhörung im Innenausschuss genau der Vorwurf 
der Bürgermeister der Fremdenverkehrsgemeinden war? 

getan, wenn sie nicht gehofft hätten, dass wir das vor der 
Sommerpause nicht mehr hinbekommen.

Die Sorge, die man da hat, verkenne ich nicht. Ich möchte 
auch als ganz klares Signal geben: Wir wollen weiterhin, 
dass die Zweitwohnungsteuer von denjenigen erho-
ben wird, die wir als Gesetzgeber im Kopf hatten. Wenn 
jemand, der gut situiert ist, in einer schönen Gegend Bay-
erns eine Zweitwohnung unterhält, dann soll er auch zur 
Zweitwohnungssteuer herangezogen werden. Aber ich 
glaube, dass sich die allermeisten Bürgermeister im Ge-
meindetag mit dem Gedanken anfreunden können, dass 
Personen mit unter 25 000 Euro oder bei Eheleuten unter 
33 000 Euro für eine solche Besteuerung nicht herange-
zogen werden sollen. Ich glaube, da sind wir sehr schnell 
beieinander.

Der Gesetzentwurf kommt aus dem Parlament. Wir haben 
gemeinsam daran gefeilt. Ich bedanke mich für die sehr 
ernsthafte und konstruktive Debatte, weil es kein leichtes 
Thema ist, die wir jederzeit fair miteinander geführt haben. 
Herzlichen Dank auch an die SPD. Kollege Schindler, ich 
gehe davon aus, daran hat sich nichts geändert, dass die 
SPD mitmacht.

Frau Kollegin Kamm, ich habe im federführenden Aus-
schuss sehr genau zugehört. Aber die Gründe, aus denen 
die GRÜNEN dagegen sind, verstehe ich nach wie vor 
nicht. Man kann mehr wünschen oder anderes wünschen. 
Aber ich habe Ihrer Begründung bisher nicht entnehmen 
können, was die GRÜNEN dagegen haben.

Dank auch an Innenminister Herrmann, der schon als 
Fraktionsvorsitzender der CSU daran mitgefeilt hat und 
das Ganze nun als Innenminister begleitet.

Meine Redezeit ist zu Ende – eine Punktlandung. Ich bitte 
um Zustimmung in der jetzt vorliegenden Form.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU) 

Präsident Alois Glück: Das Wort hat Herr Kollege 
Volkmann.

Rainer Volkmann (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Ich mache es jetzt ganz kurz 
und sage nur zwei Dinge. 

(Beifall des Abgeordneten Eduard Nöth (CSU))

– Einsamer Applaus – danke schön.

Ich hoffe, dass das nicht der Einstieg in die Abschaffung 
der Zweitwohnungssteuer ist, weil die Gemeinden, die 
betroffen sind, plausibel gesagt haben: Wir kriegen dann 
weniger und müssen mehr Personal leisten, aber dessen 
ungeachtet werden wir zustimmen.

Ich schenke Ihnen jetzt vier Minuten und 30 Sekunden und 
erwarte dafür Ihr Entgegenkommen an anderer Stelle. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)
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im Bayerischen Wald. Dies alles kann zu Verwerfungen 
führen. 

Wir müssen nun ein Stück weit dagegen einschreiten. 
Deshalb ist es richtig, dass das jetzt insoweit korrigiert 
wird. Ich denke auch an die jungen Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamten, zum Beispiel solche aus Niederbay-
ern oder aus der Oberpfalz, 

(Beifall bei der CSU)

die gegen ihren Willen zum Dienst in der Landeshaupt-
stadt verpflichtet werden, 

(Zuruf der Abgeordneten Ulrike Gote (GRÜNE))

ihre Heimat aber immer noch zu Hause sehen. Wenn 
sich diese dann in München eine kleine Zweitwohnung 
nehmen, dürfen Sie dafür zu allem Überdruss auch noch 
Zweitwohnungsteuer zahlen.

(Zuruf der Abgeordneten Ulrike Gote (GRÜNE))

Das ist in der Tat eine Fehlentwicklung. Ihr will die CSU-
Fraktion mit ihrem entsprechenden Änderungsantrag 
gerecht werden. Ich halte das für eine gute Konzeption. 
Ich unterstütze nachdrücklich, dass mit diesem Gesetz-
entwurf jetzt jedenfalls einem Teil der Fehlentwicklungen 
vorgebeugt wird.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Herr Staatsminister, ich habe 
keine Lücke gefunden, um Sie zu fragen, ob Sie eine 
Zwischenfrage zulassen. Frau Kollegin Kamm macht nun 
eine Zwischenbemerkung. Frau Kollegin. 

Christine Kamm (GRÜNE): Herr Minister, wollen Sie tat-
sächlich suggerieren, dass das Melderecht nicht eindeu-
tig ist, sondern dass sich Studenten je nach Zweitwoh-
nungsteuer einmal hier, einmal dort anmelden können, 
dass so etwas also möglich ist? Herr Minister, nehmen 
Sie zur Kenntnis, dass wir beispielsweise eine Eingabe 
der Deutschen Polizeigewerkschaft haben, die sagt, dass 
die Regelung, die Sie vorschlagen, genau dazu führt, dass 
die Polizeibeamten, die aus dem Bayerischen Wald nach 
München abgeordnet werden, nach wie vor Zweitwoh-
nungsteuer zahlen müssen, dass sie also aufgrund Ihrer 
Regelung nicht ausgenommen werden? Wollen Sie tat-
sächlich suggerieren, dass die Möglichkeiten, die die Ge-
meinden haben, die Zweitwohnungsteuer aufgrund der 
Bemessungsgrundlage Einkommensteuer zu erheben, 
nicht dazu führen, dass gut Betuchte bei der Bemessung 
der Einkommenshöhe unter den Tisch fallen? 

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministerium): 
Liebe Frau Kollegin Kamm, das alles ist in den Ausschüs-
sen rauf und runter diskutiert worden. Ich will nun nicht 
mehr bei Adam und Eva anfangen. Ich will Ihnen aber 
eines sagen, weil das Innenministerium beim Thema 
Melderecht immer wieder Adressat ist. Sie sprechen Stu-
denten an. Natürlich hat das Melderecht klare Vorgaben. 
Betrachten Sie aber einmal einen Universitätsstudenten 

Die Bürgermeister von Bad Tölz und von der Allgäu-
er Hörnergruppe haben gesagt, dass sie Villenbesitzer 
haben, die im Wesentlichen von Kapitalerträgen leben 
und aufgrund dieser Regelung von der Zweitwohnung-
steuer befreit würden. Zudem wird ein erheblicher Teil der 
Zweitwohnungsteuerpflichtigen nicht zur Einkommen-
steuer veranlagt, Studenten verfügen in der Regel nicht 
über den geforderten Einkommensteuerbescheid.

Präsident Alois Glück: Herr Staatsminister!

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministerium): 
Frau Kollegin Kamm, ich habe ja dafür Verständnis, dass 
mancher Bürgermeister um seine Pfründe kämpft. Wir 
haben das in die kommunale Selbstverantwortung gege-
ben. Vor zwei Wochen war ich auf dem Sparkassentag 
in Garmisch. Der Garmischer Bürgermeister hat mich 
ganz direkt mit seiner Sicht der Dinge konfrontiert. Ich 
habe ihm ins Gesicht gesagt: Die Kommunen hatten zwei 
Jahre lang Zeit, Fehlentwicklungen in diesem Bereich im 
Rahmen der kommunalen Selbstverantwortung selbst zu 
korrigieren; sie haben diese Chance nicht genutzt. 

Ich will ausdrücklich unterstreichen: Der Bayerische 
Landtag beschäftigt sich heute mit diesem Thema auf-
grund nachdrücklicher Forderungen zahlreicher anderer 
Bürgermeister aus ganz Bayern. Das ist kein Thema, 
das wir im Landtag erfunden haben, sondern zahlrei-
che Bürgermeister aus Kommunen, in denen sich zum 
Beispiel junge Studenten abmelden, um der Zweitwoh-
nungsteuer in München und dergleichen zu entgehen, 
sind in den letzten Jahren zunehmend aufgekreuzt und 
haben gesagt: Leute, da müsst ihr etwas tun; das ist eine 
Fehlentwicklung. 

Ich sehe mir die Bilanz des vergangenen Jahres an. Nach 
unseren Statistiken haben im vergangenen Jahr, von 
2056 Gemeinden in Bayern nur 139 die Zweitwohnung-
steuer erhoben. Diese 139 Kommunen haben im vergan-
genen Jahr immerhin 26 Millionen Euro eingenommen. 
Von diesen 26 Millionen Euro an Zweitwohnungsteuer-
einnahmen, meine Damen und Herren, stammten allein 7 
Millionen Euro, also über ein Viertel, über 25 %, aus der 
Landeshauptstadt München. Meine Damen und Herren, 
dazu kann ich nur sagen: Das war damals ganz offen-
sichtlich nicht die Absicht dieses Hohen Hauses.

(Beifall bei der CSU)

Niemand wird der Landeshauptstadt München verweh-
ren, Zweitwohnungsteuer zu erheben. Nun werden aber 
reihenweise Studenten, beispielsweise aus dem Bayeri-
schen Wald, abkassiert, die sich dann, um der Zweitwoh-
nungsteuer zu entgehen, ummelden.

(Zurufe von den GRÜNEN)

Die Landeshauptstadt München – das ist legitim – sagt 
natürlich aus guten Gründen: Wir wollen ja gerade, dass 
sie sich ummelden; der kommunale Finanzausgleich 
ist nämlich so konstruiert, dass ein Einwohner der Lan-
deshauptstadt München nur mit dem Hauptwohnsitz 
Geld bringt, nicht aber mit Hauptwohnsitz in einem Dorf 
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Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des mitberaten-
den Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die CSU-Fraktion und die SPD-Fraktion. Gegenstim-
men? – Vier Gegenstimmen aus den Reihen der CSU-
Fraktion und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, 
führen wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort die 
Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in ein-
facher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich 
nicht. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

– Können wir wieder Ruhe einkehren lassen? 

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des mitberatenden 
Ausschusses seine Zustimmung geben will, den bitte ich, 
sich vom Platz zu erheben. – Danke. Die Gegenprobe! – 
Das sind vier Abgeordnete aus den Reihen der CSU sowie 
die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Damit 
ist das Gesetz so angenommen. Es hat den Titel: „Gesetz 
zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes“. 

Eine Erklärung zur Abstimmung: Herr Kollege Sprinkart. 

Adi Sprinkart (GRÜNE): Ich komme von draußen und 
es regnet. Deshalb bin ich so nass. Das kann passieren, 
wenn man sein Büro nicht im Hause hat.

Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte 
eine Erklärung zur Abstimmung abgeben. Ich habe dem 
Antrag von Herrn Kollegen Meißner und anderen, der 
damals Ausgangspunkt für diese Gesetzesänderung war, 
zugestimmt, weil ich wie Sie der Meinung bin, dass Stu-
denten und Geringverdiener keine Zweitwohnungssteuer 
zahlen sollen. Ich muss Ihnen allerdings sagen: Diesem 
bürokratischen Monster, das ohne Absprache und ohne 
Rückkoppelung mit den Kommunalen Spitzenverbänden 
entstanden ist, kann ich leider nicht zustimmen.

Präsident Alois Glück: Damit ist dieser Tagesordnungs-
punkt abgeschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 22 auf:

Gesetzentwurf der Abg. Margarete Bause, Dr.  Sepp 
Dürr, Maria Scharfenberg u. a. u. Frakt. (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)	
über die unterirdische Verlegung von Hochspan-
nungsleitungen (Drs. 15/10543)	
– Zweite Lesung – 

Ich eröffne die Aussprache. Im Ältestenrat wurden dafür 
fünf Minuten je Fraktion vereinbart. Die erste Rednerin ist 
Frau Kollegin Gote.

Ulrike Gote (GRÜNE): Herr Präsident, sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Interessant wäre, ob Herr Kollege 
Sprinkart zwar in einem Jackett, aber in diesem Zustand 

mit typischerweise etwa sieben Monaten Vorlesungszeit 
im Jahr.

(Zuruf der Abgeordneten Ulrike Gote (GRÜNE) – 
Gegenrufe von der CSU: Ruhe!)

Präsident Alois Glück: Meine Damen und Herren! Mit 
wechselseitiger Aufregung wird es nicht besser. Das gilt 
für Sie, und das gilt für Frau Kollegin Gote. Frau Kollegin 
Gote, melden Sie sich bitte zu Wort, wenn Sie regelmäßig 
so agieren. 

Das Wort hat Herr Staatsminister. 

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministerium): 
Ich wollte hier nichts mehr sagen. Frau Kollegin Kamm 
wollte unbedingt eine Frage an mich stellen. Jetzt beant-
worte ich sie, und Frau Kollegin Gote kann sich gar nicht 
mehr einkriegen.

(Christian Meißner (CSU): Die ist von der Antwort 
so begeistert!)

Ich kann es auch sein lassen. Ich habe die Frage nicht 
aufgeworfen. Frau Kollegin Kamm, wollen Sie eine Ant-
wort oder nicht? – Schon; gut. Nehmen Sie einen Stu-
denten, der sieben Monate Vorlesungszeit hat, der von 
Montag bis Freitag an seinem Universitätsort ist und re-
gelmäßig am Wochenende und während der gesamten 
Semesterferien, wenn er es so gestaltet, zu Hause ist. 
Pi mal Daumen kommen Sie dann tatsächlich auf etwa 
pari/pari. Es ist überhaupt nicht zu beanstanden, dass es 
einen gewissen Gestaltungsspielraum gibt, dass also der 
eine sagt: Ich habe meinen Lebensmittelpunkt am Studi-
enort, während ein anderer nach wie vor sagt: Ich habe 
meinen Lebensmittelpunkt an meinem ursprünglichen 
Heimatort. Ich bin jedenfalls ganz nachdrücklich der Mei-
nung, dass Kreisverwaltungsbehörden oder Gemeinden 
dem nicht unbedingt hinterherstieren sollten. Ich meine 
deshalb, dass wir nicht hinterherschnüffeln sollten, wo 
sich so jemand tatsächlich mehrheitlich aufhält. Das ist 
so in Ordnung. Deshalb sage ich noch einmal: Ich halte 
diesen Gesetzentwurf für gut und zielweisend, und des-
halb sollten wir ihm zustimmen.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Die Aussprache ist geschlossen. 
Wir kommen zur Abstimmung. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Der Abstimmung liegen der Initiativgesetzentwurf auf 
Drucksache 15/10637 und die Beschlussempfehlung mit 
Bericht des federführenden Ausschusses auf Drucksache 
15/11103 zugrunde. Der federführende Ausschuss emp-
fiehlt Zustimmung mit der Maßgabe von Änderungen. 
Dem stimmt der mitberatende Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen zu, allerdings mit der Maßga-
be einer weiteren Änderung. Ich verweise insoweit auf die 
Drucksache 15/11103. 
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Sie im Land. Ich bin gespannt, ob Sie zu diesem Thema 
auch eine Unterschriftenaktion durchführen werden. Sie 
bedienen –  das ist völlig klar  – nur die Interessen der 
großen Stromversorger, die mit ihren großen Gewinnen 
die Verkabelung selbstverständlich schultern könnten. 
Sie verschlafen die Entwicklung der Zukunft in mehrfa-
cher Hinsicht.

Das Gesetz wäre nämlich vernünftig, weil es Konflikte 
lösen könnte, die wegen solcher Hochspannungsleitun-
gen entstehen. Es wäre vernünftig, weil wir mit der Erd-
verkabelung die Stromversorgung besser garantieren 
könnten als mit den Freileitungen. Es wäre vernünftig, 
weil die Belange des Umweltschutzes und des Schutzes 
der Menschen vor den Belastungen der Hochspannung 
damit berücksichtigt würden. Es wäre auch für Bayern 
als Technologiestandort vernünftig; denn wenn wir solche 
Projekte anschieben, geht auch die technologische Ent-
wicklung weiter. Dann wird es irgendwann günstiger als 
es jetzt schon ist.

Ich bitte Sie daher, diesem Gesetzentwurf zuzustimmen 
und damit ein gutes Werk für all diejenigen zu tun, die in 
der Nähe von solchen Leitungen leben müssen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Alois Glück: Nächster Redner: Herr Kollege 
Graf von und zu Lerchenfeld.

Philipp Graf von und zu Lerchenfeld (CSU): Herr Prä-
sident, Hohes Haus, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Warum sträuben wir uns gegen das Gesetz? Wir sträuben 
uns, weil es nicht in diese Zeit passt. Es würde zu einer 
ungeheuren Verteuerung des Stroms führen. Außerdem 
sind uns die Investitionskosten zu hoch. Die Forderung ist 
technisch schlicht und einfach nicht umsetzbar. Deshalb 
werden wir dieses Gesetz ablehnen.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Das Wort hat Frau Kollegin 
Biedefeld.

Susann Biedefeld (SPD): Herr Präsident, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Herr Kollege Graf von und zu Ler-
chenfeld, es ist technisch möglich. Ich lese dazu einen 
Artikel mit der Überschrift „Freies Wort“, erschienen im 
Ressort Thüringen vom 9. Juni: „In Berlin verzichtet der 
Energieriese Vattenfall schon lange auf Freileitungen und 
lässt Höchstspannungen durch einen Tunnel fließen.“ 
Vattenfall praktiziert das, von dem Sie behaupten, dass 
es technisch nicht ginge, bereits heute in Berlin und an-
deren Orten. Dort werden nicht Freileitungen, sondern 
unterirdische Leitungen im Tunnel genutzt. Technisch 
geht das also.

Zu Ihrem Argument der Kosten: Sie haben den Antrag 
der SPD-Fraktion, mit dem wir die Kosten prüfen lassen 
wollten, abgelehnt. In dem Klimapaket, das die Bundes-
regierung verabschiedet hat, waren Aussagen von Wis-
senschaftlern und Technikern angeführt, unterstützt von 
einer Bundeskanzlerin Dr. Merkel und einem Umweltmi-
nister Gabriel, die entsprechende Signale in Richtung 

vor diesem Hohen Haus überhaupt reden dürfte. Ich habe 
leider nicht so viel Zeit, um darauf einzugehen.

Ich bin noch relativ wach. Ich hoffe, Sie sind es auch, 
damit wir die Debatte um das wichtige Thema „Erdver-
kabelung“ mit der gleichen Frische führen können wie die 
Debatte zum vorherigen Gesetzentwurf.

Ich habe Ihnen bei der Ersten Lesung die Problematik 
geschildert. Unser Gesetzentwurf zielt darauf ab, die 
Erdverkabelung gesetzlich zu regeln. Ich habe Sie in der 
Ersten Lesung auf Konflikte in unserem Land hingewie-
sen, bei denen es genau um solche Projekte geht. Ich 
nenne noch einmal das Stichwort „Südwest-Kuppellei-
tung“. Dieses Thema ist inzwischen wichtiger geworden 
und es wird mehr darüber diskutiert, nicht nur wegen des 
Klimawandels, wie wir in der letzten Woche lesen konn-
ten. Dieser Klimawandel kommt in Oberfranken und ganz 
Bayern dramatischer und schneller, als wir das befürchtet 
haben.

Wir werden weiterhin mit starken Sturm- und Wetterer-
eignissen rechnen müssen. In dieser Situation sind Hoch-
spannungsleitungen, die auf Masten geführt werden, 
keine zukunftsfähige Lösung mehr. Das Thema wird auch 
wegen der Energiedebatte wichtiger. Wir müssen die 
Energieversorgung im Land sicherstellen. Wir brauchen 
Lösungen für verschiedene Netzleitungen. Wir brauchen 
eventuell auch neue Stromleitungen. Wir nehmen aber 
zur Kenntnis – anders als Sie –, dass die Menschen nicht 
mehr bereit sind, alles hinzunehmen und jedes Risiko zu 
akzeptieren. Nachgewiesenermaßen ist es nun einmal 
ein Risiko, in der Nähe einer Hochspannungsleitung zu 
wohnen. Dazu gibt es bessere Alternativen. 

Mittlerweile hat Niedersachsen hierzu ein Gesetz be-
schlossen. Es sollte Sie stutzig machen, dass das Ka-
binett der Bundesregierung – an der die beiden großen 
Fraktionen in diesem Hause beteiligt sind, wenn ich rich-
tig informiert bin – ein Energieleitungsausbaugesetz im 
Juni vorgelegt hat, das die Verkabelung gesetzlich regelt. 
Interessant ist, dass darin auch Abstände zu Wohnbebau-
ungen bei der Errichtung neuer Leitungen vorgeschrieben 
sind, bei denen dann eine Erdverkabelung vorgenommen 
werden muss. Interessant ist auch, dass sich Thüringen 
offensichtlich besser als Bayern um seine Bevölkerung 
kümmert; denn ein Teil der Südwest-Kuppelleitung ist 
nämlich in diesem Gesetz aufgeführt und für die Erdver-
kabelung vorgesehen. Daran hätten Sie sich ein Beispiel 
nehmen können.

Sie sehen, dieses Bundesgesetz hat, wenn es denn Recht 
werden sollte, Auswirkungen auf Bayern und diesen kon-
kreten Fall. Eon hat sich dazu schon geäußert. Die De-
batten im Ausschuss zu diesem Thema waren kurios. Die 
CSU argumentiert auf einmal ökologisch und macht sich 
Sorgen um die Erwärmung in der Erde durch Hochspan-
nungsleitungen. Sie hat außerdem völlig falsche Fakten 
und völlig überzogene Kostenschätzungen vorgebracht.

Nach diesen Debatten in den Ausschüssen frage ich 
mich, warum Sie sich eigentlich so gegen dieses Gesetz 
sträuben. Sie werden hier wieder einmal von Ihrer Kanz-
lerin überholt. Die CDU ist in dieser Hinsicht weiter als 
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werden wollte. Die Union in Niedersachsen sagt, dass es 
ihr um den vorsorgenden Schutz der Wohnumfeldqualität 
und des Landschaftsbildes ginge. 

Niedersachsen hat bereits vor einem Jahr, im Juni 
2007, ein Erdkabelgesetz mit der Mehrheit der Union 
beschlossen.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Warum erklären Sie uns, dass Sie keine Fähigkeiten, kein 
Wissen und keine Kenntnisse haben, wenn die CDU in 
Niedersachsen dafür stimmt? Sagen Sie das doch Ihren 
Kolleginnen und Kollegen der CDU in Niedersachsen. Wir 
geben gerne weiter, dass Sie sogar den Ministerpräsi-
denten Wulff und Ihre Unionskollegen in Niedersachsen 
bei Ihrer Kritik einbeziehen. 

Wir wollen einen vorsorgenden Schutz der Wohnum-
feldqualität und des Landschaftsbildes in Bayern. Es geht 
uns um den Schutz der Bürgerinnen und Bürger. Wenn 
es um die Fichtelgebirgs-Autobahn geht, stellt sich In-
nenminister Herrmann in Oberfranken hin und sagt: Nicht 
gegen den Willen der Bürgerinnen und Bürger, nicht über 
die Köpfe der Bürgerinnen und Bürger hinweg. Ich würde 
mich freuen, wenn sich auch bei diesem Thema ein Ver-
treter der Staatsregierung in Oberfranken hinstellen und 
den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern sagen würde: 
Nicht mit uns, mit uns keine Hochspannungsleitung, 
keine 380-kV-Leitung gegen den Willen der Bürgerinnen 
und Bürger. Es besteht Handlungsbedarf, und ich fordere 
Sie auf, in Bayern und Berlin dazu tätig zu werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Alois Glück: Nochmalige Wortmeldung: Kolle-
ge Philipp Graf von und zu Lerchenfeld.

Philipp Graf von und zu Lerchenfeld (CSU): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Ich wollte dazu nur 
ganz kurz sagen: Sie glauben schlicht und einfach, dass 
es keine Rolle spielt, was etwas kostet. Sie wollen dem 
Verbraucher etwas aufzwingen.

(Susann Biedefeld (SPD): 80 Cent pro Jahr pro 
Verbraucher!)

Für Sie spielt es keine Rolle. So handeln Sie immer. Sie 
sind weit von den Bürgern entfernt. Wir sind näher dran. 
Ich empfehle nochmals die Ablehnung dieses nicht ver-
nünftigen Gesetzentwurfes.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der SPD)

Präsident Alois Glück: Damit ist die Aussprache ge-
schlossen. Wir kommen zur Abstimmung. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Der Abstimmung liegt der Initiativgesetzentwurf der 
GRÜNEN auf Drucksache 15/10543 zugrunde. Der feder-
führende Ausschuss empfiehlt auf Drucksache 15/11119 
die Ablehnung. Wer entgegen dieser Empfehlung dem 

Erdverkabelung gesetzt haben. Hier heißt es, die Kosten 
dafür würden auf alle Stromkunden umgelegt. Sie belie-
fen sich jährlich auf gut 80 Cent je Verbraucher. Ich wie-
derhole: Jährlich gut 80 Cent je Verbraucher. Das sind die 
Kosten. Es ist also finanziell und technisch möglich.

(Markus Sackmann (CSU): Jeden Tag eine Ver-
teuerung!)

Sie haben sich wohl nicht intensiv mit dieser Thematik 
beschäftigt. Vielleicht sollten Sie sich etwas kundiger 
machen.

Zu unserer ersten Zielsetzung: Wir wollen, bevor wir dar-
über diskutieren, ob es zu einer unterirdischen Verlegung 
der 380-KV-Leitungen kommt, die Prüfung der Nulllösung 
vorschalten. Das gilt auch in diesem konkreten Fall für die 
Südwest-Kuppelleitung, die nicht nur Thüringen betrifft, 
sondern auch bayerische Bürgerinnen und Bürger, spezi-
ell in Oberfranken. Wir wollen nach wie vor eine Prüfung 
der Notwendigkeit und der Sinnhaftigkeit der von der 
Eon-Netz-AG und von Vattenfall geplanten Hochspan-
nungsleitung durch Oberfranken erreichen. Ich schlie-
ße mich Frau Kollegin Gote an: Ich fordere sowohl die 
Staatsregierung als auch die CSU zum wiederholten Male 
auf, sich bei der Bundesregierung dafür einzusetzen.

(Markus Sackmann (CSU): Was hat die Bundes-
regierung beschlossen?)

Hier könnten Sie Ihre angebliche Stärke und Durchset-
zungskraft in Berlin beweisen. Sie sollten sich dafür ein-
setzen, dass die Südwest-Kuppelleitung nicht nur auf 
thüringischer Seite unterirdisch verlegt wird, sondern 
auch auf bayerischer Seite. Hier geht es um einen vorsor-
genden Schutz der Bürgerinnen und Bürger, nicht nur in 
Thüringen, sondern auch in Bayern.

(Markus Sackmann (CSU): Die Bundesregierung 
macht ganz etwas anderes!)

Eigentlich müssten Sie Ihrer Verpflichtung nachkommen, 
die Bürgerinnen und Bürger in Bayern zu schützen. Sie 
sind doch so stark und so gut.

(Walter Nadler (CSU): Sind Sie schon bei der 
Bundesregierung vorstellig geworden?)

Sie sollten sich entsprechend durchsetzen. Schließlich 
haben Sie die Bundeskanzlerin und unseren Umweltmi-
nister auf Ihrer Seite. 

Präsident Alois Glück: Frau Kollegin Biedefeld, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen Graf von 
und zu Lerchenfeld?

Susann Biedefeld (SPD): Nein. Keine Zwischenfragen. 
Er kann sich gerne noch einmal zu Wort melden. Er hat 
noch Redezeit übrig, weil er sich so kurz gefasst hat. 

Ich verweise auf Niedersachsen. CSU und Bayern vorne? 
Von wegen. Der Ministerpräsident Christian Wulff sagte, 
dass Niedersachsen auf diesem Feld Referenzland 
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und dazu den

Änderungsantrag der Abg. Georg Schmid, Prof. Dr. 
Walter Eykmann, Manfred Ach u. a. (CSU) 	
(Drs. 15/10811)

Es wurde vereinbart, dass keine Aussprache stattfindet. 
Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung liegen 
der Gesetzentwurf auf Drucksache 15/10605, der Än-
derungsantrag auf Drucksache 15/10811 und die Be-
schlussempfehlung mit Bericht des federführenden Aus-
schusses für Fragen des öffentlichen Dienstes auf Druck-
sache 15/11093 zugrunde.

Der federführende Ausschuss für Fragen des öffentli-
chen Dienstes empfiehlt Zustimmung mit der Maßgabe 
verschiedener Änderungen. Der Ausschuss für Verfas-
sungs-, Rechts- und Parlamentsfragen stimmt bei seiner 
Endberatung der Beschlussempfehlung des federführen-
den Ausschusses zu, allerdings mit der Maßgabe weite-
rer Änderungen. Ich verweise insoweit auf Drucksache 
15/11093. Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des 
endberatenden Ausschusses für Verfassungs-, Rechts- 
und Parlamentsfragen zustimmen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Ge-
genstimmen? – Niemand. Stimmenthaltungen? – Auch 
niemand. Damit einstimmig so beschlossen. 

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen 
wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort die Schluss-
abstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher Form 
durchzuführen. – Ich sehe keinen Widerspruch. Wer dem 
Gesetzentwurf in der Fassung des endberatenden Aus-
schusses für Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfra-
gen seine Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom 
Platz zu erheben. – Danke. Die Gegenprobe! – Niemand. 
Stimmenthaltungen? – Auch niemand. Damit einstimmig 
so beschlossen. Das Gesetz ist damit so angenommen. 
Es hat den Titel „Bayerisches Beamtengesetz“.

Mit der Annahme des Gesetzentwurfes in der soeben 
beschlossenen Fassung hat der Änderungsantrag auf 
Drucksache 15/10811 seine Erledigung gefunden. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 25 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung 	
eines Bayerischen Geodateninfrastrukturgesetzes 
(BayGDIG) (Drs. 15/10670)	
– Zweite Lesung –

Ich eröffne die Aussprache. Im Ältestenrat wurde eine 
Redezeit von fünf Minuten je Fraktion vereinbart. Erster 
Redner: Kollege Kiesel.

Robert Kiesel (CSU): Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Mit dem Bayerischen Geodateninfrastruk-
turgesetz wird der Ausbau der ressortübergreifenden 
Geodateninfrastruktur in Bayern ermöglicht und wird 
die Verwendung von Geodaten für Wirtschaft, Verbän-
de, Bürger und Verwaltung im Sinne eines effizienten E-
Government erleichtert. Aufbauend auf internationalen 
Standards erfolgt mit der Bereitstellung von Basiskom-

Gesetzentwurf zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Das 
ist die CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit 
ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 23 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung	
zur Änderung des Bayerischen Stiftungsgesetzes 
(Drs. 15/10528)	
– Zweite Lesung –

hierzu den

Änderungsantrag der Abg. Peter Welnhofer, Philipp 
Graf von und zu Lerchenfeld u. a. (CSU) 	
(Drs. 15/10972)

Mir wurde mitgeteilt, dass sich die Fraktionen darauf 
verständigt haben, dass keine Aussprache stattfindet. 
Dann kommen wir zur Abstimmung. Der Abstimmung 
liegen der Gesetzentwurf auf Drucksache 15/10528, der 
Änderungsantrag auf Drucksache 15/10972 und die Be-
schlussempfehlung mit Bericht des federführenden Aus-
schusses auf Drucksache 15/11148 zugrunde. 

Der federführende und endberatende Ausschuss für Ver-
fassungs-, Rechts- und Parlamentsfragen empfiehlt Zu-
stimmung mit der Maßgabe von Änderungen. Ich verwei-
se insoweit auf Drucksache 15/11148. Wer dem Gesetz-
entwurf mit diesen Änderungen zustimmen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das ist die CSU-Fraktion. Ge-
genstimmen? – Das sind die Fraktionen der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – 
Niemand. Damit ist mit der Mehrheit der CSU-Fraktion 
der Gesetzentwurf beschlossen. 

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, 
führen wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort die 
Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfa-
cher Form vorzunehmen. – Ich sehe keinen Widerspruch. 
Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des endberaten-
den Ausschusses für Verfassungs-, Rechts- und Parla-
mentsfragen seine Zustimmung geben will, den bitte ich, 
sich vom Platz zu erheben. – Das ist die CSU-Fraktion. 
Gegenstimmen? – Das sind die Fraktionen der SPD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltun-
gen? – Keine. Damit ist das Gesetz so angenommen. 
Es hat den Titel „Gesetz zur Änderung des Bayerischen 
Stiftungsgesetzes“. 

Mit der Annahme des Gesetzentwurfes in der soeben 
beschlossenen Fassung hat der Änderungsantrag auf 
Drucksache 15/10972 seine Erledigung gefunden. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 24 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung 	
eines Bayerischen Beamtengesetzes (Drs. 15/10605) 
– Zweite Lesung –
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endlichen Zustimmung hier nichts mehr im Wege. Soweit 
mein Beitrag dazu. 

Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
vielleicht gestatten Sie mir eine Anmerkung in eigener 
Sache. 

Soweit ich sehe, war das jetzt mein letzter Redebeitrag in 
diesem Bayerischen Landtag. 

(Thomas Kreuzer (CSU): War aber gut, viel besser 
als der letzte!)

Ich habe nach 18 Jahren hier im Landtag und im Haus-
haltsausschuss durchaus Anlass, mich zu bedanken. Ich 
möchte mich bei allen Kolleginnen und Kollegen herzlich 
bedanken für die mir doch öfter parteiübergreifend zuteil 
gewordene Aufmerksamkeit der Zuhörer, wenn ich das 
mal so formulieren darf. Ich wünsche dem Bayerischen 
Landtag und dem neuen Bayerischen Landtag lebhafte 
und leidenschaftliche Debatten und ich wünsche dem 
neuen Bayerischen Landtag –  ich will das etwas diplo-
matisch formulieren  – Mehrheiten, die für den Freistaat 
Bayern gute Entscheidungen ermöglichen. 

(Allgemeiner lebhafter Beifall)

Ich gebe zu, so verbindlich war ich hier selten. 

(Heiterkeit)

Präsident Alois Glück: Das war eine diplomatische 
Meisterleistung! 

Werner Schieder (SPD): Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, Ihnen allen wünsche ich persönlich alles Gute. Herz-
lichen Dank.

(Beifall)

Präsident Alois Glück: Das Wort hat Herr Kollege 
Hallitzky.

Eike Hallitzky (GRÜNE): Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ich kann leider nicht wie Kollege Kupka oder Kol-
lege Schieder jetzt eine Abschiedsrede halten, weil ich 
befürchte, dass ich Sie weiter beglücken werde. Lieber 
Werner, ich wünsche dir im Namen unserer Fraktion alles, 
alles Gute. Du warst wirklich eine Bereicherung für das 
Parlament.  – Wir werden dem Entwurf des Gesetzes 
zustimmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Alois Glück: Damit ist die Aussprache ge-
schlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstim-
mung liegen der Gesetzentwurf auf Drucksache 15/10670 
und die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses auf Drucksache 15/11117 zugrunde. Der feder-
führende Ausschuss empfiehlt die unveränderte Annah-
me. Der Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen stimmt bei seiner Endberatung ebenfalls 
zu. Ergänzend schlägt er vor, in Artikel 14 als Datum des 

ponenten wie dem BayernViewer und der Integralen Geo-
datenbasis die konsequente Umsetzung der bayerischen 
E-Government-Strategie. 

Ziele sind der Ausbau von Online-Diensten in einem Lan-
desportal, die Bereitstellung weiterer Geodaten sowie die 
Umsetzung von Fachanwendungen aus den Bereichen 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Umwelt bis hin zu kom-
munalen Fachanwendungen. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung der europäi-
schen INSPIRE-Richtlinie zur Schaffung einer Geoda-
teninfrastruktur in der Europäischen Gemeinschaft. Ein 
zentrales Ziel der INSPIRE-Richtlinie ist die Bereitstellung 
von mehr und vor allem von qualifizierten und standardi-
sierten Geodaten der öffentlichen Verwaltungen. Mit INS-
PIRE wird zukünftig ein von der Kommission verwaltetes 
Geo-Portal aufgebaut und betrieben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das bedeu-
tet im Wesentlichen erstens die Bereitstellung von digi-
talen Geodaten der öffentlichen Verwaltung, zweitens 
der Ausbau und Betrieb einer Geodateninfrastruktur in 
Bayern, die als Bestandteil der nationalen Geodateninfra-
struktur Deutschland erfolgt. Er ist ein wesentlicher Bei-
trag zu einem leistungsfähigen E-Government. Drittens 
bedeutet das die Harmonisierung der Zugangsbedingun-
gen, Nutzungsbedingungen, Kosten und Lizenzen. Vier-
tens, der Datenschutz und bestehende Urheberrechte 
bleiben unberührt. Der Gesetzentwurf schafft den rechtli-
chen Rahmen für den Ausbau und den Betrieb einer Geo-
dateninfrastruktur in Bayern. 

Wir haben das Gesetz im federführenden Haushaltsaus-
schuss ausführlich beraten und sind zu folgendem Ergeb-
nis gekommen: Der Gesetzentwurf ist zukunftsorientiert. 
Wirtschaft und Behörden profitieren davon, wenn zukünf-
tig auf eine integrale Geodatenbasis zugegriffen werden 
kann. Kostspielige Doppelerhebungen und Überschnei-
dungen werden vermieden. Ein erleichterter Zugang und 
die einfache Nutzung der amtlichen Geodaten erschließen 
Geschäftspotenziale für die Wirtschaft und ersparen dem 
Bürger Behördengänge. Das Gesetz soll zum 01.08.2008 
in Kraft treten. Ich bitte um Zustimmung.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Nächster Redner: Herr Kollege 
Schieder.

(Dr. Manfred Weiß (CSU): Wir stimmen zu! – En-
gelbert Kupka (CSU): Bitte jetzt nicht über die 
Landesbank reden!)

Werner Schieder (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich halte das Geodateninfrastrukturgesetz für 
so bedeutend, dass ich mich deswegen eigens zu Wort 
gemeldet habe. Ich kündige hiermit an, dass wir dem Ge-
setzentwurf zustimmen werden. Anfängliche Bedenken 
wegen der Form – der Inhalt ist okay, aber es geht hier 
um die Umsetzung einer EU-Richtlinie – wurden während 
der Beratungen ausgeräumt. Deshalb steht unserer letzt-
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getan, dass der Staat die Bücher bereitstellt; vielmehr ist 
es mittlerweile so, dass auf die Familien viel höhere Kosten 
zukommen. Hinzu kommt heutzutage die Mittagsbetreu-
ung, liebe Kolleginnen und Kollegen. Diese Kosten treffen 
meistens diejenigen Eltern, die beide arbeiten müssen, 
bzw. Alleinerziehende. Das führt dazu, dass diese Fami-
lien das Mittagessen bezahlen bzw. sich an den Kosten 
beteiligen müssen. 

Hinzu kommt mittlerweile die Nachhilfe. Sie wissen selbst 
aus der Shell-Studie und vielen anderen Studien, dass 
jedes vierte Kind in Bayern mittlerweile Nachhilfe erhält. 
Nachhilfe ist heutzutage nicht billig; das wissen Sie auch: 
Von 15 bis 20 Euro pro Nachhilfestunde kann man aus-
gehen. Auch das trifft die Familien wirklich hart am Geld-
beutel, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Die verpflichtenden Schulveranstaltungen kommen hinzu, 
die heutzutage auch nicht mehr billig sind. Ich erinnere an 
die Schullandheime, die besucht werden, an Abschluss-
fahrten und viele andere Dinge, die Kosten verursachen, 
die von den Familien heute kaum noch getragen werden 
können. 

Nachdem Sie vor Kurzem die Studiengebühren einge-
führt haben, können Sie in der Summe sich vielleicht 
langsam vorstellen, was es eine Familie, der es vielleicht 
nicht ganz so gut geht, kostet, ihre Kinder zu beschulen. 
Wenn sie zwei Kinder hat, ist es doppelt so teuer.

Sie, liebe Kolleginnen von der CSU, haben eine Schule 
geschaffen, die für ärmere Familien kaum noch bezahlbar 
ist. Das ist die Wahrheit, die man auch mal sagen muss. 

Wir möchten die Lernmittelfreiheit in die Verfassung hi-
neinschreiben und sie – das ist der zweite Entwurf – er-
weitern. Wir möchten somit die Familien von Schulkosten 
entlasten. Hier geht es nämlich auch um die Chancenge-
rechtigkeit. Wer sich Schule nicht mehr leisten kann, hat 
keine Zukunftschancen. Wenn Eltern darauf verzichten, 
ihre Kinder auf eine weiterführende Schule, ein Gymna-
sium zum Beispiel, zu schicken, weil sie von vornherein 
wissen, dass sie sich das nicht leisten können, haben 
diese Kinder sozusagen nicht die gleichen Chancen wie 
andere. Dafür sind letztlich Sie verantwortlich. Es geht 
uns nicht darum, dass der Staat alles bezahlen soll. Das 
wollen auch wir nicht, keine Frage. Es geht aber darum, 
Familien von Schulkosten zu entlasten und Chancenge-
rechtigkeit herzustellen. 

Zum Schluss – ich möchte die Redezeit nicht ausschöp-
fen – will ich noch einmal sagen: Die Einführung des Bü-
chergeldes, das Sie jetzt zurückgenommen haben, wenn 
auch nur halbherzig, was die Kommunen betrifft, ist, war 
und bleibt ein Angriff auf die Lernmittelfreiheit in Bayern.

(Beifall bei der SPD) 

Auch wenn Sie das immer wieder wegreden wollen. Herr 
Eisenreich wird jetzt gleich sagen, dass das nicht stimmt. 
Aber das können Sie noch hundertmal wiederholen: Es 
ist und war ein Angriff auf die Lernmittelfreiheit. Damit das 
nicht mehr passiert, möchten wir die Lernmittelfreiheit 
gern in der Verfassung stehen haben. 

Inkrafttretens den „1. August 2008“ einzufügen. Wer dem 
Gesetzentwurf mit dieser Ergänzung zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle drei Fraktio-
nen. Gegenstimmen? – Niemand. Stimmenthaltungen? – 
Auch niemand. Damit einstimmig so beschlossen. 

Ein Antrag auf Dritte Lesung wurde nicht gestellt. Ich 
schlage vor, die Schlussabstimmung in einfacher Form 
durchzuführen.  – Dem wird nicht widersprochen. Wer 
dem Gesetzentwurf zustimmen will, den bitte ich, sich 
vom Platz zu erheben.  – Danke schön. Gegenprobe!  – 
Niemand. Stimmenthaltungen?  – Auch niemand. Damit 
so beschlossen. Das Gesetz hat den Titel: „Bayerisches 
Geodateninfrastrukturgesetz“. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 27, 28 und 29 gemein-
sam auf:

Gesetzentwurf der Abg. Franz Maget, Franz Schind-
ler, Hans-Ulrich Pfaffmann u. a. u. Frakt. (SPD)	
zur Änderung der Verfassung des Freistaates Bayern 
Bayern, aber gerechter	
Verfassungsrechtliche Verankerung der Lernmittel-
freiheit an Bayerns Schulen (Drs. 15/10034)	
– Zweite Lesung –

Gesetzentwurf der Abg. Franz Maget, Hans-Ulrich 
Pfaffmann, Franz Schindler u. a. u. Frakt. (SPD)	
zur Änderung des Bayerischen Schulfinanzierungs-
gesetzes	
Bayern, aber gerechter	
Umfassende Lernmittelfreiheit an Bayerns Schulen 
(Drs. 15/10035)	
– Zweite Lesung –

Gesetzentwurf der Staatsregierung 	
zur Änderung des Bayerischen Schulfinanzierungs-
gesetzes (Drs. 15/10599)	
– Zweite Lesung –

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Im Ältesten-
rat wurde hierzu eine Redezeit von bis zu 15 Minuten 
pro Fraktion vereinbart. Erster Redner: Herr Kollege 
Pfaffmann. 

Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir haben uns überlegt, ob man dieses Gesetz 
nicht hier doch auch ohne Aussprache behandeln sollte. 
Aber ich glaube, die Familien und Kinder sollten es uns 
wert sein, dass man auch nachts um halb elf noch um 
Lernmittelfreiheit kämpft und darum, dass sich Kinder 
und Familien die Schule noch leisten können. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe es schon mehrmals gesagt: Es gibt Berechnun-
gen verschiedenster Stellen, von Familien- und Elternver-
bänden, die davon ausgehen, dass die Familien mittler-
weile über 1000 Euro pro Schuljahr bezahlen müssen, um 
ihre Kinder vernünftig zu beschulen. Letztendlich können 
sie aber nichts dafür. Zu den Kosten gehören neben den 
Kopiergeldern die Arbeitshefte, die Atlanten, die Formel-
sammlungen und viele andere Dinge. Es ist nicht damit 
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(Lachen bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Ihr Lachen kommt zu früh. Wenn Sie das Büchergeld als 
Angriff auf die Lernmittelfreiheit darstellen, was falsch 
ist, weil es sich um eine Elternbeteiligung gehandelt hat, 
die sozial abgefedert ist, dann frage ich mich, warum Sie 
nicht Ihren Vorsitzenden der SPD, den Kollegen Beck in 
Rheinland-Pfalz, anmahnen, dass er auch die dortige El-
ternbeteiligung abschafft. Das kann ich nicht verstehen. 

Wir wollen eine Rückkehr zur alten Regelung. Ich möchte 
klarstellen, dass der Freistaat die Kommunen mehr un-
terstützt als früher. Früher war ein Zuschuss von ungefähr 
20 Millionen beim Büchergeld vorgesehen, jetzt sind es 
über 30 Millionen. Das bedeutet, der Freistaat wird seiner 
Verantwortung hinsichtlich der Unterstützung der Eltern 
und der Kommunen beim Büchergeld gerecht. Warum 
Sie dem nicht zustimmen, obwohl Sie letztes Jahr einen 
eigenen Gesetzentwurf eingebracht haben, der genau 
dies gefordert hat, mögen Sie verstehen; ich verstehe es 
nicht. 

Zur Verankerung der Lernmittelfreiheit in der Verfassung: 
Das ist Show, aber wir befinden uns im Wahlkampf und 
insofern muss man das auch hinnehmen. 

Was die Entlastung der Familien betrifft ist das ein wichti-
ges Ziel, das auch wir verfolgen. Sie haben allerdings Ihre 
Hausaufgaben nicht gemacht. Ich habe bei der ersten 
Lesung gesagt, Sie sollten für Ihren Vorschlag ein Finanz-
konzept vorlegen und darlegen, um welche Summe es 
sich handelt. Sie fordern Unsummen und insofern ist das 
ein ganz populistischer Vorschlag. Sie streuen den Fami-
lien Sand in die Augen und das ist unredlich. 

(Beifall bei der CSU)

Wir unterstützen mit der Abschaffung des Büchergeldes 
die Familien und – ich sage es noch einmal – wir sind 
stolz darauf, dass wir uns diesen Spielraum insgesamt 
erarbeitet haben. Deswegen bitte ich um Zustimmung 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung. 

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, 
Herr Kollege Eisenreich. Nächste Wortmeldung: Frau Kol-
legin Tolle.

Simone Tolle (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich fange einmal 
mit Ihrer Forderung nach einem Finanzkonzept an, Herr 
Kollege Eisenreich: Ich gebe Ihnen diese Forderung 
zurück. Bei den vielfältigen Ankündigungen des Kultusmi-
nisteriums fehlt mir auch das Finanzkonzept. Hinsichtlich 
dessen, was der Kultusminister angekündigt hat – glei-
ches Recht für alle, Herr Schneider, Sie können es gleich 
vorlegen. Sie hätten aber auch im Nachtragshaushalt 
all das, was Sie für die bayerischen Schulen wünschen 
und verkündet haben, längst vorlegen können. Zunächst 
stelle ich fest: Das Büchergeld war ein falsches Signal, 
weil es den Eltern den Eindruck vermittelt hat, Bildung 
werde immer teurer. Wenn Sie heute das Büchergeld ab-

Ich möchte noch eingehen auf die Ausschussdebatte, die 
ich schon sehr interessant fand. Herrn Welnhofer hat im 
Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfra-
gen erklärt: Grund, warum man diese Lernmittelfreiheit 
nicht in die Verfassung schreiben wolle, sei, dass er es 
für falsch halte, die Verfassung mit einer Fülle von De-
tailregelungen zu überfrachten. – Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wenn Detailregelungen in der Verfassung dazu 
führen, dass sich Familien wieder eher die Beschulung 
ihrer Kinder leisten können, wären wir froh, wenn wir mehr 
Detailregelungen in der Verfassung hätten.

(Beifall bei der SPD) 

Um keine Detailregelungen in der Verfassung stehen zu 
haben, kann man doch nicht in Kauf nehmen, dass Lern-
mittelfreiheit verfassungsrechtlich nicht geschützt wird.

Nicht verstehen kann ich die Kolleginnen und Kol-
legen von den GRÜNEN. Liebe Frau Stahl, Sie 
haben im Ausschuss gesagt, Sie wollten lieber 
ein generelles Armutsbekämpfungsgebot in der 
Verfassung. Das würde ich grundsätzlich unter- 
stützen, keine Frage, aber das kann doch kein Grund 
sein, auch andere Regelungen, die Familien entlasten, 
abzulehnen, wenn man schon kein Armutsbekämpfungs-
gebot in die Verfassung bekommt. Das kann doch wohl 
kein Grund sein. 

Deswegen verstehe ich das Abstimmungsverhalten über-
haupt nicht. Ich bitte um Zustimmung. Es wird mir nicht 
gelingen, Sie zu überzeugen; ich weiß schon. Aber man 
muss, wenn es um die Entlastung von Familien von Schü-
lern geht, bis zum letzten Moment kämpfen. 

(Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, 
Herr Kollege. Nächste Wortmeldung: Herr Kollege 
Eisenreich.

Georg Eisenreich (CSU): Frau Präsidentin, verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Heute ist die letzte Debatte zum 
Thema Büchergeld. Ich glaube, mir wird künftig etwas 
fehlen. Wir haben es geschafft, einen ganzen Ordner 
damit zu füllen. Insgesamt gibt es vieles, das irgendwann 
zu Ende geht. Beim Thema Büchergeld ist das heute der 
Fall. 

Das Büchergeld wird abgeschafft. Das ist eine gute Nach-
richt, auf die wir stolz sein können, denn dies entlastet 
die Familien. Wir brauchen uns das auch von niemandem 
schlecht reden zu lassen. 

(Beifall bei der CSU)

Die Maßnahme ist möglich, weil der Freistaat Bayern eine 
solide Haushalts- und Finanzpolitik gemacht hat und sich 
daher Spielräume erarbeitet hat, um diese Familien ent-
lastende Maßnahme durchzuführen. Bayern ist das einzi-
ge Bundesland – auch wenn Sie es nicht hören wollen –, 
das das Büchergeld wieder abschafft. 
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Jetzt komme ich – wir beraten ja über drei Gesetzent-
würfe – zur Verankerung der Lernmittelfreiheit in der Ver-
fassung: Aus unserer Sicht geht es hier um die große 
Überschrift: Wir können wir Kinderarmut bekämpfen? 
Wir brauchen aus unserer Sicht einen sehr umfassenden 
Lösungsansatz. Aber es ist zu einem Teil auch die Bun-
desebene beteiligt. Wir müssen uns aber auch von Seiten 
des Freistaats Gedanken machen, wie man Kinderarmut 
beseitigen kann. Wenn eine entsprechende Verankerung 
in der Verfassung erfolgt, ist nach unserer Auffassung 
noch lange kein Schulbuch gekauft. Da die SPD in ihrem 
Gesetzentwurf eine Alternative bezüglich der Lernmittel-
freiheit angeboten hat, werden wir uns der Stimme beim 
Verfassungsvorschlag enthalten und stimmen dem SPD-
Entwurf zur Lernmittelfreiheit zu, weil er weitergeht als der 
Gesetzentwurf der CSU und das Problem der Bildungsar-
mut zumindest angeht.

Herr Kollege Eisenreich, wie gesagt, gleiches Recht muss 
für alle gelten. Solange Sie für Ihre Ankündigung einen 
Finanzierungsvorschlag schuldig bleiben, wird eine Be-
hörde auch ermitteln können, welche Kosten der SPD-
Entwurf verursachen würde. 

(Beifall bei den GRÜNEN – Prof. Dr. Gerhard 
Waschler (CSU): Das ist doch schon finanziert!)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Nächste Wort-
meldung: Herr Staatssekretär Sibler.

Staatssekretär Bernd Sibler (Kultusministerium): Frau 
Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Noch einmal kurz 
zur Erinnerung und zur Ausgangslage dieser Debatte 
über das Büchergeld: Von allen Seiten wurde kritisiert, 
dass der Buchbestand an den Schulen ausgesprochen 
schlecht sei. Die Euros würden noch nicht in den Büchern 
stehen. Vieles, das sich ereignet habe, habe noch keinen 
Niederschlag gefunden. Es wäre sicherlich ein sehr span-
nendes Experiment, den Bücherbestand in der Landes-
hauptstadt München ganz genau anzuschauen.

(Beifall bei der CSU)

Kolleginnen und Kollegen, ein Finanzkonzept für dieses 
Büchergeld liegt natürlich vor. 12 Euro sind für die Grund-
schulen vorgesehen und 26,67 Euro für die weiterführen-
den Schulen. Der Staat verpflichtet sich, jährlich 33 Mil-
lionen Euro auszugeben. Für den Anteil der Kommunen 
– wir gehen von einem weiteren Drittel aus – besteht keine 
Verpflichtung, denn je nachdem, wie viel die Gemeinden 
schon getan haben, sind sie in der Gestaltung und bei der 
Anschaffung des Buchbestandes variabel.

Eine Diskussion über die Konnexität können wir uns an der 
Stelle ersparen. Die Beschaffung der Bücher ist eindeutig 
eine kommunale Aufgabe. Das ist eindeutig geregelt. Die 
Konnexitätsdiskussion spielt auch kaum noch eine Rolle. 
Wichtig erscheint mir an der Stelle, darauf hinzuweisen, 
dass die Bücher schon immer von den Kommunen be-
schafft worden sind. Es entsteht keine neue gesetzliche 
Verpflichtung. Deswegen ist es völlig abwegig, über das 
Konnexitätsprinzip zu diskutieren.

schaffen, so ist das eigentlich nichts anderes als ein Ein-
geständnis Ihres eigenen Versagens. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie haben den Bücherbestand auf Kosten der Eltern auf-
gefrischt und erklären das jetzt zur Heldentat. Das lassen 
wir Ihnen nicht durchgehen, Herr Kollege Eisenreich. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie haben gesagt, Sie finanzierten jetzt mit 30 Millionen 
Euro. Dann müssen wir auch zur Kenntnis nehmen: Die 
Eltern in Bayern haben in der Vergangenheit jedes Jahr 30 
Millionen Euro aufgebracht, damit der Bücherbestand so 
aufgefrischt ist, wie er sich heute darstellt. Es ist nicht Ihr 
Verdienst, sondern das Verdienst der bayerischen Eltern. 
Wer mehr Netto für alle will, Herr Fraktionsvorsitzender 
Schmid, muss sich fragen lassen, wie viel er diesen klei-
nen Leuten vorher aus der Tasche gezogen hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das betrifft zum Beispiel das Büchergeld. Wer das Bü-
chergeld einführt, obwohl er genau weiß, dass der Bil-
dungserfolg mit dem Einkommen der Eltern korreliert – 
gerade in Bayern –, der setzt damit ein falsches Signal. 
Eine mehr als unprofessionell zu bezeichnende Ankün-
digung vom letzten Spätsommer führte dazu, dass die 
Eltern praktisch, bevor die Schule begonnen hat, nicht 
mehr bereit waren, Büchergeld zu bezahlen. Ich denke, 
darüber müssten wir bei der zweiten Lesung reden, weil 
der Schwarze Peter bei den Kommunen lag, die nun ein 
Jahr lang Ihren Fehler finanziell ausbaden mussten. Ich 
wollte daran erinnern, dass wir einen Vorschlag gemacht 
haben, wie man Ihren Fehler zumindest finanziell bereini-
gen kann, nämlich, indem man für dieses eine Jahr den 
Kommunen den Betrag erstattet, den sie vor Einführung 
des Büchergeldes erhalten hatten. Das hätte ich für eine 
reelle Lösung gehalten. In Ihrem Gesetzentwurf werden ja 
lediglich die von Ihnen zu zahlenden Mittel zeitlich nach 
vorne verlagert. Das bedeutet, es wird in diesem Haus-
haltsjahr ein Teil ausbezahlt und ein Teil im nächsten. 
Allein schon deshalb, weil dieses eine Jahr nicht korrekt 
ersetzt wurde, stimmen wir dem Vorschlag nicht zu. Dazu 
kommt auch, dass die kommunalen Spitzenverbände 
den Entwurf deshalb ablehnen, weil er eine Mehrbelas-
tung von 6,3 Millionen Euro bedeutet. 

(Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Eindeutig wi-
derlegt!)

– Ich zitiere hier einfach nur die kommunalen Spitzenver-
bände, Herr Kollege Waschler. 

Wir haben eine andere Vorstellung darüber, wie sich 
Schulen finanzieren sollen. Wir haben unsere Vorstel-
lungen bereits vor einigen Monaten eingebracht. Wir 
plädieren für selbständige Schulen mit eigenem Budget 
mit eigener Verantwortung der Kommunen, denn vor Ort 
weiß man am besten mit dem Geld verantwortungsvoll 
umzugehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, 
führen wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort die 
Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfa-
cher Form durchzuführen. Widerspruch erhebt sich nicht. 
Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des endberaten-
den Ausschusses für Verfassungs-, Rechts- und Parla-
mentsfragen seine Zustimmung geben will, den bitte ich, 
sich vom Platz zu erheben. Die CSU-Fraktion. Gegen-
stimmen bitte ich anzuzeigen. – Die SPD-Fraktion und die 
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: Und von 
Frau Stewens!)

Ich bitte darum, dass wir die Abstimmung miteinander 
ordnungsgemäß durchführen. 

Damit ist dieses Gesetz so angenommen. Es hat 
den Titel: „Gesetz zur Änderung des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes“.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 30 auf:

Gesetzentwurf der Abg. Franz Maget, Hans-Ulrich 
Pfaffmann, Karin Pranghofer u. a. und Frakt. (SPD)	
zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das Er-
ziehungs- und Unterrichtswesen (Drs. 15/10480)	
– Zweite Lesung –

Ich eröffne die Aussprache. Im Ältestenrat wurde hierzu 
eine Redezeit von bis zu 30  Minuten pro Fraktion ver-
einbart. Ich darf Herrn Kollegen Pfaffmann das Wort 
erteilen.

Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ganztagsschulen sind ein 
Thema, das auch nicht neu ist. Ich habe einmal die Initi-
ativen und Anträge zusammengezählt, die wir in der ver-
gangenen Legislaturperiode und in der vorhergehenden 
gestellt haben. Von Seiten der SPD haben wir insgesamt 
66  parlamentarische Initiativen zum Thema Ganztags-
schule eingereicht. Allesamt wurden sie von der Regie-
rungsmehrheit abgelehnt. 

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Die sind doch jetzt für 
die Ganztagsschule!)

Das sollten Sie sich einmal zu Gemüte führen. 

Auf einen Antrag will ich ganz besonders eingehen, näm-
lich auf den allerletzten. Das ist besonders interessant. 
Bei den Nachtragshaushaltsberatungen im Februar 2008 
haben wir einen Änderungsantrag mit folgendem Titel 
gestellt: „Wir wollen die flächendeckende Einführung von 
Ganztagsschulen erreichen“. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der CSU, Sie wissen bestimmt, dass Sie auch 
diesen Antrag komplett abgelehnt haben.

Jetzt lese ich ein halbes Jahr später eine Pressemitteilung 
des Herrn Prof. Waschler aus Passau, die auch den Ver-
sprechungen entspricht, die in den letzten Wochen immer 
wieder gemacht wurden. In dieser Presseerklärung nimmt 
er Bezug auf die Ganztagsschule, die Sie 66-mal abge-

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir werden im 
August einen Abschlag von 29,4 Millionen Euro leisten. 
Wir gehen damit in die Vorleistung. Bisher hatten wir 
immer nachträglich gezahlt. Jeder, der mit Geld umgeht, 
weiß, was das für die Kommunen bedeutet, wenn wir von 
Seiten des Freistaates Bayern in die Vorleistung gehen. 
Das ist auch eine gute Möglichkeit für die Kommunen, 
entsprechend zu handeln.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es war ein 
langer Weg, aber eine gute Lösung, die gerecht ist und 
die eine gute Qualität in den Mittelpunkt stellt. Der Bü-
cherbestand wird insgesamt deutlich verbessert werden. 
Diese Lösung stellt die Bildung in den Mittelpunkt. 

(Beifall bei der CSU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Stamm: Mir liegen keine 
weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Aussprache 
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden 
die Tagesordnungspunkte wieder getrennt.

Ich lasse zunächst über den Tagesordnungspunkt 27 ab-
stimmen. Der Abstimmung liegt der Initiativgesetzentwurf 
auf Drucksache 15/10034 zugrunde. Der federführende 
Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfra-
gen empfiehlt auf Drucksache 15/11097 die Ablehnung 
des Gesetzentwurfs. Wer dagegen dem Gesetzentwurf 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
ist die SPD-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. 
– Die CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Die Fraktion 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Ge-
setzentwurf abgelehnt.

Ich lasse über den Tagesordnungspunkt 28 abstimmen. 
Dieser Abstimmung liegt der Initiativgesetzentwurf auf 
Drucksache 15/10035 zugrunde. Der federführende 
Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport empfiehlt auf 
Drucksache 15/11134 die Ablehnung des Gesetzent-
wurfs. Wer dagegen dem Gesetzentwurf zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Die SPD-Fraktion 
und die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. 
Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Die CSU-Fraktion. 
Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist der Gesetzent-
wurf ebenfalls abgelehnt. 

Nun kommen wir zur Abstimmung über den Tagesord-
nungspunkt 29. Dieser Abstimmung liegen der Gesetz-
entwurf auf der Drucksache 15/10599 und die Beschluss-
empfehlung mit Bericht des federführenden Ausschusses 
für Bildung, Jugend und Sport auf Drucksache 15/11140 
zugrunde. Der federführende Ausschuss für Bildung, 
Jugend und Sport empfiehlt die unveränderte Annah-
me. Der Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen stimmt bei seiner Endberatung ebenfalls 
zu, allerdings mit der Maßgabe einer Änderung im Einlei-
tungssatz zu § 1. Ich verweise insoweit auf die Drucksa-
che 15/11140. Wer dem Gesetzentwurf mit dieser Ände-
rung zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Die CSU-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. 
– Die SPD-Fraktion und die Fraktion des BÜNDNISSES 
90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Keine.
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alschulen und Gymnasien ganztags beschulen. Wissen 
Sie, wie mir das vorkommt? – Wenn das Ihre Definition 
von flächendeckend ist, dann kommt mir das so vor, als 
würden Sie die Eltern in ein großes Bierzelt zu Freibier 
einladen. Wenn dann alle da sind, dann stellen Sie eine 
Maß Bier in die Mitte und gehen. So kommt mir das vor.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben 2300 Grundschulen. Davon sind gerade einmal 
40 Ganztagsschulen. Und nun wollen Sie 20 % einfüh-
ren? – Das ist doch geradezu lächerlich.

Nun kommen wir zur Finanzierung, lieber Herr Kollege 
Eisenreich, von wegen Finanzkonzept. Diese Forderun-
gen, die Sie den Menschen versprechen, die sind – von 
den 175 Hauptschulen abgesehen – gar nicht finanziert. 
Was ist denn mit den anderen Schularten? Wo haben Sie 
die finanziert? Warum haben Sie es abgelehnt, im Nach-
tragshaushalt hierfür Finanzmittel einzustellen? – Außer-
dem, lesen Sie doch die Forderung des Städtetages. Der 
Städtetag verlangt eine vernünftige, planbare Finanzie-
rung. Auch das sind Sie schuldig geblieben. Das sind fi-
nanzpolitische Tricksereien, nichts anderes. 

(Beifall bei der SPD)

Die Städte und Gemeinden wissen bis heute nicht, wie 
sie die Ankündigungen, die Sie hier so groß vortragen, fi-
nanzieren sollen. Der nächste Nachtragshaushalt kommt 
nämlich erst im Jahr 2009. Was Sie hier treiben, das sind 
Wahlversprechungen, die hinterher andere bezahlen 
müssen, sonst nichts.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir würden gern einen 
Rechtsanspruch auf einen Ganztagsschulplatz einführen. 
Übrigens, das habe ich vergessen: Bei der Formulierung 
der Ganztagsschulen, die Sie einführen wollen, sprechen 
Sie von Klassen. Das wollte ich nur noch einmal dazu 
sagen. Sie sprechen nicht von Schulen. Das sind also 
viel weniger, als die Menschen denken. Es sollen also nur 
Klassen sein.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Eben, 
nur Klassen!)

Nun zu unserem Antrag. Wir wollen einen Rechtsan-
spruch auf einen Ganztagsplatz. Das heißt, überall da, 
wo Familien sich entscheiden, ihre Kinder in eine gebun-
dene Ganztagsschule zu schicken, sollen die Kinder auch 
einen Platz bekommen. Sie formulieren in letzter Zeit 
immer wieder den Vorwurf, wir würden eine Zwangsbe-
glückung machen.

(Prof.  Dr.  Gerhard Waschler (CSU): Das wollen 
Sie doch auch!)

– Das weise ich zurück. Wir wollen überall dort, wo die 
Menschen es wünschen, Angebote für Ganztagsplätze 
machen. Nichts anderes wollen wir.

(Beifall bei der SPD)

lehnt haben, zuletzt bei den Haushaltsberatungen im Fe-
bruar 2008. In dieser Pressemitteilung steht jetzt plötz-
lich, man gehe damit einen wichtigen Schritt in Richtung 
auf ein bedarfsgerechtes und flächendeckendes Angebot 
an Ganztagsschulen. 

(Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Lesen, Herr 
Kollege!)

Das ist schon überraschend. Wie schnell kann man doch 
seine Meinung ändern, Herr Kollege Waschler? Ich glaube 
aber, das wäre Ihnen egal, denn Sie würden unabhängig 
von dem, was die Staatsregierung hier vorträgt, zustim-
men. Ihnen ist es völlig egal, was hier zur Abstimmung 
steht. 

(Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Herr Kollege, 
Sie können immer noch nicht lesen!)

Jedenfalls ist es interessant, dass Sie innerhalb von drei 
Monaten einen Antrag ablehnen, nachher aber der Ganz-
tagsschule zustimmen. Besonders interessant daran 
ist, dass Sie das erst nach den Haushaltsberatungen 
angekündigen.

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Damit es nichts 
kostet!)

Das, was Sie den Menschen versprechen, brauchen Sie 
nicht mehr zu finanzieren. Sie haben im Februar die Fi-
nanzierung abgelehnt. Lieber Herr Waschler, Sie können 
die Menschen ruhig weiterhin für dumm verkaufen. Glau-
ben Sie aber nicht, dass sie auch wirklich dumm sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dieses Spiel ist durchsichtig. Wer jahrelang die Einfüh-
rung von Ganztagsschulen verhindert, verzögert, ablehnt 
und 66-mal in diesem Hause nein sagt, der ist doch völlig 
unglaubwürdig, wenn er drei Monate vor der Landtags-
wahl behauptet, er wolle ein flächendeckendes Angebot 
von Ganztagsschulen einführen. 

(Beifall bei der SPD)

Wer soll Ihnen das noch glauben, lieber Herr Prof. Wasch-
ler? Kein Mensch glaubt es Ihnen mehr. 

(Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Das ist kon-
zentrierter Schwachsinn, Herr Kollege!)

So, und jetzt würde ich gerne einen Blick darauf werfen, 
was Sie versprechen, vor allem aber, was Sie in den letz-
ten Wochen versprochen haben. Wie ist die Lage bei den 
Ganztagsschulen? – Wir haben 40 Ganztagsschulen bei 
den Grundschulen, wir haben 161 Ganztagsschulen bei 
den Hauptschulen, wir haben 9 bei den Realschulen und 
wir haben 12 bei den Gymnasien. Sie versprechen den 
Menschen jetzt, sie wollten weitere 175 einführen, aller-
dings nur bei den Hauptschulen. Sie versprechen den 
Menschen, 20  % der Grundschulen wollen Sie irgend-
wann in Ganztagsschulen umwandeln. Sie sagen, irgend-
wann wollen Sie die Jahrgangsstufen 5 und 6 der Re-
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Mittagsbetreuung, meine Damen und Herren. Insofern 
ist es nicht notwendig, Herr Pfaffmann, dass Sie weitere 
Anträge stellen, denn das, was wir gemacht haben, geht 
über das, was Sie sich wünschen, hinaus.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Das ist 
lächerlich! Mittagsbetreuung mit Ganztagsschu-
len gleichzusetzen! Sie haben doch keine 
Ahnung! – Anhaltende Unruhe bei der SPD und 
bei den GRÜNEN)

Wir verfügen also über ein gutes Angebot, sowohl in 
offener als auch in gebundener Form. Dieses Angebot 
werden wir weiter ausbauen. Wir wollen uns dabei nicht 
auf eine Form festlegen, wir wollen das bedarfsgerecht 
tun, so wie es die Schulfamilie will: Eltern, Schüler und 
vor allem auch der Sachaufwandsträger.

Den Gesetzentwurf der SPD lehnen wir ab, weil er darauf 
hinausläuft, die gebundene Ganztagsschule zur Regel-
schulform zu machen.

(Simone Tolle (GRÜNE): Das stimmt nicht! – Jo-
hanna Werner-Muggendorfer (SPD): Nichts ver-
standen! – Anhaltende Unruhe bei der SPD und 
bei den GRÜNEN)

Allerdings, Herr Pfaffmann, müssen wir feststellen, dass 
Ihr Antrag im Widerspruch zu den Aussagen Ihres – von 
mir persönlich sehr geschätzten – Fraktionsvorsitzenden, 
Herrn Maget, steht.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Kollegen Pfaffmann?

(Zurufe von der CSU: Nein!)

Berthold Rüth (CSU): Herr Pfaffmann, Zwischenfragen 
machen wir heute nicht mehr, denn wir sind ja so unter 
Zeitdruck. 

(Heiterkeit bei der CSU – Unruhe bei der SPD 
und bei den GRÜNEN)

In einer SPD-Pressemitteilung vom 3. Juli 2008 schreibt 
Herr Maget: „Wir wollen die Ganztagsschule als Ange-
bot.“ Dem widerspricht Herr Pfaffmann in einer SPD-
Pressemitteilung vom 6. Juli 2008. Er schreibt nämlich: 
„Das G 8 wird als gebundene Ganztagsschule geführt.“ 
– Da muss man schon die Frage stellen, Herr Pfaffmann: 
Was will die SPD?

Wenn Sie heute in den „Münchner Merkur“ schauen, dann 
heißt es dort so schön in Bezug auf das Gymnasium: 

Hingegen fanden nur 36 % der Schüler zwischen 
der fünften und zehnten Klasse die Ganztags-
form für so gut, dass sie diese wieder wählen 
würden.

(Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Hört, hört! 
Das hat er jetzt nicht gehört!)

Ich glaube, die Versprechungen, die Sie gemacht haben, 
zeigen: Die Wähler können sich auf Sie nicht verlassen. 
Die Gymnasialeltern wissen nicht, ob sie Ganztagsplätze 
für ihre Kinder bekommen, die Grundschuleltern wissen es 
nicht, und bei der Hauptschule richten Sie die Plätze nur 
ein, weil Sie an den Hauptschulen Probleme haben. Aus 
keinem anderen Grund. Ich denke, ein Rechtsanspruch 
wäre der verlässlichere Weg, lieber Herr Prof. Dr. Wasch-
ler. Was Sie machen, das sind nur Wahlkampfverspre-
chungen, sonst gar nichts.

(Beifall bei der SPD – Prof. Dr. Gerhard Waschler 
(CSU): Strikt nach SPD-Muster!)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege, vielen Dank. Nächste Wortmeldung: Herr 
Kollege Rüth.

Berthold Rüth (CSU): Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Pfaffmann hat davon gesprochen, 
dass die SPD 66 Anträge eingebracht hat. Herr Pfaff-
mann, in dieser Zeit, in der Sie diese Anträge eingebracht 
haben, haben wir in Bayern über 1000 Ganztagsschulen 
geschaffen.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Lügt 
doch nicht so! Das ist eine Lüge! – Weitere Zurufe 
der SPD und von den GRÜNEN)

Davon sind 222 gebundene Schulen und 782 offene 
Ganztagsschulen. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Das ist 
verlogen! – Anhaltende Unruhe bei der SPD und 
bei den GRÜNEN)

Für das Schuljahr 2008/2009 werden weitere 175 gebun-
dene Ganztagszüge – –

(Anhaltende Unruhe bei der SPD und bei den 
GRÜNEN – Manfred Christ (CSU): Herr Präsi-
dent, man versteht nichts mehr! – Glocke des 
Präsidenten)

Also, ich sag’s noch einmal im stenografischen Stil: In der 
Zeit, in der die SPD 66 Anträge gestellt hat, haben wir 
1000 Ganztagsschulen geschaffen.

(Beifall bei der CSU – Johanna Werner-Muggen-
dorfer (SPD): Keine Schulen! Keine Schulen son-
dern Klassen! So geht es schon los, dass man 
das nicht unterscheiden kann!)

Wir haben 222 gebundene und 782 in offener Form.

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Wenn 
man schon nicht den Unterscheid kennt, was 
Schulen und was Klassen sind! – Weitere Zurufe 
von der SPD und von den GRÜNEN)

Für das Schuljahr 2008/2009 werden weitere Angebote, 
30 Stück davon an den Förderschulen, folgen. Darüber 
hinaus haben wir Angebote an den Gymnasien und an 
den Realschulen, die mit großer Freude genutzt werden. 
Wir werden die Angebote auch dort weiter ausbauen. An 
den Grundschulen haben wir künftig 3400 Angebote zur 
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Die gebundene Ganztagsschule bietet den Vätern und Müt-
tern die Chance, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen. 

(Beifall der Abgeordneten Maria Scharfenberg 
(GRÜNE))

Es muss möglich sein, dass jedes Kind eine gebundene 
Ganztagsschule besuchen kann. 

Kollege Rüth spricht von einem bedarfsgerechten 
Ausbau. Ich meine, im Moment ist es gar nicht möglich, 
den Bedarf festzustellen. Ohne Rechtsanspruch kommt 
ein Bedarf zumindest formal niemals an. Wenn Sie eine 
Schule haben, wo nur fünf Schüler in eine Ganztagsschu-
le gehen wollen, wird dieser Bedarf nicht festgestellt. 

Ein Rechtsanspruch bietet die Chance, dass die Schul-
familie – wie es Kollege Rüth nennt – sich vielleicht ent-
scheiden kann, sie möchte keinen Ganztagszug anbie-
ten. Die Kinder, die aber auf eine Ganztagsschule gehen 
möchten, hätten dann die Gelegenheit, eventuell die 
Ganztagsschule in einem anderen Ort zu besuchen. Damit 
könnte man einen gewissen Wettbewerb schaffen, damit 
an den Schulen Ganztagszüge eingerichtet werden. Des-
halb meine ich, dass ein Rechtsanspruch den Eltern den 
Rücken stärkt und sie stark macht bei der Artikulierung 
ihrer Nachfrage. 

Zu Ihren Versprechungen, was Sie noch alles tun werden, 
möchte ich schon einmal die Finanzierung anmahnen: 
Wie war es denn beim G 8, als man die Mensen einführen 
musste, die man jetzt wahrscheinlich nicht mehr braucht, 
weil man den Nachmittagsunterricht wieder zusammen-
gestrichen hat? Das hat doch nicht der Freistaat bezahlt, 
sondern die Gymnasien sind mit Mitteln des Bundes aus-
gestattet worden. Die gleiche Frage ist auch jetzt wieder 
offen, wenn Sie viele Angebote versprechen. Sie lassen 
im Unklaren, ob Sie das selbst finanzieren und mit wel-
chem Anteil die Kommunen beteiligt sind. So ist es unlau-
ter, und aus meiner Sicht ist es nach wie vor so, Herr Mi-
nister Schneider: Versprechungen nehme ich Ihnen nicht 
ab, und ich glaube, ziemlich viele Leute ebenfalls nicht 
mehr. Diese Versprechungen müssen ihren Widerhall im 
Haushalt finden. Diese Chance haben Sie versemmelt. 
Deshalb können wir Ihren vollmundigen Bekundungen 
nicht mehr Glauben schenken.

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN)

Sie können heute einen versemmelten Nachtragshaus-
halt quasi heilen, indem Sie diesem Rechtsanspruch zu-
stimmen. Es ist eigentlich die Gretchenfrage, ob das, was 
Sie verkündet haben – sollten Sie wieder regieren, Herr 
Fraktionsvorsitzender Schmid –, umgesetzt werden kann. 
Es ist quasi der Rütli-Schwur. Sie müssen heute Farbe 
bekennen. Ich freue mich schon darauf, wie Sie sich jetzt 
wieder herauswinden werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Kollegin, vielen Dank. Es hat sich noch einmal der 
Herr Minister zu Wort gemeldet.

– Aber er kann es nachlesen, es steht im Pressespiegel. 
Ein Rechtsanspruch auf eine gebundene Ganztagsschu-
le, wie ihn die SPD fordert, würde dazu führen, dass 
an einer Schule, an der nach einer Abstimmung durch 
die ganze Schulfamilie ein offenes Angebot geschaffen 
wurde, auf Verlangen eines einzelnen Schülers das ge-
bundene Ganztagsangebot eingerichtet werden müsste, 
selbst dann, wenn das alle anderen nicht wollen. Ein Ein-
zelner könnte also bestimmen, was an einer Schule pas-
siert. Das wollen wir nicht. Wir wollen, dass die gesamte 
Schulfamilie eine solche Entscheidung treffen kann. Die 
ganze Schulfamilie soll eingebunden sein und entschei-
den, was vor Ort für die Kinder und für die Familien das 
Beste ist. Wir werden den Antrag deshalb ablehnen, auch 
deshalb, weil eine klare Kostenschätzung und ein Finan-
zierungsvorschlag fehlen.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege, vielen Dank. Nächste Wortmeldung: Frau 
Kollegin Tolle.

Simone Tolle (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Rüth, der 
Antrag handelt von gebundenen Ganztagsschulen. Des-
halb müssen Sie auch zu gebundenen Ganztagsschulen 
argumentieren und können nicht die offenen und die ge-
bundenen Angebote zusammenzählen. Es geht hier näm-
lich nur um gebundene.

(Prof.  Dr.  Gerhard Waschler(CSU): Die Familien 
wollen aber die offenen Angebote!)

Ich möchte die Äußerungen des Kollegen Pfaffmann noch 
ergänzen, damit uns klar wird, was wir im Moment an ge-
bundenen Angeboten haben: 40 Ganztagsgrundschu-
len. Dem gegenüber stehen insgesamt 2297 staatliche 
Grundschulen. Die Quelle ist „Schulung und Bildung in 
Bayern 2007“. Wir haben keine 162 Hauptschulen in der 
gebundenen Form – da muss man immer aufpassen –, 
sondern es gibt 162 Klassen und 1206 Hauptschulen. 10 
Realschulen gibt es in der gebundenen Form, 220 Real-
schulen gibt es in Bayern. 12 Gymnasien, Bayern verfügt 
über 308 staatliche Gymnasien, sodass man nicht von 
einer eindrucksvollen Bilanz sprechen kann, Herr Kollege 
Rüth. Ihre Zahlen beschönigen eine Situation, die es so 
nicht gibt. 

Die gebundene Ganztagsschule ist aus meiner Sicht die 
Schulform, die modernsten pädagogischen Erfordernis-
sen gerecht wird und welche die Chancen bietet, soziale 
Disparitäten abzubauen und – – 

(Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Aber nicht 
überall! Was wollen die Eltern? Nur teilweise!)

– Ich habe von einer Chance gesprochen, Herr Kollege 
Waschler. Was eine Chance ist, wissen Sie schon. 
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Klassen. Das ist ganz eindeutig. Wenn Sie draußen die 
Diskussionen führen, bestätigen Ihnen alle Eltern, dass 
wir hier die Priorität setzen müssen, weil wir gut gebildete 
und ausgebildete Lehrkräfte dazu brauchen. 

Sie haben gelacht, weil Kollege Rüth die offenen Ganz-
tagsangebote angesprochen hat. In vielen Gemeinden, 
bei vielen Eltern ist das ein wichtiges Angebot.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Wenn wir offene und gebundene Klassen zusammenfüh-
ren, haben wir derzeit an knapp 1000 Standorten diese 
Angebote. Ich möchte sie noch ausbauen.

Ich fordere auch hier noch einmal ganz deutlich, dass das 
Angebot offener Ganztagsschulen in München nicht nur 
für städtische Gymnasien gilt, sondern auch für staat-
liche. Lieber Kollege Volkmann, dann können wir das 
sauber organisieren. Wenn die Stadt München ebenso 
ihren Beitrag leistet wie jede andere Kommune in Bayern, 
dann gibt es auch an den staatlichen Gymnasien in Mün-
chen offene Ganztagsangebote. 

(Beifall bei der CSU) 

Die Konzeption der Bayerischen Staatsregierung ist klar 
und eindeutig: Die Finanzierung wird – wie der Haus-
haltsgesetzgeber das vorhat – in den Doppelhaushalten 
geschehen. Das wird nicht der Ministerrat, sondern der 
Bayerische Landtag als Haushaltsgesetzgeber festlegen. 
Dafür werden im nächsten Doppelhaushalt die Mittel zur 
Verfügung gestellt. 

Der Gesetzentwurf der SPD gaukelt den Menschen etwas 
vor. Es fehlt aber jede seriöse Berechnung und Berück-
sichtigung der Möglichkeiten des Haushalts. Deshalb 
lehnen wir den Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Minister, vielen Dank. Nächste Wortmeldung: Herr 
Kollege Pfaffmann.

Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Lieber Herr Staatsminis-
ter, wenn Sie der Rede von Herrn Kollegen Rüth zuge-
hört haben, dann haben Sie mitbekommen, dass er nicht 
von Betreuung oder Angeboten gesprochen hat, son-
dern gesagt hat, Sie hätten tausend Ganztagsschulen 
geschaffen. Sie werden mir sicher recht geben, dass ein 
Nachmittagsbetreuungsangebot keine Ganztagsschule 
ist.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen, lieber Herr Rüth, frage ich Sie, wie Sie bei 40 
Grundschulen, 161 Hauptschulen, 9 Realschulen und 12 
Gymnasien und da jeweils Klassen, also 40 plus 161 plus 
9 plus 12 auf 1000 kommen. Das müssen Sie dem Hohen 
Hause einmal erklären, Herr Kollege Rüth.

Staatsminister Siegfried Schneider (Kultusministerium): 
Nachdem die Kinder schon im Bett sind, brauchen wir 
keine Hänsel und Gretel und keine Rütli-Schwüre, son-
dern wir müssen uns zu diesem Gesetzentwurf äußern. 
Wir lehnen ihn deshalb ab, weil ein Rechtsanspruch 
wieder etwas vorgaukelt, wofür die SPD schon mehrere 
Vorlagen geliefert hat. Ich erinnere daran, dass es die SPD 
war, die einen Rechtsanspruch auf den Kindergartenplatz 
gefordert hat. Überall in Bayern ist das verwirklicht, nur 
bei der SPD in München nicht.

(Zurufe von der CSU: Bravo! – Beifall bei der CSU 
– Widerspruch bei Abgeordneten der SPD – Jo-
hanna Werner-Muggendorfer (SPD): Dann macht 
ihn doch, dann muss es München auch 
machen!)

Überall in Bayern ist das verwirklicht, nur die SPD und die 
GRÜNEN in München schaffen es nicht, für die Kinder 
einen Kindergartenplatz zur Verfügung zu stellen – erster 
Punkt.

Zweiter Punkt. Im Nachtragshaushalt 2008 ist alles finan-
ziert, was zum nächsten Schuljahr Wirklichkeit wird. 

(Zuruf der Abgeordneten Simone Tolle (GRÜNE))

Im Nachtragshaushalt wird nur das nächste Schuljahr 
finanziert, nichts was in zehn Jahren relevant ist. Wenn 
Sie es noch nicht wissen: Es gibt den Doppelhaushalt 
2009/2010, der für die nächsten Schuljahre gilt. Ich ver-
stehe nicht, dass Sie immer noch nicht wissen, dass der 
Haushalt im Nachtrag nur für ein Jahr gilt. Darin ist all 
das aufgenommen, was wir zum September umsetzen 
werden, nämlich den Ausbau – im Schwerpunkt – der 
Hauptschule, zusätzlich 175 Einstiege in Ganztagsschu-
len beginnend in der Regel mit einer 5. oder 6. Klasse. 
Ich hoffe, dass sich die Wünsche der Hauptschulleiter in 
München erfüllen – ich habe 13 Standorte für München 
genehmigt zu einer gebundenen Ganztagsschule –, dass 
auch die Stadt München die Räumlichkeiten zur Verfü-
gung stellt, damit dieser Hauptschulstart auch in der ge-
bundenen Form in München möglich ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Es ist also alles finanziert, was für das nächste Schuljahr 
notwendig ist, was auch so angekündigt worden ist. All 
das wird zum nächsten Schuljahr umgesetzt. Die weite-
ren Vorschläge betreffen das Schuljahr 2009/2010. Das 
steht ganz genau im Beschluss des Ministerrats. Dafür 
müssen die Mittel im nächsten Doppelhaushalt zur Verfü-
gung gestellt werden. 

Unser Ziel ist es, in den nächsten Jahren, in der nächs-
ten Legislaturperiode an etwa 500 Grundschulen ge-
bundene Ganztagsschulen einzurichten; unser Ziel ist 
es, in den nächsten Jahren an der Hauptschule bis zu 
650 Standorte – im nächsten Schuljahr haben wir über 
300 – einzurichten, und an den rund 180 Förderschulen 
dies einzurichten. Wir haben klar gemacht, dass wir bei 
den Realschule und Gymnasien in gebundener Form an 
die Jahrgangsstufen 5 und 6 denken. Priorität bei den 
Realschulen und Gymnasien hat der Abbau der großen 
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Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Ich habe gar nicht ge-
wusst, dass der Herr Spaenle nachts um halb zwölf noch 
so laut schreien kann. Normalerweise kriegt er das nicht 
auf die Reihe.

(Dr. Ludwig Spaenle (CSU): Das ist das schöne 
dumpfe Echo, mein lieber Freund! – Weitere 
Zurufe)

– Sie sind der Lautsprecher der CSU, aber Inhalt hat das 
keinen, was Sie hier sagen.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Lautsprecher sind Sie, aber Inhalte haben Sie hier nicht 
anzubringen.

(Unruhe)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie sind so wach ge-
worden, dass wir wirklich bis um drei Uhr weitermachen 
können.

(Beifall und Unruhe)

Lassen Sie bitte den Redner reden.

(Dr. Ludwig Spaenle (CSU): Aber selbstverständ-
lich, ohne den macht es keinen Spaß!)

Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Darf ich Ihnen noch eine 
Zahl sagen? Wissen Sie zum Beispiel, dass die Landes-
hauptstadt München als freiwillige Leistung Schulsozial-
arbeit finanziert

(Zurufe von der CSU)

– an den Schulen –, während Sie sich immer noch 
weigern?

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Sie brauchen also mit dem politisch-moralischen Finger 
nicht auf München zu zeigen. Schauen Sie auf Ihre eigene 
Schulpolitik, das genügt.

(Beifall bei der SPD)

Herr Staatsminister, Sie können sicher sein, dass die Stadt 
München die Räumlichkeiten bereitstellt. Da können Sie 
sicher sein. Wenn Sie Ihre Hausaufgaben genauso gut 
machen würden wie München, dann könnten wir darüber 
reden.

Und jetzt bitte die Zwischenfrage.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Kollegin, Ihre Zwischenfrage bitte. 

Jetzt komme ich auf die Wortmeldung von Herrn Staats-
minister Schneider zurück. Wie verzweifelt muss man ei-
gentlich sein, dass man die Landeshauptstadt München 
heranzieht, um die eigenen Verfehlungen und Versäum-
nisse zu begründen? Wie verzweifelt muss man da sein?

(Beifall bei der SPD)

Darf ich Ihnen ein paar Daten aus der Landeshauptstadt 
München nennen? Sie haben gesagt, für die Betreu-
ungseinrichtungen für Kinder wollten wir einen Rechts-
anspruch. Wenn man das differenziert betrachtet, stellt 
man fest, dass sich die Hälfte aller in Bayern vorhande-
nen Krippenplätze in München befindet. Haben Sie die 
geschaffen? – Doch wirklich nicht. Sie haben doch über-
haupt keinen Grund, sich hier hinzustellen und mit dem 
Finger auf die Stadt München zu zeigen.

(Thomas Kreuzer (CSU): Reden Sie über den 
Kindergarten!)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kolle-
gin Narnhammer?

Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Nein. 

Zum zweiten Punkt.

(Zuruf der Abgeordneten Bärbel Narnhammer 
(SPD))

– Sofort. 

Wissen Sie, lieber Herr Staatsminister, dass Sie mit Ihrer 
Politik der Landeshauptstadt München 160 Millionen 
Euro jährlich an Lehrpersonalkostenzuschüssen vorent-
halten? Was wollen Sie hier eigentlich sagen? – Mit dem 
politischen Finger auf die Landeshauptstadt zeigen – –

(Zurufe des Abgeordneten Dr.  Ludwig Spaenle 
(CSU) – Unruhe – Glocke des Präsidenten)

– Wenn Sie sich beruhigt haben, lieber Herr Kulturspre-
cher, machen wir weiter. Wenn Sie sich beruhigt haben, 
machen wir weiter. Der Landeshauptstadt München 
gehen 160 Millionen Euro an Lehrpersonalkostenzuschüs-
sen durch Ihre Politik verloren. Wissen Sie das eigentlich? 
Darf ich Sie auch daran erinnern, dass es in München 
kleinere Klassen gibt als im übrigen Bayern? 

(Dr. Ludwig Spaenle (CSU): Ein solcher Krampf! 
– Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, dadurch dauert es noch 
länger.

(Fortgesetzte Zurufe des Abgeordneten 	
Dr. Ludwig Spaenle (CSU))
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Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege, bleiben Sie gleich stehen. Ich erteile näm-
lich Frau Kollegin Hohlmeier zu einer Zwischenbemer-
kung das Wort. Frau Kollegin, bitte.

Monika Hohlmeier (CSU): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Damit Frau Narnhammer besser 
Zeitung lesen lernt, wollte ich diese Zwischenintervention 
durchführen. Der Teilungsschlüssel für den Ballungsraum 
München wurde vom Kultusministerium und nicht von der 
Stadt München eingeführt. Er ist gültig für Volksschulen. 
Im Landkreis Ebersberg ging es konkret um zwei Schulen, 
in denen die Situation ähnlich problematisch wie die im 
Ballungsraum München war. Das Ganze wurde aber vom 
Schulamt Ebersberg im Rahmen des Budgets eigenstän-
dig erledigt, sodass das Problem gelöst werden konnte. 
Das haben Sie leider vergessen, Frau Narnhammer. 

(Georg Schmid (CSU): Na also!)

Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Nach dieser interfraktio-
nellen Einigung brauche ich nichts mehr dazu zu sagen. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege, vielen Dank. Nächste Wortmeldung? – Herr 
Minister, wollen Sie direkt sprechen oder im Anschluss an 
die Wortmeldung der Frau Kollegin Radermacher? – Der 
Herr Minister hat das Wort. 

Staatsminister Siegfried Schneider (Kultusministerium): 
Da ich in der Regel davon ausgehe, dass Herr Pfaffmann 
lesen kann,

(Günter Gabsteiger (CSU): Da bin ich nicht so 
sicher!)

aber es offensichtlich noch nicht gelesen hat, will ich es 
ihm kurz vorlesen. 

(Zurufe: Nein!)

– Doch. Der Ministerrat hat den Punkt 3 beschlossen, und 
das ist, glaube ich, schon wichtig. 

Wir stellen fest, dass erste Ausbauschritte im ge-
bundenen Bereich, vor allem bei den Hauptschu-
len, in offener Form bei allen Schularten, bereits 
begonnen wurden und im Schuljahr 2008/2009 
verstärkt fortgesetzt werden. 

– bei den Hauptschulen – verstärkt fortgesetzt werden. 

Aufbauend darauf 

– hören Sie gut zu – 

soll der weitere Ausbau bei den Grundschulen 
und den Förderschulen mit dem Schuljahr 
2009/2010 erfolgen. 

Nichts anderes hat der Ministerrat beschlossen. Nichts 
anderes habe ich jemals gesagt. Wenn Sie nicht lesen 

Bärbel Narnhammer (SPD): Zum Thema Schulpolitik 
in München. Herr Kollege Pfaffmann, ist Ihnen bekannt, 
dass die Kollegin Hohlmeier und Frau Staatsministerin 
Stewens sich an den Herrn Schulminister Schneider ge-
wandt haben und für zwei Schulen im Landkreis Ebers-
berg den Schulteiler, wie er in München üblich ist, einge-
fordert haben?

(Zurufe von der SPD: Hört, hört!)

Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Das war mir nicht be-
kannt, aber wir freuen uns natürlich, wenn in anderen Ge-
meinden die gute Situation, wie es sie in München gibt, 
eingeführt wird. Hoffentlich bezahlt er sie auch.

(Beifall bei der SPD)

Zum Schluss noch eine Anmerkung. Lieber Herr Staats-
minister Schneider, Sie haben gesagt, es ist finanziert, 
was im nächsten Schuljahr gemacht wird. Habe ich das 
richtig verstanden?

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Herr Kollege Pfaffmann, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Kollegen Spaenle?

Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Nein, jetzt nicht.

(Unruhe bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Hohlmeier? 

Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Nein, ich muss zum Ende 
kommen.

(Unruhe bei der CSU)

Zur Finanzierung darf ich vielleicht noch Folgendes 
fragen: Herr Staatsminister, Sie haben gesagt, dass alles 
finanziert ist im kommenden Schuljahr, was notwendig 
ist. Habe ich das richtig verstanden? 

Deswegen bekommen die Hauptschulen Ganztagsklas-
sen finanziert. Sie haben aber den Eltern der Gymnasi-
asten und der Grundschüler auch versprochen, dass 
sie Ganztagsschulen bekommen. Heißt das denn, dass 
frühestens im Schuljahr  2009/2010 damit begonnen 
wird, Ganztagsklassen auszubauen? Ist das die Kon-
sequenz von dem, was Sie gesagt haben? Frühestens 
2009/2010? 

Sie laufen aber durch die Lande und sagen, die Grund-
schulen, die Realschulen und die Gymnasien bekommen 
auch Ganztagsklassen. Wer soll denn da jetzt noch etwas 
glauben? – Daran sieht man, dass das zumindest für 
Grundschulen, Realschulen und Gymnasien reine Wahl-
kampfversprechungen sind.

(Beifall bei der SPD – Prof. Dr. Gerhard Waschler 
(CSU): Er hat es immer noch nicht verstanden! 
Ein hoffnungsloser Fall!)
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Karin Radermacher (SPD): – Ich denke gar nicht 
daran. Warum soll ich flott sein? Ich habe 15 Minuten 
Redezeit, und die werde ich nutzen. Sie können doch 
hinausgehen. 

(Thomas Kreuzer (CSU): Es wäre besser, wenn 
Sie hinausgehen würden! Sie halten den ganzen 
Laden auf! Das ist eine Unverschämtheit!)

– Gehen Sie doch. Sie müssen auch wieder 
hereinkommen.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Jetzt bitte ich wirklich um etwas Disziplin, sonst kommen 
wir mit der Tagesordnung nicht durch. Bitte etwas Diszi-
plin. Liebe Kollegen, es sind schon ganz andere Worte 
hier gefallen. 

(Unruhe)

Ich stelle fest: Das ist doch tolerabel. Sie hat gesagt: Sie 
können gerne nach unten gehen und in der Gaststätte 
weitertrinken. Was ist daran beleidigend? 

(Ernst Weidenbusch (CSU): Das ist nicht wahr!)

– Herr Kollege Weidenbusch, Sie sind selber Jurist. Ich 
streite mich mit Ihnen jetzt nicht mehr. Jetzt ist Ruhe. 
Jetzt lassen Sie bitte Frau Radermacher reden. Ende.

Karin Radermacher (SPD): Ich denke, dass das, was 
wir hier erleben, dem gleicht, was ich hier in 23 Jahren 
erlebt habe. Die Diskussion ist nämlich mitnichten von 
gegenseitigem Respekt, sondern von Bösartigkeit und 
Diffamierung geprägt. 

(Beifall bei der SPD – Ernst Weidenbusch (CSU): 
So ist es, aber von Ihnen!)

Ich werde Ihnen jetzt einmal einige Ihrer Zwischenrufe, 
die Sie in den letzten Jahren von sich gegeben haben, 
ins Gedächtnis rufen. Vielleicht wissen Sie dann, was 
ich meine, wenn ich von Diffamierung spreche. Es gab 
Aussagen wie „Kinderkrippen sind sozialistisches Teu-
felszeug“, „Die SPD will den Eltern die Kinder wegneh-
men“, „Zwangsbeglückung durch Ganztagsschulen“ 
und die Behauptung, wir wollten die Kinder in Ganztags-
schulen, die jetzt eingeführt werden, pressen. Das sind 
plumpeste Diffamierungen von denjenigen, die sich hier 
immer darum bemüht haben, in der Bildungspolitik vor-
anzukommen. Sie haben in all den Jahren nichts anderes 
gemacht, als mit einer Zeitverzögerung von 10 oder 15 
Jahren genau unsere Forderungen zu erfüllen. Das war 
die Sozialdemokratisierung der Bildungspolitik.

(Beifall bei der SPD) 

können, dann fragen Sie jemanden, der lesen kann, und 
erzählen Sie nicht einen solchen Unsinn. 

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Nächste Wortmeldung: Frau Kollegin Radermacher. 

(Zuruf von der SPD: So viel Zeit muss sein!)

Karin Radermacher (SPD): – Genau, so viel Zeit muss 
sein. 

(Zurufe von der CSU)

– Das werden Sie jetzt ertragen müssen. 

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe 
in 23 Jahren in diesem Parlament erleben dürfen, – –

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Und 
müssen! – Zuruf des Abgeordneten Dr. Ludwig 
Spaenle (CSU))

– Ich denke, Herr Spaenle, Sie sollten hinuntergehen und 
weiter trinken. Dort sind Sie besser aufgehoben. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN – Wi-
derspruch bei der CSU)

Vielleicht haben Sie so viel Anstand, zuzuhören. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten – Prof. Dr. 
Gerhard Waschler (CSU): Es ist eine bodenlose 
Frechheit, einen Kollegen so zu beleidigen! – 
Weitere Zurufe von der CSU)

Haben Sie sich jetzt wieder ein bisschen beruhigt? Dann 
komme ich mit der nächsten Bemerkung, damit Sie sich 
wieder aufregen können. 

(Zurufe von der CSU)

Ich habe in diesen 23 Jahren der Parlamentsarbeit – –

(Unruhe – Glocke des Präsidenten – Prof. Dr. 
Gerhard Waschler (CSU): Der Präsident sagt 
auch nichts!)

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Also, das ist jetzt keine Beleidigung, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Unruhe)

Als Jurist sage ich: Das ist keine Beleidigung. Wenn sie es 
anders gesagt hätte, hätte ich sie abgemahnt. 

(Thomas Kreuzer (CSU): Machen Sie mal weiter, 
damit Sie endlich zum Ende kommen!)
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1995 bei der – –

(Prof. Dr. Gerhard Waschler: 1785!)

– Herr Kollege, dass Sie es nur schwer ertragen können, 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

sich anhören zu müssen, dass alles das – –

(Ernst Weidenbusch (CSU): Sie sind schwer zu 
ertragen, so wie Sie sich heute benehmen!)

– Dann gehen Sie doch hinaus. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Es ist für Sie nur schwer zu ertragen, dass das alles 
–  altersgemischte Kindergruppen, Krippenfinanzierung, 
Nachmittagsbetreuung, Ganztagsschulen – unsere For-
derungen waren, die Sie nach 10 bis 15 Jahren endlich 
erfüllt haben. Aber das müssen Sie sich jetzt anhören. Da 
kann ich Ihnen nicht helfen.

(Beifall bei der SPD) 

Es gab 1995 einen Staatssekretär, der zu unserem Antrag 
auf staatliche Förderung von Kinderkrippen wörtlich 
gesagt hat: Tagesmütter, Tagespflege und Nachbar-
schaftsbetreuung würden kaputtgemacht werden, wenn 
wir Kinderkrippen staatlich fördern würden. Dies wäre 
ein Rückschritt zulasten der Mütter und Kinder. – Würden 
Sie das heute noch sagen? Man muss Ihnen doch sagen 
dürfen, dass Sie in zehn Jahren Ihre Meinung geändert 
haben.

(Beifall bei der SPD) 

Besonders verändert hat sich Ihre Meinung in Bezug auf 
die Hauptschule. Es gab Lippenbekenntnisse und Sonn-
tagsreden, eine Hauptschulreform hat die andere gejagt. 
Letztendlich sind wir noch längst nicht so weit, dass 
diese Schulen stabil sind. Die Teilhauptschulen sind alle 
geschlossen. Ein Drittel der noch vorhandenen Haupt-
schulen soll geschlossen werden.

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Kollegin Radermacher, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Kollegen Spaenle?

Karin Radermacher (SPD): Nein, ich lasse keine Zwi-
schenfragen zu. 

(Zurufe von der CSU: Oh!)

Als wir 1987 noch eine echte Chance hatten, die Haupt-
schule aufzuwerten, haben wir ein freiwilliges 10. Schul-
jahr beantragt. Herr Zehetmair hat damals Folgendes 
gesagt: 

Ein 10. Schuljahr ist zur Aufwertung weder not-
wendig noch sinnvoll. Es nützt den Schülerinnen 
und Schülern nichts. 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: 
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Weidenbusch?

Karin Radermacher (SPD): Nein.

Diese Annäherungen an sozialdemokratische Positionen 
kann ich Ihnen schon noch einmal erläutern. 

(Lachen bei der CSU)

Was die Integration behinderter Kinder in die Regelschule 
betrifft, so waren Hunderte von Petitionen unter meiner 
Leitung als Ausschussvorsitzende nötig, bis Sie sich end-
lich bewegt haben. Es war Herr Thätter, der sich damals 
bewegt hat, aber keiner von Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Regelungen zu mehr Mitentscheidung von Schü-
lerinnen und Schülern, die wir erst kürzlich verabschie-
det haben, waren jahrelang ein Thema, bei dem Sie sich 
überhaupt nicht bewegt haben. Es hat 20 Jahre lang ge-
dauert, bis Meistern endlich der Zugang zur Hochschule 
ermöglicht wurde, 

(Beifall bei der SPD – Johanna Werner-Muggen-
dorfer (SPD): Das war unvorstellbar!)

von der Einführung des freiwilligen 10. Schuljahres bis hin 
zur Schulsozialarbeit gar nicht zu reden. Auch die Dis-
kussion über Ganztagsschulen, die wir jetzt führen, und 
die Diskussionen über regionale Schulmodelle, die noch 
kommen werden, werden mit Sicherheit so ausgehen, 
dass Sie sozialdemokratische Positionen übernehmen.

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich zu Ihrer Freude einige Beispiele für Ihre 
ideologische Haltung geben; denn Sie haben sich geän-
dert, nicht wir. 

(Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Sie reden von 
der Vergangenheit, Frau Kollegin! Schauen Sie 
einmal in die Zukunft!)

–  Passen Sie nur auf. Wenn wir in der Vergangenheit 
nichts geändert hätten, gäbe es diese Zukunft nicht. Es 
gäbe doch keine Ganztagsschule.

(Beifall bei der SPD) 

1992 bei der Plenardebatte über altersgemischte Grup-
pen – hören Sie gut zu! –  in Kindergärten – damals hat 
Frau Kollegin Narnhammer gesprochen  – gab es einen 
Zwischenruf aus Ihren Reihen. Es hieß wörtlich: Reiner 
Sozialismus. Wie in der DDR. – Ein weiterer Zwischenruf 
war: Sozialismus in Vollendung. – Frau Stewens, ich gra-
tuliere Ihnen. Sie haben den Sozialismus mit dem BayKi-
BiG eingeführt. Herzlichen Glückwunsch!

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der 
GRÜNEN)
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Darum mussten wir den Begriff – so war es doch, Herr 
Kollege Eykmann – „Schule mit ganztägiger Betreu-
ung“ schaffen. Wenn Herr Knauer, der jetzt Landrat ist, 
schon damals daran gedacht hätte, dass es nur um die 
Kosten geht, hätte er dem in dieser Form sicher nicht 
zugestimmt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit will ich Ihnen 
sagen, dass Sie doch wenigstens ein einziges Mal von 
Ihrem hohen Ross steigen und zugeben mögen, dass Sie 
der Entwicklung um 10 bis 15 Jahre hinterherhinken. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Weiter zu den Ganztagsschulen. Ich fände es schon be-
grüßenswert, wenn ein Mitglied des Bildungsausschusses 
die einzelnen Formen auseinanderhalten könnte. Aber ich 
werfe jetzt noch einen Blick auf die Ganztagsklassen, die 
es gibt. Ich habe Ihren Unterlagen entnommen, Herr Mi-
nister, dass jetzt 146 solcher Klassen bestehen und im 
neuen Schuljahr um 170 Klassen erweitert werden. Dann 
hätten wir 316. 

Zum Vergleich muss man sich vergegenwärtigen, wie 
viel Klassen wir in Bayern haben. Ich habe einmal nur die 
Klassen von Grund- und Hauptschulen sowie Gymnasien 
zusammengezählt. Da haben wir ungefähr 48 000 Klas-
sen. Ich kann nur sagen: Wir sind mit 316 Ganztagsklas-
sen spitze. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN)

Sie lehnen unsere Anträge oftmals ab. Das ist auch heute 
bei unserer Gesetzesvorlage der Fall. Dafür gibt es schon 
abenteuerliche Begründungen. Eine davon hat in der letz-
ten Woche im Haushaltsausschuss gelautet: Die Zeit ist 
noch nicht reif. 

(Zuruf von der SPD: Die CSU ist noch nicht reif!)

Wann die Zeit reif ist, damit Männer und Frauen Beruf und 
Familie miteinander vereinbaren können, und wann die 
Zeit reif ist, dass Kinder nach ihren Fähigkeiten und nicht 
nach dem Geldbeutel der Eltern gefördert werden, sollte 
nicht weiter Ihrer Machtarroganz überlassen bleiben. Es 
wird Zeit, dass die Bürgerinnen und Bürger sagen: Die 
Zeit ist reif. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD) 

Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer: Mir 
liegen keine Wortmeldungen mehr vor. Die Aussprache ist 
geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung liegt der 
Initiativgesetzentwurf Drucksache 15/10480 zugrunde. 
Der federführende Ausschuss für Bildung, Jugend und 
Sport empfiehlt auf Drucksache 15/11131 Ablehnung des 
Gesetzentwurfs. 

Wer dagegen dem Gesetzentwurf zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die SPD und 

Das sagte er unter dem frenetischen Beifall Ihrer 
Fraktion. 

Noch 1991 haben Sie in namentlicher Abstimmung gegen 
das freiwillige 10. Schuljahr gestimmt. Damals wäre die 
Zeit gewesen, die Hauptschule in eine Situation zu verset-
zen, die dazu geführt hätte, dass wir heute nicht die Prob-
leme hätten, mit denen wir uns täglich beschäftigen. 

Aber es geht noch weiter. Wir sind jetzt wieder in einer 
Debatte darüber, dass – Sie haben angemahnt, wir soll-
ten in die Zukunft denken – regional angepasste Lösun-
gen für unser Schulsystem gefunden werden müssen. 

Es gibt einen CSU-Bürgermeister in der schönen Gemein-
de Schonungen. Bei ihm stehen 15 Klassenzimmer leer. 
Er hat die Bitte geäußert, dass man angesichts der durch 
den Leerstand bedingten immensen Kosten aus dem be-
nachbarten Schweinfurt, wo zwei Realschulen überquel-
len und angebaut werden müsste, eine Außenstelle dieser 
Realschulen einrichtet. Er hat nicht etwa gesagt, dass ge-
meinsamer Unterricht veranstaltet werden sollte, sondern 
nur gesagt, er möchte erreichen, dass dem Schulverband 
der Gemeinde Schonungen und der übrigen Gemeinden 
keine weiteren Kosten entstehen. Er wollte schlicht und 
einfach die leeren Klassenzimmer füllen und dadurch 
kostenintensive Neubauten verhindern. 

Aber dies ist anscheinend nicht zu verwirklichen. Ich 
frage mich nach dem Hinderungsgrund dafür, dass 
Haupt- und Realschüler wenigsten unter einem Dach un-
terrichtet werden können, damit enorme Kosten vermie-
den werden. 

(Zuruf von der CSU: Schon wieder das Thema 
verfehlt! – Weitere Zurufe von der CSU)

– Erzählen Sie doch nichts! Sie kennen doch das Schrei-
ben Ihres CSU-Bürgermeisters genauso gut wie ich. 

(Zuruf von der CSU: Ganztagsschulen! – Anhal-
tende Zurufe von der CSU)

– Ich bin schon bei den Ganztagsschulen. Außerdem 
lasse ich mir von Ihnen nicht vorschreiben, worüber ich 
hier rede; das sage ich nur nebenbei. 

(Beifall bei der SPD)

Ich werfe noch einen kurzen Blick auf die Ganztagsschu-
len und dann einen Blick in die Zukunft, damit Sie merken, 
was für perverse Geschichten Sie hier manchmal produ-
zieren. Herr Dr. Eykmann, Frau Stamm und ich haben in 
Würzburg um die erste Ganztagsschule gekämpft. Als 
wir diese dann im EuG festschreiben wollten, war das 
nicht möglich. Herr Kollege Knauer hat damals sehr offen 
und ehrlich gesagt, das sei aus folgenden Gründen nicht 
möglich: 

Sämtliche Gutachten haben das Modell gutge-
heißen. Aber eine Ganztagsschule ist bekannt-
lich von der CSU nicht gewünscht. 
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Abstimmungsergebnis so wie vor. Damit ist das Gesetz 
angenommen. Es hat den Titel: „Gesetz zur Änderung 
des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen“.

Tagesordnungspunkt 32  b: „Ggf. weitere beantragte 
Dritte Lesungen zu den auf der Tagesordnung stehenden 
Gesetzentwürfen“ hat sich erledigt, nachdem keine wei-
teren Dritten Lesungen beantragt worden sind. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 35 auf:

Abstimmung über Anträge und Verfassungsstreitig-
keiten, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung 
nicht einzeln beraten werden

Vorweg lasse ich über die Listennummern 75 und 90 ein-
zeln abstimmen. 

Zunächst über die Listennummer 75:

Antrag der Abgeordneten Renate Dodell, Prof. Dr.  Ger-
hard Waschler Joachim Unterländer u. a. (CSU) 	
Qualität in Erziehung und Bildung in Bayern sichern 
Weiterentwicklung des Bildungs- und Erziehungsplanes 
(Drucksache 15/10936)

Der federführende Ausschuss für Bildung, Jugend und 
Sport empfiehlt auf Drucksache 15/11141 die unverän-
derte Annahme. Wer dem Antrag zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Die CSU-Fraktion. 
Gegenstimmen! – Keine. – Enthaltungen? – Die beiden 
anderen Fraktionen. Dann ist dem Antrag so zugestimmt 
worden.

Wir kommen zur Abstimmung über die Listen-
nummer 90:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Dr.  Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.  a. und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)	
Nachhaltige Bewirtschaftung des Staatswaldes sicher-
stellen! (Drucksache 15/10682)

Während der federführende Ausschuss für Landwirt-
schaft und Forsten auf Drucksache 15/11028 vorschlägt, 
den Dringlichkeitsantrag abzulehnen, empfiehlt der mit-
beratende Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen Zustimmung mit der Maßgabe, dass der letzte Spie-
gelstrich gestrichen wird.

Wer dem Dringlichkeitsantrag mit der vom mitberatenden 
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen vorge-
schlagenen Änderung zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das sind SPD-Fraktion, BÜND-
NIS  90/DIE  GRÜNEN. Gegenstimmen! – CSU-Fraktion. 
Gibt es Enthaltungen? – Ist nicht der Fall. Dann ist der 
Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit 
den einzelnen Voten der Fraktionen zu den Verfassungs-
streitigkeiten und übrigen Anträgen verweise ich auf die 
Ihnen vorliegende Liste. 

(siehe Anlage 2)

BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN. Gegenstimmen? – Das ist 
die CSU-Fraktion. Enthaltungen? – Keine. Damit ist der 
Gesetzentwurf abgelehnt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 31 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung	
zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das Er-
ziehungs- und Unterrichtswesen (Drs. 15/10594)	
– Zweite Lesung –

hierzu:

Änderungsantrag der Abg. Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Karin Pranghofer, Reinhold Strobl u. a. (SPD) 	
(Drs. 15/10736)

Die Fraktionen haben sich geeinigt, dazu keine Aus-
sprache zu führen, sodass ich gleich zur Abstimmung 
komme. 

Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf Drucksache 
15/10594, der Änderungsantrag Drucksache 15/10736 
und die Beschlussempfehlung mit Bericht des federfüh-
renden Ausschusses für Bildung, Jugend und Sport auf 
Drucksache 15/11135 zugrunde. 

Ich lasse zunächst über den vom federführenden Aus-
schuss für Bildung, Jugend und Sport zur Ablehnung 
empfohlenen Änderungsantrag auf Drucksache 15/10736 
abstimmen. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
ist die SPD-Fraktion. Gegenstimmen – Das ist die CSU-
Fraktion. Enthaltungen? – Das ist das BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. Der Änderungsantrag ist damit abgelehnt. 

Den Gesetzentwurf empfiehlt der federführende Aus-
schuss für Jugend, Bildung und Sport zur unveränderten 
Annahme. Der Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und 
Parlamentsfragen stimmt bei seiner Endberatung eben-
falls zu, allerdings mit der Maßgabe einer Änderung im 
Einleitungssatz zu § 1. Ich verweise insoweit auf Druck-
sache 15/11135. 

Wer dem Gesetzentwurf mit dieser Änderung zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die CSU-
Fraktion. Gegenstimmen? – Das ist die SPD-Fraktion. 
Enthaltungen? – Das ist das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
Dann ist das so beschlossen. 

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, 
führen wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort die 
Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in ein-
facher Form durchzuführen, wogegen sich kein Wider-
spruch erhebt. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des endberaten-
den Ausschusses für Verfassungs-, Rechts- und Parla-
mentsfragen seine Zustimmung geben will, den bitte ich, 
sich zu erheben. – Ich bitte, Gegenstimmen auf die glei-
che Weise anzuzeigen. – Enthaltungen? – Dann ist das 
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gebühren, weiter als wichtige Grundlage für die Entwick-
lung unserer Hochschulen ausgestalten. 

Noch einmal die Stichworte: Planungssicherheit mit ent-
sprechenden Haushaltsgrundzahlen, Zuwachsoption in 
den Haushalten nach entsprechenden Leistungserbrin-
gungen der Hochschulen, Zusagen des Staates für die 
Bewältigung der großen Studierendenzahlen und des 
doppelten Abiturjahrgangs, Reinvestitionsgarantie bei Er-
lösen aus Verkäufen und die Rahmendaten, die sich mit 
der Bewältigung der großen Studierendenzahlen für die 
kommenden fünf Jahre stellen.

Ich bitte um Zustimmung zu diesem wichtigen Instrument 
der Hochschulpolitik. 

(Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Nächster Redner: Herr Kollege 
Vogel.

Wolfgang Vogel (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Eigentlich habe ich gehofft, dass ich mich 
nach dem grandiosen Beitrag der Kollegin Radermacher 
nicht mehr aufregen muss. Aber nun kommt der nächste 
Tagesordnungspunkt, bei dem man sich wieder genauso 
ärgern kann. 

Auch wenn es der Kollege Spaenle so schnell gemacht 
hat – dieses Innovationsbündnis ist in unseren Augen das 
Papier nicht wert, auf dem es steht.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

So, wie es Rocky I, Rocky II, Rocky III, Rocky IV, Rocky V 
gibt – ich weiß nicht, wie viele Filmversionen es sind –, so 
gibt es das Innovationsbündnis  II in der Fortschreibung 
eines wenig attraktiven Innovationsbündnisses  I. Auffal-
lend ist: Immer dann, wenn dieser Landtag etwas be-
schließen muss, wird den Hochschulen nichts Konkretes 
zugesagt. Kaum haben wir hier einen Beschluss gefasst, 
gehen Sie wieder hinaus, und dann wird wieder irgendet-
was versprochen, was im Laufe der nächsten Legislatur-
periode geschehen soll.

Typische Beispiele dafür haben wir schon x-Mal in den 
Haushaltsplanberatungen erlebt. Ein typisches Beispiel 
ist wiederum dieses Innovationsbündnis. Schauen wir es 
uns im Detail an.

Darin steht, in welcher Art und Weise die Hochschulen 
die Studienplätze für die Studierendengenerationen der 
nächsten Jahre schaffen sollen, zum Teil bis auf die Ei-
nerstellen genau. Darin steht, dass die Hochschulen 
Optimierungskonzepte für den Raumbedarf entwickeln 
sollen. Kein Wort davon, mit welchen Mitteln das eigent-
lich geschehen soll. 

Was die Stellen angeht, so gebe ich Ihnen zu, dass 
3000  Stellen in diesem Innovationsbündnis enthalten 
sind. Wie es aber konkret weiter umgesetzt werden soll, 
wird nicht gesagt. Die erste konkrete Zusage, die vonsei-

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens 
bzw. dem jeweiligen Abstimmungsverhalten seiner Frak-
tion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. Das müssen alle 
sein. – Gegenstimmen! – Enthaltungen? – Nicht der Fall. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 36 auf:

Antrag der Staatsregierung	
auf Zustimmung zum Abschluss des Innovations-
bündnisses Hochschule 2013 zur Sicherung der Leis-
tungsfähigkeit der bayerischen Hochschulen in den 
Jahren 2009 bis 2013 zwischen den staatlichen Uni-
versitäten und Hochschulen für angewandte Wissen-
schaften/Fachhochschulen (Hochschulen) und dem 
Freistaat Bayern (Drucksache 15/10903)

Der Minister ist da. Ich eröffne die Aussprache. Es wurde 
eine Redezeit von zehn Minuten pro Fraktion vereinbart, 
muss aber nicht in Anspruch genommen werden. 

Erste Wortmeldung – jetzt habe ich es nicht auf dem Bild-
schirm – – Das ist der Kollege Spaenle. Sie sind herzlich 
als Redner willkommen, Herr Spaenle. 

Dr. Ludwig Spaenle (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! 
Das Innovationsbündnis für die bayerischen Hochschu-
len war eine der wichtigen Maßnahmen zur Sicherung 
des Erfolgsweges, den die bayerische Hochschulpolitik 
in den vergangenen zweieinhalb Jahren gehen konnte. 
Das ganz entscheidende Moment war die Sicherung der 
Planungshorizonte für die bayerischen Hochschulen mit 
einem ganz wichtigen Element in der Haushaltspolitik, 
nämlich der Festlegung einer Finanzgrundausstattung für 
die bayerischen Hochschulen, so wie sie in keiner anderen 
Ländersituation hergestellt ist, nämlich dass wir wissen, 
dass die Hochschulen für einen bestimmten Zeitraum mit 
einer Mindestausstattung zu rechnen haben, kombiniert 
mit einer leistungsbezogenen Zuwachsoption. 

Weiterhin war dieses Innovationsbündnis, dieser Rah-
menvertrag, mit einem sogenannten Innovationsfonds 
ausgestattet, der besondere Profilbildungsmaßnahmen 
der Hochschulen unterstützt hat, mit Eigenleistungen und 
entsprechenden staatlichen Zulagen. 

Das dritte Moment, das von großer Wichtigkeit war, ist 
die Zusage des Finanzministeriums, dass die Erlöse aus 
Immobilienverkäufen im Prinzip zur Reinvestition für die 
Hochschulen zur Verfügung gestellt werden. 

Die Hochschulen sind auf der anderen Seite Selbstver-
pflichtungen eingegangen, so zum Beispiel hinsichtlich 
bestimmter Leistungen der Studienabgänger und der Be-
wältigung zusätzlicher Studierendenaufwuchszahlen. 

Wir wollen dieses Erfolgsrezept, das sich mit dem Ablauf 
zum 30.06. für die kommende Legislatur zur Wiederver-
längerung stellt, für die kommenden fünf Jahre, ergänzt 
um eine Neuausstattung des Innovationsfonds durch ein 
Drittel des Zuflusses aus den sogenannten Verwaltungs-
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Mittel sie rechnen können, wenn Sie ganz bestimmte 
Aufgaben erfüllen. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Schauen wir uns dieses Innovationsbündnis einmal an. 
Darin ist wirklich bis ins Detail festgehalten, welche Aufla-
gen die Hochschulen zu erfüllen haben, aber die Zusagen 
die der Freistaat Bayern geben muss, sind äußerst vage. 
Das beginnt schon mit der im Ausschuss diskutierten 
Problematik, warum dieser Landtag noch in dieser Legis-
laturperiode ein solches Innovationsbündnis beschließen 
soll, wo wir doch wissen, dass sich der Haushaltsvorbe-
halt durch den gesamten Vertrag hindurchzieht. 

Es können also gar keine konkreten Zusagen gegeben 
werden. Schauen wir uns weiter an, dass überall dort, wo 
Mittel in Aussicht gestellt werden, auch wirklich gesagt 
wird: vorbehaltlich der Zustimmung des Plenums in Aus-
sicht gestellt. Wie soll man da eine konkrete Hochschul-
politik betreiben? Immer dann, wenn etwas beschlossen 
werden soll, werden nicht die Mittel beschlossen, die wir 
brauchen. Und genau das ist das Problem.

Herr Dr. Goppel, wir haben uns schon über das Problem 
unterhalten, dass wir im Doppelhaushalt und im Nach-
tragshaushalt erlebt haben. Da waren Sie zum Teil selber 
mit den Zahlen, die auf dem Tisch gelegen haben, nicht 
zufrieden. Aber kaum sind wir hier mit der Beratung fertig, 
und das ist gestern wieder passiert, werden großartig 
Mittel versprochen. Ich weiß nicht, wo diese 4 Milliarden 
Euro, die gestern der Ministerpräsident für den Ausbau 
der Hochschulen und zur Sanierung der Gebäude in 
den nächsten zehn Jahren versprochen hat, im Haushalt 
stehen sollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich weiß es nicht. Wir haben nachschauen lassen und uns 
den Haushalt angesehen, wo dies drinstehen muss. Sch-
reiben Sie es doch in die Verträge hinein und versprechen 
Sie nicht immer etwas außerhalb dieses Hauses! Das 
können wir jetzt im Detail durchdeklinieren. 

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der CSU)

– Ich weiß, weil Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, nicht 
mehr aufnahmefähig sind. 

(Georg Schmid (CSU): Machen Sie sich keine 
Sorgen! Ich bin hellwach!)

Ich könnte es Ihnen schon noch erklären.

(Zurufe von der CSU)

Eines lassen Sie sich bei diesem letzten hochschulpo-
litischen Missgriff dieser Legislaturperiode sagen: Es 
hat hier einen Ministerpräsidenten gegeben, der sich 
seiner Kompetenz-Kompetenz gerühmt hat. Dieses In-

ten des Ministeriums gegeben wird, lautet, wenn ich mir 
das im Detail anschaue: 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Man sehe das als große Chance. 

Präsident Alois Glück: Herr Kollege Vogel, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen Spitzner?

Wolfgang Vogel (SPD): Ja, bitte.

Hans Spitzner (CSU): Herr Kollege Vogel, ist Ihnen be-
kannt, dass in einem wissenschaftlich sehr fundierten 
Gutachten Herr Prof. Dr. Sadlobovic zu einem völlig an-
deren Ergebnis gekommen ist und nicht zu dem, was Sie 
heute hier behaupten?

(Große Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Wolfgang Vogel (SPD): Ich habe leider den zweiten Teil 
Ihres Satzes nicht verstanden. Kolleginnen und Kollegen, 
ich denke, bei der Qualität dieser Beiträge sollten wir den 
Abend lieber unten fortsetzen und nicht weiter beraten. 

(Fortgesetzte Heiterkeit – Glocke des Präsiden-
ten)

Präsident Alois Glück: Meine Damen und Herren, ich 
darf für einen Moment unterbrechen. Warten Sie bitte 
einen Moment, Herr Kollege. – Ich bitte innerhalb der 
CSU wieder um die angemessene Konzentration. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Da sich nur für einen Insider der CSU-Fraktion erschließt, 
was mit dieser Zwischenfrage zum Ausdruck gebracht 
wurde, werde ich anschließend eine Information geben. 

(Lebhafte Heiterkeit bei der CSU)

Aber das Wort hat jetzt Herr Kollege Vogel.

Wolfgang Vogel (SPD): Das habe ich mir schon gedacht. 
Wir haben uns auch schon solche Spielchen überlegt. 
Aber im Gegensatz zu Ihnen nehmen wir die Hochschu-
len an manchen Stellen ernst. 

(Unruhe)

Präsident Alois Glück: Ich bitte jetzt wirklich wieder 
um Ruhe, damit die Tagesordnung sachgerecht beraten 
werden kann. – Bitte, Herr Kollege. 

Wolfgang Vogel (SPD): Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch wenn es jetzt bald Mitternacht ist, unsere Hoch-
schulen bräuchten eigentlich finanzielle Sicherheit. 

(Dr. Thomas Beyer (SPD): Genau!)

Funktion des Innovationsbündnisses soll es doch sein, 
ihnen für die nächsten Jahre zuzusichern, mit welchen 
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keineswegs die versprochene Planungssicherheit. Sie 
verhandeln am Parlament vorbei. Von einem partner-
schaftlichen Verhältnis zu den Hochschulen oder einem 
Verhältnis auf gleicher Augenhöhe, wie Sie es immer so 
schön ausdrücken, kann überhaupt keine Rede sein. Das 
haben Sie uns übrigens auch in den letzten Tagen wieder 
herrlich vorgeführt, als es darum ging, diese unsägliche 
BayernFIT-Agentur zu installieren. Ich dachte immer, 
Bayern sei vorne. Sind wir jetzt doch nicht so weit vorne 
und brauchen wir eine Fitnesskur? Ist es Ihnen nicht pein-
lich, international mit solch einem Namen aufzutreten? 
Ich muss ehrlich sagen, mir ist das peinlich. Ich finde es 
schade, dass Sie auf ein solches Niveau gesunken sind. 

(Unruhe bei der CSU – Glocke des Präsidenten)

Mit dieser BayernFIT-Agentur haben Sie im Grunde die 
Autonomie der Hochschulen wieder beschnitten, denn 
die hatten schon ein Instrument, das hervorragend war, 
allerdings ohne Ihr Dreinreden. Was ist passiert? Das 
Wirtschaftsministerium zerschlägt etwas, das eigentlich 
gut funktioniert. Sie installieren mit Ihrer BayernFIT-Agen-
tur ein Bürokratiemonster und verkaufen dann das Ganze 
allerdings mit relativ leisen Tönen. Der Ärger darüber ist in 
den Hochschulen noch nicht verschwunden. Von einem 
partnerschaftlichen Verhältnis kann also, wie gesagt, 
überhaupt keine Rede sein. 

Außerdem ist jetzt für solch ein Innovationsbündnis der 
völlig falsche Zeitpunkt. Der Kollege hat es ausgeführt. 
Warum sollen wir hier in der letzten Plenarsitzung Festle-
gungen treffen, die angeblich für die nächsten fünf Jahre 
gelten sollen? Da wundern Sie sich, dass wir sagen, es 
ist das Papier nicht wert, auf dem es steht. Sie selber 
führen das Ganze in der Art, wie Sie es durchbringen, ad 
absurdum.

Was in dem Innovationsbündnis zum Bologna-Prozess 
gesagt wird, widerspricht allem, was wir in den letzten 
Jahren im Hochschulausschuss gemeinsam diskutiert 
haben. Da fallen Sie hinter das zurück, was wir in den letz-
ten Jahren gemeinsam gelernt haben. Es gibt mir wenig 
Hoffnung, dass wir in Bayern bis 2010 zu einer besseren 
Umsetzung des Bologna-Prozesses kommen werden. 

Was die Leistungen des Freistaats angeht, gibt es 
keine neuen Zahlen. Alles bleibt vorbehaltlich des 
Staatshaushalts. 

Beim Hochbau ist es dasselbe. Auch das, was Sie ges-
tern verkündet haben, bleibt ziemlich im Trüben. Das sind 
alles nur Ankündigungen. 

Die Einigung, die Sie jetzt bei den Verwaltungsgebühren 
großspurig als Lösung verkaufen, indem Sie stolz verkün-
den, ein Drittel der Gebühren verbleibe jetzt tatsächlich 
bei den Hochschulen, ist ein Hohn.

Sie haben uns eigentlich immer gesagt, die Gelder blei-
ben bei den Hochschulen, weil eine konkrete Leistung 
dahinter steht – aber nichts war so. Sie haben auch ver-
sprochen, diese Gebühr ganz abzuschaffen. Auch das 
haben Sie nicht gehalten. 

novationsbündnis ist ein hervorragender Ausdruck einer 
Inkompetenz-Kompensationskompetenz. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN – All-
gemeine Heiterkeit)

Das hat sich durch diese fünf Jahre hindurch gezogen. 
Der Herr Dr. Goppel, dessen intellektuellen Fähigkeiten 
ich sehr oft schätze, weiß, dass dieser Ausspruch nicht 
von Vogel, sondern von Udo Marquardt stammt. Ich 
bin aber traurig, dass man diesen Ausspruch so auf die 
Hochschulpolitik übertragen muss. 

Wir stimmen diesem Innovationsbündnis nicht zu. Wir 
gehen davon aus, dass in diesem Landtag ab dem 28. 
September neue Mehrheiten wirklich eine innovative 
Hochschulpolitik machen können. Herr Spitzner, dann 
schicken Sie uns Ihren Professor,  mit ihm machen wir 
die Anhörung. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Präsident Alois Glück: Bevor ich die nächste Wortmel-
dung aufrufe, darf ich bekannt geben, dass soeben der 
Geburtstag des Herrn Kollegen Nadler begonnen hat. 
Herzlichen Glückwunsch! 

(Beifall bei der CSU und bei der SPD)

Das Wort hat nun Frau Kollegin Gote. Ich empfehle wieder 
allgemeine Konzentration. 

(Zuruf von der CSU: Jetzt ist Geisterstunde!) 

Ulrike Gote (GRÜNE): Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Walter, herzlichen Glückwunsch! 

(Zurufe von der CSU und von der SPD)

– Liebe Kollegen, wenn Sie mich jetzt ärgern, hole ich mir 
die Rede vom Wolfgang und halte sie hier nochmals. 

(Zuruf von der CSU: Wir müssen aber nicht zu-
hören!)

Und ich kann sogar noch etwas hinzufügen. Wenn Sie 
mich aber nicht ärgern, sage ich jetzt nur: Ich schließe 
mich mit Freude jedem Wort, das er gesagt hat, an. Au-
ßerdem empfehle ich Ihnen, die Debatte vom 11.05.2005 
nachzulesen, in der wir über das erste Innovationsbünd-
nis debattiert haben. Das, was ich damals zu einer Ta-
geszeit gesagt habe, zu der man auf Ihrer Seite der Rede 
noch etwas konzentrierter folgen konnte, gilt immer noch 
Punkt für Punkt. Es hat sich im Grunde alles bewahrhei-
tet, was wir damals befürchtet haben. 

Aber in aller Kürze: Das Innovationsbündnis bleibt das 
falsche Instrument. Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag hat 
in der Hochschulpolitik eigentlich überhaupt nichts zu 
suchen. Das brauchen wir nicht. Hochschulpolitik wird 
im Parlament gemacht, und da gehört sie eigentlich auch 
hin. Dieses Instrument hat keine Bindungswirkung. Es 
gibt zwar den Hochschulen eine Scheinsicherheit, aber 
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Was Sie ihnen unter vier Augen erzählen, interessiert mich 
nicht. Mich interessiert das, was in der Zeitung steht, und 
da steht überall, dass die Präsidenten und wir einer Mei-
nung sind. Und wenn Sie etwas erzählen, was damit nicht 
in Einklang steht – egal, ob die Dame Gote, Rupp oder 
der Herr Vogel heißt –, ist das völlig wurscht. 

Nummer drei: Wir haben vor fünf Jahren gemeinsam 
ein Innovationsbündnis verabschiedet, in dem von uns 
genaue Daten festgelegt worden sind, wie wir vorgehen. 
10 000 Studienplätze im Vorgriff haben die Professoren 
eingebracht durch eine Vorlesungsstunde mehr, auch 
daran will ich erinnern. Das haben Sie immer als beson-
ders negativ dargestellt. Dass umgekehrt Finanzminister 
und andere ebenso feste Zugeständnisse für den Staat 
gemacht haben, interessiert Sie nicht. Sonderprogramme 
zählen nicht.

Ich bin auch der Meinung, dass wir einen Riesenfortschritt 
haben, weil wir ab dem nächsten Jahr endlich wieder nicht 
nur auf einen Punkt festgelegte Finanzierungen haben, 
die in den nächsten fünf Jahren nur an der einen Stelle 
abgewickelt werden können, sondern die Haushaltsreste 
übertragen dürfen und damit flexibel geworden sind. Ich 
möchte mich bei Manfred Ach bedanken. Das ist ein Rie-
senfortschritt gegenüber den letzten 30 Jahren, in denen 
immer jemand nur auf der einen Stelle das Geld ausge-
ben konnte, das dafür festgelegt war. Das war eine gute 
Tat und das wird uns in der Zukunft flexibler machen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Wolfgang 
Vogel (SPD): Wie lange haben wir es gefordert, 
Herr Goppel?)

– Im Gegensatz zu anderen hier in diesem Raum, Herr 
Vogel, behaupte ich überhaupt nicht, dass Sie gelegentlich 
Forderungen aufstellen, die nachher nicht erfüllt werden 
können. Das ist selbstverständlich. Die Zeitentwicklung 
ist, wenn man seriös etwas diskutiert, nach einer ganzen 
Reihe von Jahren in der Lage, etwas zu ändern. 1974, als 
ich in diesen Landtag kam, haben sich 85 % der Eltern 
massiv dagegen gewehrt, ihre Kinder in Ganztagseinrich-
tungen zu geben. Heute sind die Familienverhältnisse 
völlig anders, und da wird auch die Politik verändert. Die 
CSU richtet sich an den Menschen aus und Sie an Ihrer 
Ideologie. 

(Beifall bei der CSU)

Diesen Unterschied müssen Sie erst einmal wahr-
nehmen.

Das Shanghai-Ranking, das uns immer wieder um die 
Ohren gehauen wird, ist gerade letzte Woche herausge-
kommen. Unter 400  Universitäten, die weltweit an der 
Spitze liegen, sind sieben von zehn bayerischen Univer-
sitäten – von wegen, wir hätten es nötig, Sie im Herbst 
ranzulassen. Bleiben Sie mir nur fort!

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Von diesen sieben Universitäten in der Spitze steht fest, 
dass sie alle besser sind als die französischen Universi-
täten im Schnitt. Wir sind gleich gut wie die Engländer. 

Was die finanzwirksamen Leistungen betrifft, sind es un-
verbindliche Floskeln, „in Aussicht gestellt, nach Maß-
gabe der in künftigen Haushaltsplänen hierfür verfügba-
ren Haushaltsmittel“; so steht es da drinnen. Darauf soll 
man sich verlassen können? Das ist doch wirklich nichts 
wert. 

Zu den unverbindlichen Absichtserklärungen, auch im 
letzten Abschnitt des Innovationsbündnisses: Wenn Sie 
für das Finanzministerium erklären, man werde, wenn es 
zu Haushaltssperren komme, den Wissenschaftsbereich 
besonders vorsichtig behandeln, muss ich sagen, dafür 
kann ich mir nichts kaufen. 

Sie haben den falschen Weg eingeschlagen und gehen 
diesen Weg in den nächsten fünf Jahren weiter. Wir 
werden im September dafür sorgen, dass Sie das nicht 
tun können. 

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Alois Glück: Das Wort hat Herr Staatsminister 
Dr. Goppel. 

Staatsminister Dr. Thomas Goppel (Wissenschaftsmi-
nisterium): Herr Präsident, Hohes Haus! Angesichts der 
späten Stunde und lädierter Stimmbänder bitte ich um 
Nachsicht. 

(Zuruf von der SPD)

– Für Sie ist es vielleicht eine frühe Stunde, für mich ist 
es eine späte. 

Angesichts der späten Stunde will ich es möglichst kon-
sequent und kurz machen. Ich will Ihnen aber auch ganz 
deutlich sagen, dass das, was Sie hier an Oberflächlich-
keit bieten, in der Beurteilung einer Politik von fünf Jahren 
nicht seinesgleichen hat. Das wird man nichts finden. 

Ich möchte Ihnen ausdrücklich sagen, wir haben 3000 
Planstellen festgelegt. Wir können aber nicht sagen, 
wohin sie gehen, weil wir gemeinsam mit ihnen festge-
legt haben, dass die Hochschulen im Wettbewerb dazu 
stehen und die Studierenden anwerben. Wenn die Stu-
dierenden kommen, können die Stellen erst anschließend 
vergeben werden, wenn wir also wissen, wohin sie gehen 
werden. 

Wir haben ausdrücklich gemeinsam festgelegt, wir geben 
in den nächsten zehn Jahren für den Ausbau der Hoch-
schulen 4 Milliarden Euro aus. Diese Mittel hat der Finanz-
minister zugestanden. Ich kann Ihnen anhand der letzten 
13 Jahre nachweisen, dass wir 5,5 Milliarden Euro aus-
gegeben haben. Das heißt, was wir getan haben, belegt, 
was wir uns für die Zukunft vornehmen. Dadurch rücken 
die Zahlen, die wir in der Vergangenheit hatten – außer 
dem Sparkurs der letzten vier Jahre, der notwendig war –, 
wieder in den normalen Blick. Das ist völlig seriös und in 
Ordnung. Was Sie hier behaupten, ist eine Unverschämt-
heit. Die Präsidenten der Hochschulen bestätigen uns in 
dieser Vorstellung. 

(Beifall bei der CSU)
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Ich will Ihnen ausdrücklich sagen: Diesen letzten Satz 
nehme ich nicht zurück und belege das mit Franz Josef 
Strauß: „Wer nach allen Seiten offen ist, der ist offenbar 
nicht ganz dicht.“ Das habe ich damit gemeint. 

(Heiterkeit bei der CSU)

Sie sind, wo immer Sie reden, nach allen Seiten offen 
und haben immer die Argumente zur Hand, die Ihnen 
gerade passen. Wer immer alles vertritt, kann am Ende 
auch recht kriegen. Sie vertreten jede Position, wie Sie 
sie gerade brauchen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

In „BayernFIT“ ist ausdrücklich festgeschrieben, dass die 
Forschungsallianz – –

(Anhaltende Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Präsident Alois Glück: Wir machen jetzt eine kleine Be-
ruhigungspause, damit wieder zugehört wird. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Der Mi-
nister braucht eine Beruhigungspause! Wie man 
in den Wald hineinruft!)

– Da brauchen Sie sich nicht gegenseitig zu beschuldi-
gen. Das ist ziemlich gleichmäßig verteilt.

Staatsminister Dr. Thomas Goppel (Wissenschaftsmi-
nisterium): Sehr richtig. Wie man in den Wald hineinruft 
mit Frau Radermacher, so kriegt man es zurück. Und 
wenn ich danach rede, kriegen Sie es zurück, das dürfen 
Sie sich gefallen lassen. 

(Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Sie sind 
der Rufer!)

– Nein, nein. Der Rufer hieß Radermacher, war weiblichen 
Geschlechts und hat sonst meine ganze Hochachtung – 
heute nicht. 

(Beifall bei der CSU)

Noch einmal zurück. „BayernFIT“ ist eine Einheit von vier 
großen Gruppen. Dazu gehört „Bayern innovativ“. Wir 
haben übrigens zwei Metropolregionen in Bayern. Wenn 
mal jemand nach Nürnberg versetzt wird, dann haben Sie 
Mitleid, wir dürften die Universitäten dort nicht einbuttern 
und nicht einbinden. Jetzt gehen sie gemeinsam nach 
Nürnberg, denn die zweite Metropolregion ist genauso 
viel wert wie die erste, jedenfalls in Brüssel. Die Frage ist, 
ob wir uns dort ernst nehmen lassen oder nicht. 

Da kann man dann leicht sagen: In dem Fall, wo es mir 
gerecht wird, bin ich eigentlich dafür, dass es so kommt. 
Wenn es dann anders gemacht wird und die mal weg-
ziehen müssen, wie zum Beispiel der eine oder andere 
aus den jetzigen Forschungseinheiten, dann ist das nicht 
in Ordnung – nur weil es gemeinsam verfügt worden ist. 
Entweder stärken wir die Regionen oder wir machen es 
nicht. Lassen Sie sie uns stärken. Dann gehen sie gemein-

Deutschland liegt im Mittel. Je weiter links man orientiert 
ist, desto mieser ist die Universität.

(Starker Beifall bei der CSU)

Frau Radermacher, ich muss meine Fraktion nicht erst 
zum Saufen schicken, wie Sie meine Kollegen verschi-
cken wollen. Wenn wir was Richtiges sagen, klatschen 
wir Beifall, wie es das braucht. 

(Beifall bei der CSU – Johanna Werner-Muggen-
dorfer (SPD): Ihr wart schon!)

Ich fand die Einlassung – es steht mir nicht zu, den Herrn 
Vizepräsidenten zu kritisieren – daneben. Dieser Satz 
gehört korrigiert. Herr Vizepräsident, ich finde, Sie sollten 
sich das noch einmal überlegen.

(Beifall bei der CSU) 

Damit bin ich schon bei der letzten Bemerkung: Bayern-
FIT GmbH, fünf Millionen und was Sie da alles an Schwie-
rigkeiten aufzeigen. Ob der Titel Ihnen gefällt oder nicht, 
ist der Welt wurscht. Er muss insgesamt etwas sagen. 

In dieser GmbH wird etwas Neues gemacht, was es in 
Deutschland bisher nicht gibt. Deshalb können Sie es gar 
nicht bewerten. Selbst wenn Sie sagen: Es taugt nichts, 
stimmt das deswegen nicht, weil so etwas noch nie da 
war. Sie müssen erst einmal sehen, ob es sich bewährt. 
Wir legen vier Institutionen zusammen, die gemeinsam in 
Brüssel Mittel abfordern, weil die einzelnen Institutionen 
es nicht geschafft haben und weil wir am Beispiel von 
Oberösterreich und am Beispiel anderer Nachbarn deut-
lich nachweisen können, dass die Zusammenfassung 
von wirtschaftlichen und von wissenschaftlichen Wün-
schen gut ist.

Sie haben zugestimmt, dass wir den Hochschulrat anders 
besetzt haben, dass die Hälfte von außen besetzt wird. 

(Widerspruch der Abgeordneten Adelheid Rupp 
(SPD) und Wolfgang Vogel (SPD))

– Entschuldigen Sie, ich kriege doch mit, was Sie drau-
ßen in der Debatte regelmäßig aufführen. 

(Adelheid Rupp (SPD): So ein Schmarrn!)

Es ist wichtig, dass wir in der Lage sind, den Raum mitbe-
stimmen zu lassen. Wie wollen Sie den Raum mitbestim-
men lassen, wenn Sie die Wirtschaft draußen lassen? Sie 
sind doch nicht ganz dicht. 

(Beifall bei der CSU – Johanna Werner-Muggen-
dorfer (SPD): Jetzt reicht´s aber!)

Präsident Alois Glück: Herr Staatsminister, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage der Frau Kollegin Sonnenholzner? 

Staatsminister Dr. Thomas Goppel (Wissenschaftsmi-
nisterium): Nein, Herr Präsident, ich bitte um Nachsicht. 
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Präsident Alois Glück: Frau Kollegin, ich will mich nicht 
in die Geschäftsordnung begeben und sagen: Wenn Sie 
etwas zu kritisieren haben, ist das Sache des Ältestenra-
tes. Sie können das hier vortragen, ohne dass ich mich 
darauf im Besonderen berufen werde. Wenn wir diesen 
Maßstab während des gesamten Tages angelegt hätten, 
hätten auch einige von Ihnen und auch andere Rügen 
erhalten. 

(Beifall bei der CSU)

Herr Staatsminister, Sie wollen noch etwas anmerken.

Staatsminister Dr. Thomas Goppel (Wissenschaftsmi-
nisterium): Herr Präsident! Was das häufige und heftige 
Trinken angeht, brauche ich mir nichts erzählen zu lassen. 
Ich gehöre zu denjenigen, die sehr wohl wissen, dass 
man, wenn man das Parlament betritt, darauf zu achten 
hat, dass die Summe und der Inhalt dessen, was man 
trinkt, den Bemerkungen von Frau Radermacher stand-
halten müssen.

(Beifall bei der CSU)

Was mich anbelangt: Ich habe dem Satz mit dem „dicht“ 
sofort die Erklärung mit dem „nach allen Seiten“ nachge-
schoben. Das ist der Unterschied zu Frau Radermacher. 
Sie hat gesagt, sie bleibt ohne Korrektur bei ihrer Bemer-
kung. Ich habe die Bemerkung anschließend sofort korri-
giert. So fein kann man auch sein.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Das Wort hat Herr Abgeordneter 
Vogel.

(Zuruf von der CSU: Jetzt kommt wieder das Vo-
gelgezwitscher!)

Wolfgang Vogel (SPD): Liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Ich wollte noch einmal darauf hinweisen, dass ich mich 
inhaltlich mit dem Innovationsbündnis und mit der Hoch-
schulpolitik sehr wohl auseinandergesetzt habe, dass 
ich es aber nicht für nötig erachtet habe, mich im Ton zu 
vergreifen. Insofern musste ich anschließend auch nichts 
korrigieren.

(Beifall bei der SPD)

Herr Goppel, es ist ein sehr bekannter rhetorischer Trick, 
erst etwas zu sagen und sich anschließend zu entschuldi-
gen. Besser ist es, man sagt es vorher gar nicht.

(Beifall bei der SPD)

Eines konnten Sie aber trotz eines roten Kopfes und einer 
immer lauter werdenden Stimme auch nicht richtig stel-
len: In dem vorgelegten Innovationsbündnis steht keine 
konkrete Zusage, wie die Haushaltsmittel in den nächs-

sam nach Nürnberg und dann wird in der Metropolregion 
dort gemeinsam Forschung eingefordert. Dann haben 
wir nachzuholen, dass in Baden-Württemberg derzeit die 
besseren Konditionen herrschen – dort ist die Wirtschaft 
dabei –, dass wir mit Nordrhein-Westfalen gleichauf sind 
– dort ist die Wirtschaft seit neuestem dabei, seit nicht 
mehr Sie regieren, sondern Pinkwart und Co., was die 
Wissenschaftspolitik angeht. 

Seitdem wir in diesem Zusammenhang gemeinsam 
andere Wege gehen, ist Forschung plötzlich interessant. 
Ich will ausdrücklich sagen, dass ich es selber genau-
so sehe, dass wir in den zurückliegenden Jahren in der 
Forschung den anderen zu viele Möglichkeiten gelassen 
haben. Wir haben in Deutschland zu wenig dafür gesorgt, 
dass wir in Brüssel rechtzeitig die Maximen festlegen, 
nach denen die Mittel auch zu uns geholt werden können. 
Das muss jetzt nachgeholt werden in der Kombination 
von Wirtschaft und Wissenschaft, und das gehört zum 
Innovationsbündnis dazu und muss von da aus wahrge-
nommen werden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich als Letztes 
festhalten: Ich habe in den zurückliegenden fünf Jahren 
von den Präsidentinnen und Präsidenten und den Rek-
torinnen und Rektoren unserer bayerischen Hochschulen 
am Anfang ungeheuer viel Kritik erfahren aus der Situation 
heraus, als sie gemerkt haben, dass sie sparen müssen. 
Zwei Jahre später haben sie gesagt: Vielen herzlichen 
Dank. Dadurch sind wir lebendig geworden. Wir haben 
neue Wege erschlossen. Wir sind ungeheuer lebendig.

(Werner Schieder (SPD): So einen Schmarrn er-
zählen!)

Früher haben sie gesagt: Wir haben nicht genug Geld. 
Gestern haben Herr Zimmer und Herr Schweiger aus-
drücklich in der Pressekonferenz der Öffentlichkeit erklärt, 
sie seien glücklich über das, was gemeinsam beschlos-
sen wurde. Das werden wir im September veröffentlichen 
und dann werden Sie sehen, wo Sie bleiben. 

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Präsident Alois Glück: Zu einer Zwischenbemerkung 
hat Frau Kollegin Sonnenholzner das Wort.

Kathrin Sonnenholzner (SPD): Was die nicht erfolgte 
Rüge des Vizepräsidenten und die Kritik an der Kollegin 
Radermacher angeht, Herr Staatsminister, ist Ihnen be-
kannt, dass zumal an so heißen sommerlichen Tagen wie 
heute viel Trinken medizinisch nicht nur wünschenswert, 
sondern dringend erforderlich ist? Falls das nicht der Fall 
sein sollte, erkundigen Sie sich bitte bei Herrn Dr. Zim-
mermann. Er wird Ihnen das gern aus ärztlicher Sicht be-
stätigen, hilfsweise die Frau Staatssekretärin. 

Zu Ihrer Einlassung, wir seien nicht ganz dicht: Es liegt mir 
fern, den Präsidenten zu kritisieren oder ihm Vorschläge 
zu unterbreiten. Ich würde aber doch meinen, dass dies 
durchaus zu rügen gewesen wäre.

(Beifall bei der SPD)
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ist die CSU-Fraktion. Gegenstimmen? – Fraktionen von 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltun-
gen? – Keine. Damit ist mit der Mehrheit der CSU so 
beschlossen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Zunächst einmal zum 
weiteren Verfahren: Wir haben „open end“ eingeladen; 
also bedarf es einer Meinungsbildung des Plenums da-
rüber, wann wir enden. Ich schlage vor, dass wir die Ta-
gesordnung jetzt abschließen. Ich darf darauf hinweisen, 
dass heute um 9.00 Uhr zum ersten Antrag vonseiten 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN namentliche Abstimmung 
beantragt ist. Nach der Aussprache wird es also sofort 
eine namentliche Abstimmung geben.

Ich darf weiter noch darauf hinweisen, dass heute um 8.30 
Uhr im Saal 1 eine ökumenische Andacht stattfindet.

Der Schlussbericht der Enquete-Kommission „Jungsein 
in Bayern“ wird um etwa 11.30 Uhr gegeben.

Ich komme jetzt zum Schluss. Ich habe vorher angekün-
digt, dass ich Ihnen den geheimnisvollen Professor Sad-
lobovic offensichtlich noch etwas erklären muss; denn in 
der CSU-Fraktion bestand große Heiterkeit, ansonsten 
aber Rätselraten. Dieser geheimnisvolle Gutachter ist in 
den letzten Jahrzehnten ein besonderer Berater des Kol-
legen Spitzner gewesen, der mit dessen Empfehlungen 
schon mehrere Kollegen in Verlegenheit gebracht hat. Er 
wollte ihn in seinen letzten Tagen im Parlament nochmals 
in Erinnerung rufen.

(Allgemeine Heiterkeit)

Noch niemand hat ihn gesehen, aber er hat mit diesem 
geheimnisvollen Gutachter trotzdem Wirkung erzielt.

Damit schließe ich die Sitzung. Wir fahren heute um 9.00 
Uhr fort.

(Schluss: Donnerstag, 17. Juli 2008, 00.27 Uhr)

ten Jahren verteilt werden sollen. Das geht nämlich auch 
nicht.

(Beifall bei der SPD)

Im Gegenzug verpflichten Sie aber die Hochschulen zu 
ganz konkreten Leistungen. Genau das greifen wir an: Die 
Hochschulen werden verpflichtet, etwas zu tun, während 
Sie gar nicht wissen, wie Sie Ihre Versprechen einhalten 
sollen.

(Beifall bei der SPD)

Dass an den Tagen außerhalb des Plenums leere Verspre-
chungen gemacht werden, dass der Wissenschaftsminis-
ter selbst sich an diversen dies academici hinstellen und 
sagen muss: Ich kann mich ja auch nicht besser beim 
Finanzminister durchsetzen und mehr als das erreichen, 
was herausgekommen ist, dann aber wieder etwas ver-
sprochen wird, ist Fakt. Insofern kann ich Ihnen nur sagen 
–  darüber haben wir uns schon ein paar Mal unterhal-
ten –: Im Hochschulbereich gibt es sehr wohl sehr höfli-
che Menschen, die mit Ihnen wie auch mit mir einen höfli-
chen Umgang pflegen. Das, was uns beiden dabei gesagt 
wird, ist manchmal aber so kontrovers unterschiedlich, 
dass ich mich, wenn ich zu einem Kanzler gehe und wenn 
mir dort die Zahlen gezeigt werden, schon frage, wer sich 
manche Zahlen schönredet und wer mit der Realität kon-
frontiert wird. Genau darauf wollte ich noch einmal hin-
weisen. Deswegen hat dieses Innovationsbündnis nichts 
mit der Realität im Hochschulalltag zu tun.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Alois Glück: Ich habe keine weitere Wort-
meldung vorliegen. Damit ist die Aussprache geschlos-
sen. Wir kommen zur Abstimmung. Der federführende 
Ausschuss für Hochschule, Forschung und Kultur emp-
fiehlt auf Drucksache 15/11106, dem Abschluss des 
Innovationsbündnisses zuzustimmen. Wer dieser Emp-
fehlung zustimmt, bitte ich um ein Handzeichen. – Das 
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Anlage 1

Abstimmungsliste
zur namentlichen Schlussabstimmung am 16.07.2008 zu Tagesordnungspunkt 32 a): Gesetzentwurf der Staatsregie-
rung; eines Bayerischen Versammlungsgesetzes (Drucksache 15/10181)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach Manfred X
Ackermann Renate X

Bause Margarete X
Dr. Beckstein Günther
Dr. Bernhard Otmar
Dr. Beyer Thomas
Biechl Annemarie X
Biedefeld Susann X
Bocklet Reinhold
Boutter Rainer X
Breitschwert Klaus Dieter X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brunner Helmut X

Christ Manfred X

Deml Marianne X
Dodell Renate X
Donhauser Heinz X
Dr. Dürr Sepp X

Eck Gerhard X
Eckstein Kurt X
Egleder Udo Georg X
Eisenreich Georg X
Eismann Peter X
Ettengruber Herbert X
Prof. Dr. Eykmann Walter X

Prof. Dr. Faltlhauser Kurt
Dr. Fickler Ingrid X
Fink Martin
Fischer Herbert X
Dr. Förster Linus X
Freller Karl X
Fricke Walburga X

Gabsteiger Günter X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Glück Alois X
Goderbauer Gertraud X
Görlitz Erika
Götz Christa X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Guckert Helmut X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine
Haedke Joachim X
Halbig Karin X
Hallitzky Eike X
Hausmann Heinz X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W.
Herold Hans X
Herrmann Joachim X
Hintersberger Johannes X
Hoderlein Wolfgang X
Hohlmeier Monika X
Holmeier Karl X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Hufe Peter
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Dr. Kaiser Heinz
Kamm Christine X
Kaul Henning X
Kern Anton
Kiesel Robert X
Kobler Konrad X
König Alexander X
Kränzle Bernd X
Kreuzer Thomas X
Dr. Kronawitter Hildegard
Kupka Engelbert X
Kustner Franz

Leichtle Willi
Graf von und zu Lerchenfeld Philipp X
Lochner-Fischer Monica
Lück Heidi X

Prof. Männle Ursula X
Dr. Magerl Christian X
Maget Franz X
Matschl Christa X

Anlage
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Abstimmungsliste
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Meißner Christian X
Memmel Hermann X
Miller Josef X
Dr. Müller Helmut
Müller Herbert
Mütze Thomas X

Naaß Christa X
Nadler Walter X
Narnhammer Bärbel X
Neumeier Johann
Neumeyer Martin X
Nöth Eduard X

Obermeier Thomas X

Pachner Reinhard X
Paulig Ruth
Peterke Rudolf X
Peters Gudrun X
Pfaffmann Hans-Ulrich X
Pflanz Lydia
Plattner Edeltraud X
Pongratz Ingeborg X
Pranghofer Karin X
Pschierer Franz Josef X

Dr. Rabenstein Christoph X
Radermacher Karin X
Rambold Hans X
Ranner Sepp
Richter Roland X
Ritter Florian X
Freiherr von Rotenhan Sebastian
Rotter Eberhard X
Rudrof Heinrich
Rüth Berthold X
Rütting Barbara
Dr. Runge Martin X
Rupp Adelheid

Sackmann Markus X
Sauter Alfred
Scharf-Gerlspeck Ulrike X
Scharfenberg Maria X
Schieder Werner X
Schindler Franz X
Schmid Berta X
Schmid Georg X
Schmid Peter X
Schmitt-Bussinger Helga
Schneider Siegfried X
Schorer Angelika X
Schuster Stefan X
Schwimmer Jakob

Name Ja Nein Enthalte
mich

Sem Reserl
Sibler Bernd
Sinner Eberhard X
Dr. Söder Markus
Sonnenholzner Kathrin X
Dr. Spaenle Ludwig X
Spitzner Hans X
Sprinkart Adi X
Stahl Christine X
Stahl Georg X
Stamm Barbara X
Steiger Christa X
Stewens Christa X
Stierstorfer Sylvia X
Prof. Dr. Stockinger Hans Gerhard X
Stöttner Klaus X
Dr. Stoiber Edmund
Strehle Max X
Strobl Reinhold X
Ströbel Jürgen X
Dr. Strohmayr Simone X

Thätter Blasius X
Tolle Simone X
Traublinger Heinrich X

Unterländer Joachim X

Prof. Dr. Vocke Jürgen X
Vogel Wolfgang X
Volkmann Rainer X

Wägemann Gerhard X
Wahnschaffe Joachim X
Prof. Dr. Waschler Gerhard X
Weichenrieder Max
Weidenbusch Ernst X
Weikert Angelika X
Weinberger Helga X
Dr. Weiß Bernd
Dr. Weiß Manfred X
Welnhofer Peter X
Werner Hans Joachim X
Werner-Muggendorfer Johanna X
Winter Georg X
Winter Peter X
Wörner Ludwig X
Wolfrum Klaus X

Zeitler Otto X
Zeller Alfons X
Zellmeier Josef X
Zengerle Josef X
Dr. Zimmermann Thomas X

Gesamtsumme 100 45 0
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Es bedeuten:
(E)	� einstimmige Zustimmungsempfehlung des 

Ausschusses
(G)	� Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 

mit Gegenstimmen
(ENTH)	� Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 

mit Enthaltungen oder
	 Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss
(A)	� Ablehnungsempfehlung des Ausschusses 

oder 
Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss

(Z)	 Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss

Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung über  
die nicht einzeln zu beratenden Anträge etc. zu Grunde gelegt wurden 
gem. § 59 Absatz 7 (Tagesordnungspunkt 35)	

Verfassungsstreitigkeiten

  1.	 Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs 
vom 17. April 2008 (Vf. 8-VII-08) betreffend Antrag 
auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Art. 2 
Nr. 8, Art. 3, 5 und 6 des Gesetzes zum Schutz der 
Gesundheit (Gesundheitsschutzgesetz - GSG) vom 
20. Dezember 2007 (GVBl S. 919, BayRS 
2126-3-UG) 
PII/G-1310/08-8 
Drs. 15/11077 (E) 
 
Votum des federführenden  
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Verfassungs-, Rechts- und  
Parlamentsfragen	 Z	 Z	 Z 
 
I.	 Der Landtag beteiligt sich am Verfahren. 
II.	 Es wird die Abweisung der Klage beantragt. 
III.	 Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeord-	
	 nete Ernst Weidenbusch bestellt.

2.	 Schreiben des Bundesverfassungsgerichts - Zweiter 
Senat - vom 18. Juni 2008 (2 BvE 2/08), 2 BvE 
1010/08, 2 BvR 1022/08) betreffend 

	 1.	� Antrag auf Feststellung im Organstreitverfahren, 
dass das Zustimmungsgesetz zum Vertrag von 
Lissabon vom 13. Dezember 2007 (ABl U 2007 
C 306/01) und die Begleitgesetze gegen das 
Grundgesetz verstoßen, 

	 2.	� Verfassungsbeschwerden gegen das Zustim-
mungsgesetz zum Vertrag von Lissabon, gegen 
das Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes 

(BTDrucks 16/8488) und gegen das Gesetz über 
die Ausweitung und Stärkung der Rechte des 
Bundestags und des Bundesrats in Angelegen-
heiten der Europäischen Union (BTDrucks 
16/8489), 

	 3.	� Anträge auf Erlass einer einstweiligen Anord-
nung sowie 

	 4.	� Anträge auf andere Abhilfe

	 PII/G-1320/08-4 
Drs. 15/11080 (ENTH) [X] 
 
Votum des federführenden  
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Verfassungs-, Rechts-  
und Parlamentsfragen	 7 Z	 Z	 Z		
	   	 2 ENTH

	 Die CSU-Fraktion hat beantragt, der Abstimmung 
das Votum Zustimmung zu Grunde zu legen. 
 
Der Landtag gibt im Verfahren keine Stellungnahme 
ab. 

  3.	 Schreiben des Bundesverfassungsgerichts - Erster 
Senat - vom 17. Juni 2008 (1 BvR 1443/08)  betref-
fend Verfassungsbeschwerde gegen § 32 Abs. 5 des 
Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung (Nds.SOG) in der Fassung 
des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung vom 25. November 2007 (GVBl S. 651) 
PII/G-1320/08-51 
Drs. 15/11079 (E) 
 
Votum des federführenden  
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Verfassungs-, Rechts-  
und Parlamentsfragen	 Z	 Z	 Z 
 
Der Landtag beteiligt sich nicht am Verfahren 

  4.	 Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs 
vom 23. Juni 2008 (Vf. 11-VII-08) betreffend Antrag 
auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Ver-
ordnung zur Änderung der Verordnung über den 
Nationalpark Bayerischer Wald vom 17. September 
2007 (GVBl S. 671, BayRS 791-4-2-UG), mit Aus-
nahme von § 1 Nr. 4 
PII/G-1310/08-9 
Drs. 15/11078 (E) 

Anlage 2
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  9.	 Antrag der Abgeordneten Gudrun Peters, Dr. Hilde-
gard Kronawitter, Dr. Thomas Beyer u.a. SPD 
Erfüllung des Bayerischen Gleichstellungsgesetzes 
im Rundfunkrat des Bayerischen Rundfunks und im 
Medienrat der Bayerischen Landeszentrale für neue 
Medien (BLM) 
Drs. 15/10375, 15/11111 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Hochschule, Forschung  
und Kultur	 A	 Z	 Z

10.	 Antrag der Abgeordneten Gudrun Peters, Dr. Hilde-
gard Kronawitter, Dr. Thomas Beyer u.a. SPD 
Befreiung von der Rundfunkfinanzierungspflicht für 
Bezieher niedriger Alterseinkünfte 
Drs. 15/10376, 15/10977 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Hochschule, Forschung  
und Kultur	 Z	 Z	 Z

11.	 Antrag der Abgeordneten Christa Naaß, Hans‑Ulrich 
Pfaffmann, Karin Pranghofer u.a. SPD 
Bericht über die Einstellungssituation für Sonder-
schullehrer zum kommenden Schuljahr 
Drs. 15/10434, 15/11045 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für Fragen des öffentlichen Dienstes, 
der den Antrag für erledigt erklärt hat. 

12.	 Antrag der Abgeordneten Gerhard Eck, Dr. Ingrid 
Fickler, Franz Josef Pschierer u.a. CSU 
Verkaufspolitik der Bayerischen Staatsforsten 
Drs. 15/10435, 15/10952 (ENTH) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Landwirtschaft  
und Forsten	 Z	 ENTH	ENTH

13.	 Antrag der Abgeordneten Dr. Sepp Dürr, Margarete 
Bause, Maria Scharfenberg u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Besserer Unterricht und besseres Lernen 
Initiative Armut in Bayern bekämpfen - mehr Chan-
cen schaffen (1) 
Drs. 15/10438, 15/10968 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 A	 Z	 Z

14.	 Antrag der Abgeordneten Dr. Sepp Dürr, Margarete 
Bause, Maria Scharfenberg u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Mehr Chancen für Menschen ohne Schulabschluss 
Initiative Armut in Bayern bekämpfen - mehr Chan-
cen schaffen (2) 
Drs. 15/10439, 15/10969 (A) 
 

Votum des federführenden  
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Verfassungs-, Rechts-  
und Parlamentsfragen	 Z	 Z	 Z 
 
Der Landtag beteiligt sich nicht am Verfahren

Anträge

  5.	 Antrag der Abgeordneten Helga Schmitt‑Bussinger, 
Angelika Weikert, Stefan Schuster SPD 
Schutz des ehem. Reichsparteitagsgeländes in 
Nürnberg vor rechtsextremen Versammlungen 
Drs. 15/3625, 15/11150 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Verfassungs-, Rechts-  
und Parlamentsfragen	 A	 Z	 Z

  6.	 Antrag der Abgeordneten Christa Naaß, Ludwig 
Wörner, Stefan Schuster u.a. SPD 
Bayern, aber gerechter 
„Ein-Euro-Jobber“: Mitbestimmung des Personalrats 
bei der Besetzung sicherstellen 
Drs. 15/8778, 15/10990 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Fragen des öffentlichen  
Dienstes	 A	 Z	 Z

  7.	 Antrag der Abgeordneten Christa Naaß, Karin Prang-
hofer, Stefan Schuster u.a. SPD 
Bayern, aber gerechter 
Keine Aushöhlung des Personalvertretungsgesetzes 
im Bereich der beruflichen Schulen 
Drs. 15/8884, 15/11099 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Fragen des öffentlichen 
 Dienstes	 A	 Z	 ohne 
bzw. gleichlautendes Votum  
des mitberatenden Ausschusses 
für Bildung, Jugend  
und Sport	 A	 Z	 Z

  8.	 Antrag der Abgeordneten Joachim Wahnschaffe, 
Dr. Simone Strohmayr, Christa Steiger u.a. SPD 
Bayern, aber gerechter 
Gleiche Chancen für alle Kinder und Jugend- 
lichen (8) 
Jugendsozialarbeit flächendeckend einführen 
Drs. 15/9685, 15/11068 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 A	 Z	 Z
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Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 A	 Z	 Z

20.	 Antrag der Abgeordneten Dr. Sepp Dürr, Margarete 
Bause, Maria Scharfenberg u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Folgen von Kinderarmut ausgleichen 
Initiative Armut in Bayern bekämpfen - mehr Chan-
cen schaffen (8) 
Drs. 15/10445, 15/10960 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 A	 Z	 Z

21.	 Antrag der Abgeordneten Dr. Sepp Dürr, Margarete 
Bause, Maria Scharfenberg u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Gesundheitsvorsorge für alle 
Initiative Armut in Bayern bekämpfen - mehr Chan-
cen schaffen (9) 
Drs. 15/10446, 15/10961 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 A	 Z	 Z

22.	 Antrag der Abgeordneten Dr. Sepp Dürr, Margarete 
Bause, Maria Scharfenberg u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Gesunde Ernährung 
Initiative Armut in Bayern bekämpfen - mehr Chan-
cen schaffen (10) 
Drs. 15/10447, 15/11040 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 A	 Z	 Z

23.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Georg 
Schmid, Renate Dodell, Joachim Unterländer u.a. 
und Fraktion CSU 
Sicherung einer bedarfsgerechten Krankenhausver-
sorgung 
Drs. 15/10461, 15/11037 (ENTH) [X] 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 Z	 ENTH	ENTH

24.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Ökologischen Anbau stärken 
Drs. 15/10463, 15/10953 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Landwirtschaft  
und Forsten	 A	 Z	 Z

Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 A	 Z	 Z

15.	 Antrag der Abgeordneten Dr. Sepp Dürr, Margarete 
Bause, Maria Scharfenberg u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Erziehungsauftrag der Schule stärken 
Initiative Armut in Bayern bekämpfen - mehr Chan-
cen schaffen (3) 
Drs. 15/10440, 15/11033 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 A	 Z	 Z

16.	 Antrag der Abgeordneten Dr. Sepp Dürr, Margarete 
Bause, Maria Scharfenberg u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Übergang Schule-Beruf stärken 
Initiative Armut in Bayern bekämpfen - mehr Chan-
cen schaffen (4) 
Drs. 15/10441, 15/10970 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 A	 Z	 Z

17.	 Antrag der Abgeordneten Dr. Sepp Dürr, Margarete 
Bause, Maria Scharfenberg u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Finanzkompetenz von Kindern und Jugendlichen 
stärken 
Initiative Armut in Bayern bekämpfen - mehr Chan-
cen schaffen (5) 
Drs. 15/10442, 15/10958 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 A	 Z	 Z

18.	 Antrag der Abgeordneten Dr. Sepp Dürr, Margarete 
Bause, Maria Scharfenberg u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Armutsforschung stärken - Bildungsarmut untersu-
chen 
Initiative Armut in Bayern bekämpfen - mehr Chan-
cen schaffen (6) 
Drs. 15/10443, 15/10959 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 A	 Z	 Z

19.	 Antrag der Abgeordneten Dr. Sepp Dürr, Margarete 
Bause, Maria Scharfenberg u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Existenzminimum sichern 
Initiative Armut in Bayern bekämpfen - mehr Chan-
cen schaffen (7) 
Drs. 15/10444, 15/11039 (A) 
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31.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Nulltoleranz für nicht zugelassene Gentechniksorten! 
Drs. 15/10535, 15/10954 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Landwirtschaft  
und Forsten	 A	 Z	 Z

32.	 Antrag der Abgeordneten Rainer Volkmann, Dr. Linus 
Förster, Franz Schindler u.a. SPD 
Integrationspolitik 
Schaffung der Stelle eines Landesintegrationsbeauf-
tragten 
Drs. 15/10584, 15/10962 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 A	 Z	 Z

33.	 Antrag der Abgeordneten Rainer Volkmann, Dr. Linus 
Förster, Franz Schindler u.a. SPD 
Integrationspolitik 
Interkulturelles Lernen 
Drs. 15/10585, 15/11139 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 A	 Z	 Z

34.	 Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Gleichstellung von Lebenspartnerschaften - jetzt! 
Drs. 15/10589, 15/11157 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Verfassungs-, Rechts-  
und Parlamentsfragen	 A	 Z	 Z

35.	 Antrag der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner, 
Dr. Hildegard Kronawitter, Dr. Thomas Beyer u.a. 
SPD 
Änderung des Landesentwicklungsprogramms - 
Luftverkehr 
Drs. 15/10592, 15/11083 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Wirtschaft, Infrastruktur,  
Verkehr und Technologie	 A	 Z	 Z

36.	 Antrag der Abgeordneten Dr. Linus Förster, Wolfgang 
Hoderlein, Dr. Heinz Kaiser u.a. SPD 
Bayern, aber gerechter 
Korruptionsprävention durch transparente Verwal-
tung: 
hier: Offenlegung von Sponsoring für Regierung und 
Verwaltung 
Drs. 15/10629, 15/11158 (A) 

25.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Staatsregierung in Gemeinschaftsunterkunft 
Drs. 15/10484, 15/11094 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 Z	 Z	 Z

26.	 Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Anhörung von betroffenen Verbänden und Organisa-
tionen zum Gesetzentwurf der Staatsregierung eines 
Bayerischen Versammlungsgesetzes (Drs. 15/10181) 
Drs. 15/10485, 15/11156 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Verfassungs-, Rechts-  
und Parlamentsfragen	 A	 Z	 Z

27.	 Antrag der Abgeordneten Gudrun Brendel‑Fischer 
CSU 
Anstellung von russlanddeutschen Lehrkräften 
Drs. 15/10517, 15/10949 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 Z	 Z	 Z

28.	 Antrag der Abgeordneten Henning Kaul u.a. CSU 
Änderungen von Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen in bestehenden Dauerschuldverhältnissen 
deutlich kennzeichnen 
Drs. 15/10525, 15/10955 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Umwelt und  
Verbraucherschutz	 Z	 Z	 Z

29.	 Antrag der Abgeordneten Reinhold Bocklet, Helmut 
Brunner, Franz Josef Pschierer u.a. CSU 
Nachhaltigkeit bei Biokraftstoffen umfassend defi-
nieren 
Drs. 15/10526, 15/11074 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Wirtschaft, Infrastruktur,  
Verkehr und Technologie	 Z	 Z	 Z

30.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Franz Maget, 
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Franz Schindler u.a. und 
Fraktion SPD 
NPD-Verbot 
Drs. 15/10533, 15/11153 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Verfassungs-, Rechts-  
und Parlamentsfragen	 Z	 Z	 Z
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42.	 Antrag der Abgeordneten Willi Leichtle u.a. SPD 
Sportangebot für Ganztagsschüler bei den gebun-
denen Ganztagsschulen 
Drs. 15/10731, 15/11136 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 A	 Z	 Z

43.	 Antrag der Abgeordneten Reinhold Strobl, Hans‑ 
Ulrich Pfaffmann, Angelika Weikert u.a. SPD 
Bayern, aber gerechter 
Bestandsgarantie für Hauptschulen in Bayern 
Drs. 15/10732, 15/11066 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 A	 Z	 Z

44.	 Antrag der Abgeordneten Joachim Unterländer u.a. 
CSU 
Gesamtkonzept für eine Verbesserung der umgangs-
rechtlichen Situation von Kindern, die von einer Tren-
nung der Eltern betroffen sind 
Drs. 15/10743, 15/11107 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 Z	 Z	 Z

45.	 Antrag der Abgeordneten Joachim Wahnschaffe,  
Kathrin Sonnenholzner, Christa Steiger u.a. SPD 
Situationsbericht über Ärzte im Rettungsdienst 
Drs. 15/10744, 15/11041 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 Z	 Z	 Z

46.	 Antrag der Abgeordneten Herbert Ettengruber,  
Thomas Obermeier, Martin Fink u.a. CSU 
Rücktrittsmöglichkeit bei Stichwahlen 
Drs. 15/10751, 15/10944 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Kommunale Fragen  
und Innere Sicherheit	 Z	 Z	 Z

47.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Klimaschutz im Verkehr - Kfz-Steuer schnellstmög-
lich auf CO2-Emissionen umstellen 
Drs. 15/10755, 15/11057 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Staatshaushalt  
und Finanzfragen	 A	 ENTH	Z

Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Verfassungs-, Rechts-  
und Parlamentsfragen	 A	 Z	 Z

37.	 Antrag der Abgeordneten Peter Welnhofer, Herbert 
Ettengruber u.a. CSU 
Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Vernach-
lässigung 
Drs. 15/10651, 15/11113 (G) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 Z	 A	 A

38.	 Dringlichkeitsantrag des Abgeordneten Franz Maget 
und Fraktion SPD 
Bayern, aber gerechter: 
Ehrliche Politik betreiben; Bayerns Bürger sofort 
entlasten - Mehr Netto jetzt, anstatt leerer Wahl-
kampfversprechen 
Drs. 15/10679, 15/11053 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Staatshaushalt  
und Finanzfragen	 A	 Z	 ENTH

39.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Georg 
Schmid, Renate Dodell, Joachim Unterländer u.a. 
und Fraktion CSU 
Vereinfachung und Flexibilisierung der arbeitsmarkt-
politischen Instrumente 
Drs. 15/10681, 15/11038 (G) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 Z	 A	 A

40.	 Antrag der Abgeordneten Christa Steiger, Kathrin 
Sonnenholzner, Dr. Simone Strohmayr u.a. und Frak-
tion SPD 
Vertretung der kommunalen Behindertenbeauftrag-
ten im Landesbehindertenrat 
Drs. 15/10694, 15/10963 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 Z	 Z	 Z

41.	 Antrag der Abgeordneten Joachim Unterländer u.a. 
CSU 
Entschließung zum Gesetzentwurf der Staatsregie-
rung zur Änderung des Bayerischen Behinderten-
gleichstellungsgesetzes 
(Drs. 15/10390) 
Drs. 15/10695, 15/11101 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 Z	 Z	 Z
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	 Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Landwirtschaft  
und Forsten	 Z	 Z	 Z

54.	 Antrag der Abgeordneten Renate Dodell, Joachim 
Unterländer, Prof. Dr. Gerhard Waschler u.a. CSU 
Qualität in Erziehung und Bildung in Bayern sichern 
Konzept für Jugendsozialarbeit an Schulen weiter-
entwickeln 
Drs. 15/10800, 15/11069 (G) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 Z	 A	 A

55.	 Antrag der Abgeordneten Joachim Unterländer u.a. 
CSU 
Zukunft des Gehörloseninstituts Bayern sichern 
Drs. 15/10801, 15/11091 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 Z	 Z	 Z

56.	 Antrag der Abgeordneten Gudrun Peters, Heidi 
Lück, Angelika Weikert u.a. SPD 
Fachhauswirtschaftliche Ausbildung 
Drs. 15/10808, 15/11061 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Landwirtschaft und Forsten	 Z	 Z	 Z

57.	 Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Menschenrechtsverletzungen in China und die 
Olympischen Spiele 2008 in Peking 
Drs. 15/10809, 15/11159 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Verfassungs-, Rechts-  
und Parlamentsfragen	 A	 Z	 Z

58.	 Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Präventionsmaßnahmen zum Schutz der Jugend-
lichen vor übermäßigem Alkoholkonsum 
Drs. 15/10810, 15/11125 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 A	 A	 Z

59.	 Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Gewässerentwicklungspläne im Internet veröffent- 
lichen 
Drs. 15/10813, 15/11065 (E) 
 

48.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Franz Maget, 
Christa Naaß, Stefan Schuster u.a. und Fraktion SPD 
Bayern, aber gerechter! 
Wegstreckenentschädigung für die eigenen Beschäf-
tigten verbessern anstatt Forderungen zu erheben, 
die andere zu bezahlen haben 
Drs. 15/10756, 15/10991 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Fragen des  
öffentlichen Dienstes	 A	 Z	 Z

49.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Solidarität mit den Milchbauern 
Drs. 15/10757, 15/11058 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Landwirtschaft  
und Forsten	 Z	 Z	 Z

50.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Franz Maget, 
Heidi Lück, Christa Naaß u.a. und Fraktion SPD 
Milchquotenregelung 
Drs. 15/10758, 15/11059 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Landwirtschaft  
und Forsten	 Z	 Z	 Z

51.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Bayern zur gentechnikfreien Region entwickeln! 
Drs. 15/10759, 15/11064 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Umwelt und  
Verbraucherschutz	 A	 Z	 Z

52.	 Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Radverkehrsförderung für den Klimaschutz 
Drs. 15/10760, 15/11149 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Wirtschaft, Infrastruktur,  
erkehr und Technologie	 A	 Z	 Z

53.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Georg 
Schmid, Karl Freller, Helmut Brunner u.a. und Frakti-
on CSU 
Faire Rahmenbedingungen für bayerische Milchbau-
ern 
Drs. 15/10767, 15/11060 (E)
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65.	 Antrag der Abgeordneten Christa Naaß, Hans‑Ulrich 
Pfaffmann, Karin Pranghofer u.a. SPD 
Bayern, aber gerechter! 
Einsatzschule vor Sommerferien nennen 
Drs. 15/10855, 15/11067 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 A	 Z	 Z

66.	 Antrag der Abgeordneten Christa Naaß, Hans‑Ulrich 
Pfaffmann, Karin Pranghofer u.a. SPD 
Bayern, aber gerechter! 
Gerechte Bezahlung der Referendare und Anwärter 
(I) 
Drs. 15/10856, 15/11116 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Fragen des  
öffentlichen Dienstes	 A	 Z	 Z

67.	 Antrag der Abgeordneten Christa Naaß, Hans‑Ulrich 
Pfaffmann, Karin Pranghofer u.a. SPD 
Bayern, aber gerechter! 
Gerechte Bezahlung für Referendare und Lehramts-
anwärter (II) 
Drs. 15/10857, 15/11118 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Fragen des  
öffentlichen Dienstes	 A	 Z	 ohne 
bzw. gleichlautendes Votum  
des mitberatenden Ausschusses 
für Staatshaushalt  
und Finanzfragen	 A	 Z	 Z

68.	 Antrag der Abgeordneten Christa Naaß, Hans‑Ulrich 
Pfaffmann, Karin Pranghofer u.a. SPD 
Bayern, aber gerechter! 
Übernahmegarantie in den staatlichen Schuldienst 
für Referendare und Lehramtsanwärter 
Drs. 15/10858, 15/11070 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 A	 Z	 Z

69.	 Antrag der Abgeordneten Christa Naaß, Hans‑Ulrich 
Pfaffmann, Karin Pranghofer u.a. SPD 
Bayern, aber gerechter! 
Verbesserung der Rahmenbedingungen an allen 
Ausbildungsschulen 
Drs. 15/10859, 15/11071 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 A	 Z	 Z

Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Umwelt und  
Verbraucherschutz	 Z	 Z	 Z

60.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Franz Maget, 
Karin Pranghofer, Dr. Heinz Kaiser u.a. und Frak- 
tion SPD 
Rettung der Biodieselproduktion in Ochsenfurt, 
Landkreis Würzburg 
Drs. 15/10830, 15/11145 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Wirtschaft, Infrastruktur,  
Verkehr und Technologie	 A	 Z	 Z

61.	 Antrag der Abgeordneten Werner Schieder, Heidi 
Lück, Klaus Wolfrum u.a. SPD 
Förderung der Fischerei in Bayern im Rahmen des 
Europäischen Fischereifonds (EFF) 
Drs. 15/10839, 15/11062 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Landwirtschaft und Forsten	 Z	 Z	 Z

62.	 Antrag der Abgeordneten Joachim Unterländer u.a. 
CSU 
Einrichtung von Pflegestützpunkten nach dem Pfle-
geweiterentwicklungsgesetz fördern 
Drs. 15/10843, 15/11129 (G) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 Z	 Z	 A

63.	 Antrag der Abgeordneten Helmut Brunner, Manfred  
Ach, Kurt Eckstein u.a. CSU 
Förderung der Fischerei in Bayern 
Drs. 15/10852, 15/11063 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Landwirtschaft  
und Forsten	 Z	 Z	 Z

64.	 Antrag der Abgeordneten Christa Naaß, Hans‑Ul-
rich Pfaffmann, Karin Pranghofer u.a. SPD 
Bayern, aber gerechter! 
Finanzielle Entlastung der Referendare und Lehr-
amtsanwärter 
Drs. 15/10854, 15/11115 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Fragen des öffentlichen  
Dienstes	 A	 Z	 ohne 
bzw. gleichlautendes Votum  
des mitberatenden Ausschusses 
für Staatshaushalt  
und Finanzfragen	 A	 Z	 Z
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75.	 Antrag der Abgeordneten Renate Dodell, 
Prof. Dr. Gerhard Waschler, Joachim Unterländer u.a. 
CSU 
Qualität in Erziehung und Bildung in Bayern sichern 
Weiterentwicklung des Bildungs- und Erziehungs-
planes 
Drs. 15/10936, 15/11141 (ENTH) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 Z	 ENTH	ENTH 
 
Über den Antrag ist einzeln abzustimmen.

76.	 Antrag der Abgeordneten Udo Georg Egleder, 
Hans‑Ulrich Pfaffmann, Karin Pranghofer u.a. SPD 
Flächendeckende Einführung der „Beruflichen Ober-
schule“ 
Drs. 15/10937, 15/11147 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 A	 Z	 ENTH

77.	 Antrag der Abgeordneten Rudolf Peterke, Joachim 
Unterländer CSU 
Aktion „Disco-Fieber“ 
Drs. 15/10938, 15/11126 (ENTH) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Sozial-, Gesundheits-  
und Familienpolitik	 Z	 ENTH	ENTH

78.	 Antrag der Abgeordneten Josef Zellmeier, Petra  
Guttenberger, Gudrun Brendel‑Fischer u.a. CSU 
Konzept zur Verlagerung von Tätigkeiten im Bereich 
der Finanzverwaltung 
Drs. 15/10939, 15/11046 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Staatshaushalt  
und Finanzfragen	 Z	 Z	 Z

79.	 Antrag der Abgeordneten Franz Josef Pschierer u.a. 
CSU 
Reform des Schornsteinfegerwesens 
Drs. 15/10965, 15/11123 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Wirtschaft, Infrastruktur,  
Verkehr und Technologie	 Z	 Z	 Z

80.	 Antrag des Abgeordneten Alexander König CSU 
Elektrifizierung der Eisenbahnstrecken Nürnberg - 
Hof - Reichenbach und Regensburg - Hof - Reichen-
bach 
Drs. 15/10966, 15/11127 (E)

70.	 Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Barrierefreier Ausbau und Ertüchtigung des Bahn-
knotenpunktes Donauwörth 
Verbesserung des Schienennahverkehrs auf den 
Strecken Augsburg - Nürnberg, der Donautalbahn 
von Regensburg nach Ulm und der Riesbahn nach 
Aalen durch einen barrierefreien Ausbau des Bahn-
hofs Donauwörth und eine deutliche Verbesserung 
der Umsteigesituation sowie Ertüchtigung der Bahn-
strecken 
Drs. 15/10860, 15/11096 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Wirtschaft, Infrastruktur,  
Verkehr und Technologie	 A	 Z	 Z

71.	 Antrag der Abgeordneten Gerhard Wägemann, 
Dr. Ludwig Spaenle, Thomas Obermeier CSU 
Stärkung des kulturellen und geotouristischen  
Regionalbewusstseins im Bereich Museum Solnho-
fen und der STEINreichen5 
Drs. 15/10875, 15/11090 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Hochschule, Forschung  
und Kultur	 Z	 Z	 Z

72.	 Antrag der Abgeordneten Alexander König, 
Franz Josef Pschierer u.a. CSU 
Ziele der Bayerischen Staatsforsten 
Drs. 15/10882, 15/11072 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Landwirtschaft  
und Forsten	 Z	 Z	 Z

73.	 Antrag der Abgeordneten Franz Josef Pschierer, 
Philipp Graf von und zu Lerchenfeld, Helmut Brunner 
u.a. CSU 
Fortführungslösung für die Campa AG und die VNR 
Drs. 15/10905, 15/11143 (E) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Wirtschaft, Infrastruktur,  
Verkehr und Technologie	 Z	 Z	 Z

74.	 Antrag der Abgeordneten Peter Schmid, 
Prof. Dr. Gerhard Waschler, Gerhard Wägemann u.a. 
CSU 
Sport an Ganztagsschulen 
Drs. 15/10906, 15/11137 (G) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 Z	 A	 A
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86.	 Antrag der Abgeordneten Otto Zeitler, 
Franz Josef Pschierer, Herbert Ettengruber u.a. CSU 
Schienenanbindung des Flughafens München Franz-
Josef-Strauß nach dem Verzicht auf den Bau einer 
Transrapidverbindung zum Flughafen 
Drs. 15/11052, 15/11133 (G) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Wirtschaft, Infrastruktur,  
Verkehr und Technologie	 Z	 2 Z	 A 
		  1 ENTH 
Die SPD-Fraktion hat beantragt, der Abstimmung 
das Votum „Zustimmung“ zu Grunde zu legen.

87.	 Antrag der Abgeordneten Dr. Christoph Rabenstein, 
Peter Hufe, Adelheid Rupp u.a. und Fraktion SPD 
Ausbau der wissenschaftlichen Bibliotheken in Ba-
yern zu innovativen Informationszentren 
7. Mittel für die Bestandserhaltung und die Retro-
konversion 
Drs. 15/8205, 15/11089 (E) [X] 
 
Abweichendes Votum des  
mitberatenden Ausschusses	 CSU	 SPD	 GRÜ 
für Staatshaushalt  
und Finanzfragen	 A	 Z	 Z

88.	 Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und Frakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Kein weiterer Einsatz von Elektroofenschlacke (EOS) 
im Straßenbau 
Drs. 15/10467, 15/11029 (A) [X] 
 
Abweichendes Votum des  
mitberatenden Ausschusses	 CSU	 SPD	 GRÜ 
für Staatshaushalt  
und Finanzfragen	 Z	 Z	 Z

89.	 Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Gerhard Waschler 
u.a. CSU 
Professur für Pädagogik und Didaktik der Haupt-
schule 
Drs. 15/10516, 15/10978 (G) [X] 
 
Abweichendes Votum des mitberatenden 
Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen, der den Antrag für erledigt erklärt hat. 

90.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Marga-
rete Bause, Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. 
und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Nachhaltige Bewirtschaftung des Staatswaldes si-
cherstellen! 
Drs. 15/10682, 15/11028 (A) [X] 
 
Abweichendes Votum des  
mitberatenden Ausschusses	 CSU	 SPD	 GRÜ 
für Staatshaushalt  
und Finanzfragen	 1 Z	 Z	 Z 
 	 6 A			    	
	 2 ENTH 
Über den Dringlichkeitsantrag ist einzeln abzu-
stimmen.

	 Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Wirtschaft, Infrastruktur,  
Verkehr und Technologie	 Z	 Z	 Z

81.	 Antrag der Abgeordneten Georg Schmid, Karl Freller, 
Helmut Brunner u.a. CSU 
Keine Verschärfungen durch Deutsches Umweltge-
setzbuch 
Drs. 15/10976, 15/11073 (G) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Landwirtschaft  
und Forsten	 Z	 ENTH	A

82.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Franz Maget, 
Dr. Thomas Beyer, Dr. Hildegard Kronawitter u.a. und 
Fraktion SPD 
Europarechtliche Konformität der Tariftreuerege-
lungen bei öffentlichen Auftragsvergaben in Bayern 
Drs. 15/10983, 15/11128 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Wirtschaft, Infrastruktur,  
Verkehr und Technologie	 A	 Z	 Z

83.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Dr. Sepp Dürr, Maria Scharfenberg u.a. und 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Kündigung der Mitgliedschaft Bayerns in der Inter-
nationalen Länderkommission Kerntechnik (ILK) 
Drs. 15/10986, 15/11138 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Umwelt und  
Verbraucherschutz	 A	 Z	 Z

84.	 Antrag der Abgeordneten Udo Georg Egleder u.a. 
SPD 
Sportförderrichtlinien des Freistaats Bayern: Verein-
spauschale 
Drs. 15/11027, 15/11142 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Bildung, Jugend  
und Sport	 A	 Z	 Z

85.	 Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Franz Maget, 
Susann Biedefeld, Ludwig Wörner u.a. und Frak- 
tion SPD 
Neue Atomkraftwerke in Bayern? 
Drs. 15/11051, 15/11132 (A) 
 
Votum des federführenden 
Ausschusses für	 CSU	 SPD	 GRÜ 
Wirtschaft, Infrastruktur,  
Verkehr und Technologie	 A	 Z	 Z
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91.	 Antrag der Abgeordneten Reinhold Bocklet, Engel-
bert Kupka, Prof. Ursula Männle u.a. CSU 
Taktverdichtung und Taktverbesserung bei den 
Münchner S-Bahn-Linien 
Drs. 15/10880, 15/11082 (E) [X] 
 
Abweichendes Votum des  
mitberatenden Ausschusses	 CSU	 SPD	 GRÜ 
für Staatshaushalt  
und Finanzfragen	 Z	 Z	 Z

92.	 Antrag der Abgeordneten Wolfgang Vogel, Pe-
ter Hufe, Dr. Christoph Rabenstein u.a. SPD 
Ausbau und Sicherung der sozialen Infrastruktur der 
Studierenden durch die bayerischen Studenten-
werke 
Drs. 15/10892, 15/11092 (E) [X] 
 
Abweichendes Votum des  
mitberatenden Ausschusses	 CSU	 SPD	 GRÜ 
für Staatshaushalt  
und Finanzfragen	 Z	 Z	 Z


